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1864.

Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Erstes Stüch vom Jahre 1864.

X I. Verordnung,
die Einberufung des Landtags betreffend, vom 22. December 1863.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzbmg #rc
verordnen hiermit, daß der ordentliche Landtag des Fürstenthums auf den 1. Februar
1864 in Unsers Nesidenz Rudolstadt einberufen werde, und beauftragen Unser Ministe-
rium mit der Ausführung dieser Verordnung.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
IJnsiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 22. December 1863.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Kürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXV. 1
Ausgegeben in Rudolstadt den 2. Januar 1864.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

JIweites Stüch vom Jahre 1864.

 II. Ministerial-Bekanntmachung
vom 2. Jannar 1864, die zwischen der biesigen Fürstlichen Staatsregierung
und dem Königlich Niederländischen Gonvernement getroffene Uebereinkunft wegen

gegenseitiger Aufhebung des Abzugsgeldes betreffend.

Nachdem zwischen der hiesigen Fürstlichen Staatsregierung#und dem Königlich
Niederländischen Gouvernement wegen gegenseitiger Aufhebung des Abzugsgeldes eine
Uebereinkunft geschlossen worden ist, so wird dieselbe durch eine Uebersetzung der von
dem Königlich Niederländischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten P. van der
Maesen de Sombreff in französischer Sprache ausgefertigten Erklärung nach-
stehend zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 2. Januar 1864.
Frlürstl. Schwarzb. Ministerinm.

v. Bertrab.

Nachdem die Regierung Seiner Majestät des Königs der Niederlande, und die
Seiner Durchlaucht des Fürsten von Schwarzburg-Rudolstadt es angemessen gesunden
haben, über die Befugniß der Unterthanen sowohl bei Erbschaftsfällen als bei Ausfuhr
von Vermögen in beiden Staaten bestimmte Grundsätze aufzustellen, ist der unter-
zeichnete Minister der auswärtigen Angelegenheiten Seiner Majestät des Königs der
Niederlande bevollmächtigt, hiermit zu erklären:

1) Die Untertbanen Seiner Durchlaucht des Fürsten von Schwarzburg-Nudol.
stadt sollen in dem Königreiche der Niederlande das Recht, Erbschaften ab inleslmo
oder durch Testament, so wie Schenkungen unter Lebenden zu erwerben oder zu über-

Fürstl. Schw. Kudolst. Gesetzsamml. XXV. 2
« Ausgkqebenit!Nudolstndtbc-IM.JanusckjSCLL
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tragen in gleicher Weise geniehen, wie die Niederländischen Unterthanen, und ohne,
wegen ihrer Eigenschaft als Ausländer, irgend einem Abzuge oder einerSteuer, welche
nicht auch von Inländern zu bezahlen wäre, unterworfen zu sein.

2) Bei der Ausfuhr von Vermögen, welches, unter welchem Titel es auch sei, von
Unterthanen des Fürstenthums Schwarzburg= Nudolstadt in den Niederländischen
Staaten erworben ist, soll weder Abzugs: noch Nachsteuer, noch irgend eine Abgabe
erhoben werden, welcher die Inländer nicht auch untenworsen wären.

3) Die unter 2) eswähnte Aufhebung erstreckt sich nicht allein auf die durch die
Staatscasse zu erhebenden Abzugsgesälle, sondern auch auf alle Abzugsgelder, deren Er-
hebung einzelnen Individuen, Gemeinden oder öffenklichen Stiftungen zustehen würde.
Gegenwärtige Erklärung soll gegen eine ähnliche Ausfertigung des Staats-

ministers von Bertrab im Namen der Regierung Seiner Durchlaucht des Fürsten von
Schwarzburg-Rudolstadt ausgewechselt werden.

So geschehen und unterzeichnet in Haag den 29. October 1863.

DerMinister der auswärligen Angelegenheiten Seiner Majeslät des Königs
derNiederlande

P. van der Maesen * Sombreff.
 — —

 . HL. Ministerial-Bekanntmachung
vom 4. Jannar 1864,betreffend den zwischen den Staaten des deutschen
Zoll= und Handels-Vereines einerseits und der Republik Chili andererseits ab-

geschlosseuen Frcuwschafts-; Handels= und Schiffahrts -Vortrag.
Nachdem zwischen den Staaten des deutschen Zoll- undHawels=Vereines einer-

seits und der Republik Chili andererseits unterm 1. Februar 1862 ein Freundschafts.,
Handels- und Schifffahrts-Vertrag abgeschlossen und derselbe hierauf gegenseitig rati-
fieirt worden ist, so wird dieser Vertrag hinsichtlich seines deutschen Textes hiermit zur.
öffentlichen Kennlniß gebracht.

Rudolstadt, den 4. Januar 1864.
Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.

v. Bertrakb.
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Freundschafts-, Handels= und Schifffährts-Vertrag
zwischen

Preußen und den übrigen Staaten desdeutschen Zollvereines einki#
seits und der Republik Chili andererseits.

Seine Majestät der König von Preußen, sowohl für Sich, als in Vertretung
der dem Preußischen Zoll- und Steuer, Systeme angeschlossenen sonveräinen Länder
und Landestheile, nämlich des Grohherzogthumes Luxemburg, der Wroßherzöglich
Mecklenburgischen Enklaven Nossow, Neteband und Schönberg, des Großherzoglich
Oldenburgischen Fürstenthumes Birkenfeld, der Herzogthümer Anhalt-Dessau-Köthen
und Anhalt Bernburg, der Fürstenthümer Waldeck und Pyrmont, des Fürstenthumes
Lippe und des Landgräflich Hessischen Oberamtes Meisenheim, als auch Naniens der
übrigen Mitglieder des deutschen Zoll= und Handels= Vereines, nämlich der Krone
Bavern, der Krone Sachsen, der Krone Hannover zugleichin Vertretung des Fürsten-
thumes Schaumburg-Lippe, und der Krone Würtkemberg, des Großherzogthumen
Baden, des Kurfürstenthumes Hessen, des Grohherzogthumes Hessen, zugleich das
Landgräflich Hessische Amt Homburg vertretend, der den Thüringischen Zoll= und
Handels-Verein bildenden Staaken, namentlich des Großherzogihumes Sachsen, det
Herzogthümer Sachsen-Meiningen, Sachsen= Altenburg und Sachsen = Coburg und
Gotha, der FürstenthümerSchwarzburg:. Rudolstadt und Schwarzburg= Sonders:
hausen, Reuß älterer und Reuß jüngerer Linie, des Herzogthumes Braunschweig, b“4
Herzogthumes Oldenburg, des Herzogthumes Nassau und der freien Stadt Frankfurt
einerseits, und Seine Excellenz der Präsident der Repüblik Chili andererseits vom
dem Wuusche beseelt, die Freundschafts-, Handels= und Schifffahrts= eziehungest
wwischen den Staaten des Zollvereines und der Republik Chili auszudehien und à#
befestigen, haben es für zveckmähig und angemesset erachtet, Unterhandlungen zu
eröffnen und zu gedachtem Behufe einen Vertrag abzuschließen und haben zu dem En
zu Be ernannt, nämlich:

Majestät der König von PreußenKenhän Ihren Geschäftsträger bei der Remint Chili Herrn Ccdel
Ferdinand Levenhagen, Nitter des rothen Adlerordens III. Klässt
mit der Schleife, Offizier des Kaiserlich Brasilianischen Rosen- Ordens,
Nitter des Königlich Niederländischen Löwen-Or#ens 2c,

und
2.
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Se. Excellenz der Präsident der Republik Chili
den Henn Jovino Novoa,

welche, nachdem sie ihre Vollmachten sich mitgetheilt und solche in guter und gehöriger
Form besunden haben, über nachstehende Artikel übereingekommensind:

Artikel 1.
Zwischen den Staaten des Zollvereines und der Republik Chili und zwischen

ihren resp. Unterthanen und Bürgern soll fortdauernde Freundschaft bestehen.
Artikel 2.

Zwischen den Staaten des Zollvereines und den Gebieten der Republik Chili soll
gegenseitige Freiheit des Handels Statt sinden. Es soll den Unterthauen und Bür-
gemn eines jeden der beiden vertragenden Theile freistehen, unbehindert und sicher mit
ihren Schifsen und Ladungen nach allen Plätzen, Häsen und Flüssen in den Gebieten
des anderen zu kommen, wo der Handel mit anderen Nationen gestattet ist oder gestattet
werden wird. Sie können in jedem Theile der gedachten Gebiete sich aufhalten und
daselbst wohnen und Häuser und Magazine miethen und bewohnen und, soweit die
Landesgesetze es gestatten, Groß= oder Klein-Handel treiben mit allen Arten von
Erzeugnissen, Mannfakturen und Waaren und sollen für ihre Person und Eigenthum
und bei Ausübung ihres Gewerbes und Handels denselben Schuhz und dieselbe Sicher-
heit genießen, deren nach den Gesetzen der betreffenden Länder die einheimischen
Unterthanen und Bürger sich erfreuen.

Ingleichen soll es den Kriegsschiffen und den Packet- oder Post-Schiffen eines
jeden der vertragenden Theile freislehen, nach allen Häfen, Flüssen und Plätzen innerhalb
der Gebiete des Anderen, wo jetzt oder künftig Kriegsschiffe, oder Post= oder Packet-
Schiffe anderer Nationen zugelassen werden, zu kommen, daselbst zu ankern, zu bleiben
und Ausbesserungen vorzunehmen, wobei sie jederzeit den Gesetzen und Verordnungen
der resp. Länder untenvorfen bleiben. ,

Hierbei wird ausdrücklich erklärt, daß die Bestimmungen des gegenwärtigen
Artikels die Küstenfahrt zwischen einem und dem anderen in demselben Gebiete be-
legenen Hafen nicht einbegreifen; es soll jedoch als Küstenschifffahrt nicht angesehen
werden, wenn ein von über See hergekommenes Schiff in verschiedenen Häfen des
Gebietes Eines der kontrahirenden Theile seine Ladung allmälig vervollständigt oder
in derselben Weise entlöscht.
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Artikel 3.

Es sollen keinem Artikel, welcher Boden- oder Gewerbs-Erzeugniß der Republik
Clili ist, andere oder höhere Zölle bei der Einfuhr in die Staaten des Zollvereines,
und es sollen keinem Artikel, welcher Boden, oder Gewerbs-Erzeugniß der Zollvereins-
Staaten ist, andere oder höhere Zölle bei der Einfuhr in die Gebiete der Republik
Chili auferlegt werden, als jetzt oder künftig von dergleichen Artikeln, welche das. Bodeu-
oder Gewerbs-Erzeugniß irgend eines fremden Landes sind, entrichtet werden.

Ebensowenig sollen andere oder höhere Zölle oder Abgaben in den Besitzungen
oder Gebieten eines der vertragenden Theile auf die Ausfuhr irgend eines Artikels
nach den Besitzungen oder Gebieten des anderen gelegt werden, als diejenigen,
welche jetzt oder künftig auf die Ausfuhr des gleichen Artikels nach irgend einem
anderen fremden Lande gelegt werden. Es soll kein Verbot auf die Einfuhr irgend
eines Boden= oder Gewerbs-Erzeugnisses der Gebiete eines der beiden vertra-
genden Theile in die Gebiete des anderen gelegt werden, welches sich nicht gleich-
mäßig auf die Einfuhr derselben Boden-- oder Gewerbs-Erzeugnisse irgend eines
anderen Landes erstreckt; auch soll kein Verbot auf die Ausfuhr irgend eines Artikels
aus den Gebieten des einen der beiden vertragenden Theile nach den Gebieten des
anderen gelegt werden, welches sich nicht gleichmäßig auf die Ausfuhr desselben Artikels
nach den Gebieten aller anderen Nationen erstreckt. «

Artikel 4.
Es sollen in den Häfen eines jeden der beiden vertragenden Theile den Schiffen

des anderen Landes, ohne Unterschied, von welchem Orte sie kommen, keine Tonnen-,
Hafen-, Lootsen-, Leuchtfeuer-, Quarantaine oder andere ähnliche oder entsprechende
Abgaben irgend welcher Art oder Benenmung, gleichviel, ob solche im Namen oder
zum Vortheil der Regierung, öffentlicher Beamten, Korporationen oder irgend welcher
Anstalt erhoben werden, auferlegt werden, welche nicht in gleichem Falle den ein-
heimischen Schiffen auferlegt werden; undes sollen in keinem der vertragenden Staaten
irgend welche Zölle, Lasten, Beschränkungen oder Verbote den in Schiffen des einen
Landes nach dem anderen eingeführten oder von da ausgeführten Waaren auferlegt
werden, welche nicht gleichmäßig solchen Waaren auferlegt werden, die in einheimischen
Schiffen ein= oder ausgeführt werden. Ingleichen sollen dieselben Rückzölle, Bonifika=
tionen, Befreiungen oder Begünstigungen, welche den in Nationol-Schiffen ein= oder
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ausgeführten Waaren bewilligt werden, bei der Einfuhr oder Ausfuhr in den Schiffen
des anderen vertragenden Theiles gewährt werden.

Artikel 5.
Es sollen dieselben Zölle von der Einfuhr eines jeden Arlikels, dessen Einfuhr

nach den Gebieten der Nepublik Chili jetzt oder künftig geseplich erlanbt ist, bezahlt
werden, gleichviel, ob diese Einfuhr in den Schiffen eines zum Zollvereine gehörigen
Staates oder in Chilenischen Schiffen erfolgt; und es sollen dieselben Zölle von der
Einfuhr eines jeden Artikels, dessen Einfuhr nach den Gebieten des Zollvereines jetzt
oder künftig gesetzlich erlaubt ist, bezahlt werden, gleichviel, ob diese Einfuhr in den
Schiffen eines zum Zollvereine gehörigen Staates vder in Chilenischen Schissen erfolgt.
Es sollen dieselben Zölle bezahlt und dieselben Vergütungen und Rückzölle bewilligt
werden bei der Ausfuhr eines jeden Artikels, dessen Ausfuhr aus der Rerublik Chili
jetzt oder künftig gesetzlich erlaubt ist, gleichviel, ob diese Ausfuhr in Schiffen eines zum
ollvereine gehörigen Staates, oder in Chilenischen Schiffen erfolgt; und es sollen
bieselben Zölle bezahlt und dieselben Vergütungen und Rückzölle bewilligt werden, bei
der Ausfuhr eines jeden Artikels, dessen Ausfuhr aus den Gebieten ded Zollvereines
jetzt oder künftig gesehlich erlaubt ist, gleichviel, ob diese Ausfuhr in Schissen eines
Zollvereins-Staates oder in Chilenischen Schiffen erfolgt.

rtikel 6.

Die Staaten des Zollvereines und die Republik Chili kommen dahin überein,
daß jede Begünstigung, jedes Vorrecht und jede Befreiung in Handels oder Schiff-
fahrts-Angelegenheiten, welche einer von ihnen den Unterthanen oder Bürgern irgend
eines anderen Staates gegenwärkig bereits zugestanden hat oder künftig zugestehen
möchte, bei Gleichheit des Falles und der Umstände aufdie Unterthanen oder Bürger
des anderen Theiles ausgedehnt werden soll, und zwar unentgeltlich, wenn das Zu-
geständniß zu Gunsten jenes anderen Staates unentgeltlich gemacht ist, oder gegen
Gewährung einer Entschädigung von möglichst gleichem Werthe, wenn das Zugeständ-
niß bedingungsweise erfolgt war.

4 Artikel 7.

Alle Schiffe, welche nach den Gesetzen der Zollbereins-Staaken als Schiffe deset
Staaten, und alle Schiffe, welche nach den Gesehen der Republik Chili als Chilenische
anzusehensind, sollen für die Zwecke dieses Vertrages als Schiffe des Bollvereines
und resp. Chili's betrachtet werden.
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— Artikel 8.

Alle Kaufleute. Schiffs-Kapitaine oder Schiffsführer und andere Unterthanen
und Bürger des einen der beiden vertragenden Theile sollen volle Freiheit haben in allen
Gebieten des anderen, ihre eigenen Geschäfte selbst zu betreiben oder deren Führung
nach ihrem Belieben Anderen als Mäkler, Agent, Faktor, oder Dollmetscher zu über-
tragen, und sie sollen nicht genöthigt sein, anderer Personen als derjenigen sich zu be-
dienen, welche die einheimischen Unterkhanen oder Bürger beschäftigen, noch solchen
Personen, welche es ihnen beliebt zu beschäftigen, höheren Lohn oder Vergütung zu
bezahlen, als denselben in gkrichen Fällen von den einheimischen Unterthanen oder
Bürgern bezahlt wird. Es foll ihnen freistehen zu kaufen von wem, und zu ver-
kaufen, an wen sie wollen und in beiden Fällen soll dem Käufer und Verkäufer volle
Freiheit gelassen werden, den Preis der beziehentlich nach den Besitzungen oder Ge-
bieten der vertragenden Theile cingeführten oder von da ausgeführten Handelsarkikel,
Güter oder Waaren des erlaubten Verkehrs zu behandeln und festzusehen, wie sie es
für gut befinden mögen, indem sie sich jedoch stets den Geletzen und feststehenden Ge-
bräuchen besagter Gebiete unterwerfen.

Artikel 9.

Die Unterthanen und Bürger eines jeden der vertragenden Theile in den Gebieten.
des anderen sollen für ihre Person und ihr Eigenthum denselben vollen Schupz erhalten
und genießen, welcher den einheimischen Unterthanen und Brgern zu Theil wird, und.
sie sollen zur Verfolgung und Vertheidigung ihrer Rechte freienZutritt zu den Gerichts-
höfen der resp. Länder haben und es soll ihnen freisiehen, sich in allen Fällen, nach
ihrem Belieben der Advofaten, Anwälte oder gesetzlichen Agenten jeder Art zu be-
dienen, und sie sollenin dieser Hinsicht dieselben Rechte und Privilegien wie die ein-
heimischen Unterthanen und Bürgergenießen.

Artikel 10.

In Allem, was sich auf die Hafen-Polizei, das Beladen und Loschen der Schiffe,
die Lagerung und Sicherheit der Waaren, Güter und Effekten, die Erbfolge in be-
wegliches Eigenthum durch Testament oder anderweit und die Verfügung über bemeg-
liches Vermögen jeder Art und Benennung durch Verkauf, Schenkung, Tausch, Testa-
ment oder auf irgend andere Art bezieht, sowie in Bezug auf die Verwaltung, der Rechts-,

pflege sollen dieUnterthanen und.Bürger eines jeden der hohen vertragenden Theilein,
den Besitzungen und Gebieten desjanderen dieselben Privilegien, Freiheiten und Rechte.
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wie die elnheimischenlUnterthanen und Bürger genießen, und sie sollenin keinem Falle
mit anderen oder böheren Auflagen oder Abgaben belastet werden, alsdiejenigen,
welche jetzt oder künftig von einheimischen Unterthanen oder Bürgern erhoben werden,
wobei sie jedoch den örtlichen Gesetzen und Verordnungen solcher Gebiete und J#
sibungen unterworfen bleiben.

Artikel 11.
Falls ein Unterthan oder Bürger des einen der vertragenden Theile in den Be-

sibuungen oder Gebieten des anderen ohne letzten Willen oder Testament verstorben und
keine, nach den Gesetzen des Landes, in welchem der Todesfall Statt gefunden hat,
gesehlich zur Erbfolge berechtigte Person sich gemeldet haben sollte, soll der General-
Consul, Consul oder Vice-ConsulderNation,welcher der Verstorbene angehörte,
soweit die Gesetze des Landes dieses gestatten, der gesetzliche Vertreter seiner bei der
Erbschaft etwabetheiligten Landsleute sein; und der Consul soll in solcher Vertretung,
soweit die Gesetze desLandesdieses gestatten, alle Rechte ausüben, welche die gesetzlich
zur Erbschaft berechtigte Person ausüben könnte, ausgenommen das Recht, Gelder
oder Effekten anzunehmen, wozu immer eine besondere Ermächtigung erforderlich sein
soll; diese Gelder oder Effekten sollen mittlerweile nach dem Einvernehmen des Consuls
und der örtlichen Behörden in die Hände einer dritten Person niedergelegt werden. Be-
steht der Nachlaß in Grundstücken, so sollen die Rechte der Betheiligten nach Maßgabe
der hinsichtlich der Fremden in jedem Lande geltenden Gesetze geregelt werden.

Artikel 12.
Die in der Republik Chili wohnhaften Unterthanen eines zum gZollvereine ge-

hörigen Staates und die in einem zum Zollvereine gehörigen Staate wohnhaftenBürger
der Republik Chili sollen von allem zwangsweisen Mililär-Dienste zur See oder zu
Lande und von allenZwangsanlehen oder militärischen Anforderungen- oder Nequisi-
tionen befreit sein, und sie sollen unter keinem Vorwande gezwungen werden, andere
oder höhere gewöhnliche Abgaben, Nequisitionen oder Taxen zu bezahlen, als die-
jenigen, welche jetzt oder künftig von einheimischen Unterthanen oder Bürgern bezahlt
werden.

Die differentielle Abgabe, sogenannte Patent-Abgabe, welche die ausländischen.
Kufleue in, Chili zu bezahlen haben, wird durch die vorhergehende Bestimmung nicht
aufgehoben. Die Unterthaten der Zollvereins-Staaten sollen in dieser Beziehung“
Fleich den Unterthanen der meist begünstigten Nation behandelt werden.
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 Die Unterthauen der zum Zollvereine gehörigen Staaten, welche nach. Maßgabe.

der gegenwirkig bestehenden Gesetze der Nepublik Chili, und so lange solche bestehen,
Grundstücke, welcher Art es sei, erwerben und besitzen, sollen mit Bezug auf das ge-
dachte Eigenthum dieselben Rechte, wie die Bürger der Republik Chili in gleichen
Fällen genießen und denselben Lasten und Auflagen, wie Grundstücke besitzende Chile-
nische Bürger unterworfen sein.

Artikel 13.
Es soll jedem der beiden vertragschliehenden Theile freistehen, zum Schuhe des

Handels Consuln, welche in den Besitzungen und Gebieten des anderen residiren, zu
bestellen; bevor aber ein Consul seine Stelle verwalten kann, soll er in der üblichen
Form Seitens der Negierung des Staates, in welchem er zu sungiren hat, ange-
nommen und zugelassen sein; und jedem der vertragenden Theile soll es freislehen, von
der Residenz der Consulu solche besondere Orle auszuschließen, welche demselben beliebt
auszunehmen, vorausgesetzt, daß disse Ausschließung sich allgemein auf die Consular-
Agenten aller Länder erstreckt. Die consularischen Agenten eines jeden der beiden
hohen vertragschließenden Theile in den Besitzungen oder Gebieten des anderen sollen
alle Vorrechte, Befreiungen und Immunitäten genießen, welche jetzt oder künftig
daselbst den im gleichen Range stehenden Agenten der meist begünstigten Ration be-
willigt werden.

» Artikel 14.

Esist vereinbart und festgesetzt worden, daß die hohen vertragschließenden Theile
die mit ihren Gesetzen verträgliche Hülfe zur Festnahme und Auslisserung der zum
militairischen Seedienste oder zur Handels-Marine eines jeden dieser vertragschließenden
Theile gehörenden Deserteure gewähren werden, wenn der Consul des betreffenden
Wiiles zu dem Zwecke sich verwendrt, und durch die Register, die' Musterrolle des
Schiffes oder ähnliche Ukunden nachgewiesen wird, daß dle gedachten Deserteure zur
Mannschaft des genannten Schiffes gehört haben und daß sie von Schiffen in den
Hafen. an den Küsten oder in den Gewissern des Landes, von dessen Behörden sie
reklamirt worden, entlaufen.sind.

Was die Festhaltung von Deserkeuren in den Landes- Gefängnissen und die Zeit
anbelangt, während welcher sie unter Ein irkung der Ortsobrigkeiten verbleiben
müssen, so soll von dem Augenblicke an, wo sikeergriffen worden sind, um festgehalten

und zut Verfügung des reklamirenden Consuls gestellt und den Schiffen ihren Nation
Fürsll. Schw. Rudolst. Gesesamml. XXV.
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urückgegeben zu werden, das von den resp. Gesetzen eines jeden Landes vorgeschriebene
erfahren beobachtet werden.

Es istferner verabredet, daß jede Begnstigung oder Erleichterung, welche einet
der vertragenden Theile in Betreff der Wiederergreifung von Deserteuren einem anderen
Staate gewährt hat oder künftig gewähren sollte, auch dem anderen vertragenden Theile
ebenso gewährt sein soll, als wäre solche Begünstigung oder Erleichterung ausdrücklich.
durch den gegenwärtigen Vertrag festgesetzt.

Artikel 15.

Zur größeren Sicherheit des Handels zwischen den Unterthanen und Bürgern der
beiden hohen vertragenden Theile kommt man überein, daß, wenn unglücklicher Weise
zu irgend einer Zeit ein Bruch oder eine Unterbrechung der freundschaftlichen Be-
ziehungen zwischen den beidenvertragenden Theilen eintreten sollte, den Unterthauen
oder Bürgern eines jeden von ihnen in den Gebieten des anderen, wenn sic an den
Küsten wohnen, sechs Monate, und wenn sie im Innern wohnen, einvolles Jahr Zeit
gelassen werden soll, ihre Geschäfte abzuwickeln und über ihr Eigenthum zu versügen,
und es soll ihnen sicheres Geleit gegeben werden, um sich in dem von ihnen gewählten
Hafen einzuschiffen, oder dasLand auf dem von ihnen gewählten Landwege # ver.
lassen. Den Unterkhanen und Bürgern der beiden vertragenden Theile, welche in den
Besitzungen und Gebieten des anderen zur Ausübung irgend eines Gewerbes oder
anderen Beschäftigung oder Erwerbes etablirt sind, soll es gestalket sein, zu bleiben und
ihr Gewerbe oder ihre Beschäftigung ungrachtetder Unterbrechung des freundschaftlichen
Einvernehmens zwischen beiden Ländemim ungestörten Genusse ihrer persönlichenFrei-
heit und ihres Eigenthums fortzusetzen, so lange sie sich friedlich verhalten und den
Gesetzengehorchen, und ihre Güter und Effekten, gleichviel, ob solche sich in ihrem
eigenen Gewahrsom befinden oder anderen Personen oder dem Staate anvertraut sind,
sollen nicht der Beschlagnahme oder Sequestration oder irgend anderen Lasten oder An-
sorderungen als denjeuigen unterliegen, welche gleichen Effekten und dem gleichen
Eigenthumedereinheimischen Unterlhanen oder Bürger angesonnen werden. Ingleichem
Falle sollen Schuldforderungen zwischen Privat-Personen, öffentliche Fonds und Ge.
sellschasts-Aktien niemals confiscirt, sequestrirt oder mitBeschlag belegtwerden. «

Artikel 16.

Die Unterthanen oder Bürger eines jeden der beiden vertragenden Theile, welche
in den Gebieten des anderen sich wohnhaft aufhalten, sollen wegen ihrer Religion nicht
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belästigt, verfolgt oder beunruhigt werden, vielmehr sollen sie darin volle und unbe-
binderte Gewissensfreiheit haben, und sie sollen um dieser Ursache willen nicht minder
für ihre Personen und ihr Eigenthum denselben Schuß genießen, welcher einheimischen
Unterthanen und Bürgern zu Theil wird.

Hinsichtlich der Befugniß zur Benutzung der für ihre Glaubensgenossen bereits
vorhandenen, so wie zur Anlegung, Unterhaltung und Benutzung eigener Begräbniß-
plätze sollen den Unterthanen und Bürgern eines jeden der vertragenden Theile, welche
sich in den Gebicten des anderen aufhalten, die nämlichen Freiheiten und Rechte zu-
stehen und der nämliche Schuß gewährt werden, wie den Unterthanen und Bürgern der
am meisten begünstigten Nation.

Artikel 17.

Wenn ein Kriegsschiff oder Handelsschiff des einen der vertragenden Theile an
den Küsten des anderen Schiffbruch leiden sollte, so soll sulches Schiff vder dessen Theile
und alle Ausrüstungen und Zubehörungen und alle geborgenen Güter und Waaren oder
deren Erlös, wenn sie verkauft werden, den Eigenthümern auf ihr oder ihrer bevoll-
mächtigten Agenten Verlangen getreulich zurückgegeben werden; und wenn die Eigen-
thümer oder deren Agenten nicht am Ort und Stelle sind, sollen die gedachten Güter
und Waaren, oder deren Erlös, sowie die am Bord des gestrandeten Schiffes gefun-
denen Papiere, soweit die Gesetze des Landes dieses gestatten, dem Consul des be-
treffenden Zollvereins-Staates oder resp. dem Chilenischen Consul, in dessen Bezirke
der Schiffbruch stattgefunden hat, ausgeliesert werden; und der Consul, die Eigen-
thümer oder Agenten sollen nur diejenigen zurErhaltung des Eigenthumes ausgewen-
deten Kosten, sowie den Bergelohn zahlen, welche in gleichem Falle des Schiffbruchs
eines einheimischen Schiffes zu entrichten gewesen sein würden. Die geborgenen Güter
und Waaren sollen keinen Zollabgaben unterliegen, wenn sie der gesehlichen Behand.
lung unterworfen werden, sofern sie nichtin den Verbrauch übergehen, in welchem
Falle sie mit denjenigen belastet werden, welche die Zollgesetze der betreffenden Länder
auferlegen.

Artikel 18.
Wenn im Kriegsfalle und zum Schutze ernstlich bedrohter Staals-Interessen ein

Embargo oder die allgemeine Schließung der Häfen von Seiten eines der vertragenden
Theile unerläßlich werden sollte, ist verabredet, daß, falls das Embargo oder die
Schließung der Häfen nicht über sechs Tage dauert, die durch diese Maßregel be-
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troffenen Handelsschiffe keine Entschädigung für Liegetage oder für die durch dieselbe
veranlaßte Benachtheiligung ihrer Interessen fordern sollen; wenn aber der Aufent-
halt oder die Schließung mehr als sechs, jedoch nicht über zwölf Tage dauern sollte,
soll die Regierung, welche das Embargo oder die Schließung der Häfen angeordnet
haben sollte, verpflichtet sein, den Führern der zurückgehaltenen Schiffe als gänzliche
Entschädigung den Betrag der Ausgaben für Lohn und Unterhalt ihrer Mannschaften
und Passagiere während der Zeit ihres Aufenthalts vom siebenten Tage ab zu erstatten;
und wenn ganz besonders schwierige Umstände die Verlängerung des Embargo oder der
Schließung über die Dauer von zwölf Tagen hinaus erfordern sollten, soll das diese
Maßregel anordnende Gouvernement verpflichtet sein, die zurückgehaltenen Schiffe für
die in Folge des Embargo oder der Schließung der Häfen durch die zwangsweise Zurück.
haltung erlittenen Verluste und Nachtheile zu entschädigen.

Ingleichen ist verabredet, daß, falls das Eigenthum eines Unterthanen oder
Bürgers eines der vertragenden Theile, der sich in den Gebicten des anderen aufhält,
von den gesetzlichen Behörden dieses Landes für Zwecke des öffentlichen Interesses weg-
genommen, gebraucht oder verletzt werden sollte, dem Herru dieses Eigenthums Seitens
der Regierung des Landes, in welchem die Mahregel eintritt, volle Entschädigung oder
Vergütung gezahlt werden soll. Und falls der Betrag solcher Entschädigungen nicht
gütlich vereinbart werden kann, soll die Entscheidung darüber Schiedsrichtern anheim
gegeben werden, deren einer von der Negierung, welche das Embargo oder die Maß-
regel, worausdie Forderung entsprang, augeordnet hat, der andere von dem diplomati-
schen Agenten und in dessen Abwesenheit von dem General-= Consul der Nation, welcher
das zurückgehaltene Schiff oder der benachtheiligte Eigenthümer angehört, ernanm
werden soll. Weun die ernannten Schiedsrichter nicht einig werden können, soll die
endliche Entscheidung ohne weitere Berusung der Regierung einer dritten befreundcten
Macht übertragen werden.

Artikel 19.
Der gegenwärtige Vertrag tritt vom Datum des Austausches der Natificalionen

an in Krast und dauert bis zum 31. Dezember 1865; derselbe soll aber auch nach Ab-
lauf dieses Termines in Wirksamkeit bleiben, wenn keiner der vertragenden Theile dem
anderen zwölf Monate vorher seinen Wunsch angekündigt hat, den yedachten Vertrag
aufhören zu lassen. Derselbe Termin soll zwischen der Aufkündigung und dem Erlöschen
des Vertrages liegen, weun diese Kündigung zu irgendeiner Zeitnach dem 31. December
1865 erfolgt.
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Nach erfolgter Anzeige des Beschlussesdes einen der vertragenden Theile, daß der

Vertrag aufhören soll und nach Ablauf des Termins von zwölf Monaten sollen alle in
dem gedachten Vertrage enthaltenen Abreden jede Wirkung verlieren, mit Ausnahme
derjenigen, welche auf die friedlichen und freundschaftlichen Beziehungen der beiden
vertragenden Theile und ihrer Unterlhauen und Bürger Bezug haben, welche forkfahren
sollen, für beide Theile verpflichtend zu sein.

Artikel 20.

Der gegenwärtige Vertrag soll ratificirt werden und sollen die Ratificationen zu
Santiago binnen achtzehen Monaten, vom Datum desselben ab, oder wenn möglich
früher, ausgetauscht werden.

Zur Urkunde dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten den Vertrag unter-
zeichnet und ihre Siegel beigefügt in der Stadt Santiago den ersten Februar im Jahre
des Herrn ein Tausend acht hundert zwei und sechzig.

(I. 8.) (gez.) Carl Ferdinand Levenhagen.
(L. S) (gez.) Jovino Novoa.

 IV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 8. Januar 1864, die Ertheilung von Gewerbe-Legitimations-Karten

für Harwelsreisende betr.

Auf Grund einer unter den Regierungen des deutschen Zoll- und Handels-Ver-
eines wegen Ertheilung von Gewerbe-Legitimations-Karten für Handels-
reisende getroffenen Vereinbarung wird Nachstehendes zur öffentlichen Kenntniß ge-
bracht:

1) Vom 1. Januar 1864 ab sollendiejenigen Gewerbetreibenden, welche auf Grund
der Verabredungen im Artikel 18 des Vertrages vom 4. April 1853 (Gesetz-
sammlung 1853, S. 161) in anderen Zollvereinsstaaten ohne Abgabenentrich-
tung Waarenankäufe machen oder Waarenbestellungen suchen wollen, dazu in
diesen Zollvereinsstaaten auf Grund von Gewerbe-Legitimations-Karten zuge-
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en werden, welche von den Behörden des Heimathslandes ausgeferligt

— Karten sollen von denjenigen Behörden ausgefertigt werden, welchen
konventionsmäßig die Ertheilung von Paßkarten zusteht.

Zur Vermeidung von Venvechselungen und Verfälschungen sollen die — für
alle Vereinsstaaten gleichmäßig herzustellenden — Karten nach Format und
Farbe von den Paßkarten sich unterscheiden, in jedem Jahre eine verschiedene
Farbe tragen und in der Ueberschrift in gleicher Weise, wie die Paßkarten, mit
einem Stempel versehen werden, welcher das Wappen und den Namen des
Staates, in welchem die Ausfertigung erfolgt, ersichtlich macht.

2) In Preußen und Sachsen können nach der bestehenden Gesetigebung zur Zeit
mur solche Handelsreisende auf Grund des Artikels 18 derZollvereins-Verträge
abgabenfrei zugelassen werden, welche entweder für ihre eigene Rechnung oder
für Rechnung eines Hauses, in dessen Diensten sie als Handlungs-Cemmis
stehen, Geschäfte machen wollen. Die übrigen Vereinsregierungen dagegen
haben sich die Zusicherung ertheilt, vom 1. Januar 1864 ab gegenseitig auch
solche Handlungsreisende abgabenfrei zuzulassen, welche für mehr als ein Hand-
lungs-(Fabrik-) Haus Austräge besorgen.

Rudolstadt, den 8. Jannar 1864.

Fürstlich Schwarzburgisches Ministerium.
v. Brrfrab.
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Gesetzsammlung
für das Firstenthum Schwarzburg= Rudolstadt.

Drittes Stich vom Jahre 1864.

 V. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 14. Jamar 1864, das Erscheinen einer neuen

Auflage der Königlich Preusischen Pharmacopoe betreffend.

Von der im Fürstenthume gesetzlich eingeführten Königlich Preußischen Phar-
macopoe ist eine neue Auflage und zwar die siebente erschienen.

Indem Wir solches hiermit zur öffentlichen Kenntniß bringen, wird den Aerzten,
Wundärzten und Apothekern zugleich zur Pflicht gemacht, sich nach den darin enthal-
tenen Vorschriften bei Vermeidung einer Geldbuße bis zu 52 Fl. 30 Kr. = 30 Rthlr.
resp. der in der Apotheker-Ordnung festgesetzten Strafen genau zu achten.

Rudolstadt, den 14. Januar 1864.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

K. A. Valer.

Fürstl. Schw. Nudolst. Gesetssamml. XXV. 4
Ausgegeben in Rudolstadt den 13. Februar 1864.
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 MÆ VI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 29. Januar 1864, die zwischen der Herzoglich Sachsen-Altenburgischen
und der Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtischen Regierung wegen der in

Criminal= und Polizei-Untersuchungen erwachsenden Kosten abgeschlossene
Convention betreffend.

Nachstehende Ministerial=Erklärungwird,nachdemsolchegegeneinegleich-
lautende des Herzoglich Sächsischen Ministeriums in Altenburg ausgewechselt worden
ist, anmit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 29. Januar 1864.

Fürstl. Schwanzt. Ministerium .Bertrab.

Die Herzoglich Sachsen-Altenburgische und die Fürstlich Schwarzburg-Rudol-
städtische Regierung sind dahin übereingekommen, in Betreff der in Criminal- und
Polizei-Untersuchungen erwachsenden Kosten zugleich zur Abänderung der in den Ar-
tikeln 8 und 9 der unterm 14. März 1832 abgeschlossenen Convention zur Beförderung
der Criminalrechtspflege getroffenen bezüglichen Bestimmungen Folgendes unter ein-
ander festzusetzen:

rtikel 1.
Wemn in strafrechtlichen Untersuchungen durch die Requisition einer Gerichts-

behörde des eines Staates an eine solche des anderen bei letzterer baare Auslagen noth-
wendig werden oder sonst Gebühren und Kosten entstehen, so soll der requirirenden
Behörde eine Vergütung dieser Auslagen und Kosten niemals angesonnen werden, und
zwar ohne Unterschied, ob das endliche Erkenntniß die Tragung der Kosten einer Unter-

suchung der Staatscasse voer dem Angeschuldigten oder sonst einem Verpslichteten zu-weisen wird (vergl. jedochArt.2).Zu solchen baaren **s5 und sonstigen Kosten werden insbesondere gerechnet:
alle Auslagen für Verpflegung, Transport und Bewachung der Gefangenen, Boten-
löhnungen, dann Protocollirungs-, Schreib- und Abschrift= Gebühren, Stempel-
taxen, sowie alle an Gerichtspersonen, Zeugen und Sachverständige oder an Ge-
richtscassen sonst zu entrichtende Gebühren und andere Kosten dieser Art.
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Artikel 2.

Die in dieser Weise erwachsenen Kosten sind von der requirirten Behörde nach den
im Inlande geltenden Normen in gehöriger Weise anzusetzen und gleich den anderen
durch die öffentlichen Cassen zu berichtigenden Kosten in Verrechnung zu bringen und
in Ausgabe deeretiren zu lassen.

Doa übrigens durch diese Uebereinkunft die Verbindlichkeit derjenigen angeschuldig-
ten Privaten, welche die Kosten zu tragen verurtheilt werden, nicht aufgehoben sein
soll, so wird die requirirte Gerichtsbehörde ein Verzeichnih der durch Erfüllung der
Requisition enwachsenen Kosten der requirirenden Behörde mittheilen, welche ihrerseits
die Kosten in die allgemeine Kostenliquidation der betreffenden Sache aufnehmen und
geeigneten Falles zur Vereinnahmung decretiren, auch, dafern sie von dem hierzu Ver-
Pflichteten erlangt werden, der requirirten Behörde kostenfrei übermitteln wird.

Artikel 3.
Die dergleichen Requisitionen betreffenden Correspondenzen der Behörden sollen,

wenn sie mit entsprechender Aufschrift versehen und mit dem vorschriftsmäßigen Dienst-
siegel verschlossen sind, als Officialsachen im Sinne des Art. 28 des Postvereins-Ver-
trags vom 18. August 1860 behandelt werden.

Artikel 4.
Dieselben Grundsätze sollen bezüglich der Requisitionen in polizeilichen Unter-

suchungsfällen zur Amwendung kommen.
Artikel 5.

Vorstehende Bestimmungen sollen vom Tage ihrer Bekanntmachung an in Vollzug
gesebt werden und solange Giltigkeit behalten, als nicht von der einen oder anderen
Regierung eine Kündigung erfolgt, in welchem Falle die Uebereinkunft mit dem Ablause
des nächsten Kalenderjahres, von der Kündigung an gerechnet, erlischt.

Rudolstadt, den 29. Jannar 1864.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
(I. 8) (Sez.) v. Bertrab.

Ministerial-Erklärung,
vie zwischen der Herzogl. Sachsen= Altenburgischen

hzu der Fürstlich Schwarzburg. Fulhdeegierung wegen der in Criminol- und Polizei-
Untersuchungen erwachsenen Kesten abgrschlossene
Convemion betreffend.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Viertes Stüch vom Jahre 1864.

X VII. Gesetz
vom 18. Februar 1864, die Zuständigkeit der Behörden zur Verhängung der

durch das Gesetz über die Militairpflicht vom 9. Februar 1855
bestimmten Strafen betreffend.

Wir Friedrich Gänther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg rc.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums sowie mit Beirath und Zustimmung
Unseres getreuen Landtags über die Zuständigkeit der Behörden zur Verhängung der
durch die §. 19 und 20 des Gesetzes über die Militairpflicht vom 9. Februar 1855
(Ges.-Samml. 1855 S. 7) bestimmten Strafen was folgt.

8. 1.
Die durch 88. 19 und 20 des Gesetzes über die Militairpflicht bestimmten Unge-

horsamsstrafen werden von dem Negierungscollegio ausgesprochen, nachdem die
Untersüchung gegen den ungehorsamen Militairpflichtigen, mag es sich um das Nicht-
erscheinen im Verloosungstermine (§. 19 des Gesetzes) oder um das Ausbleiben im
Aushebungstermine (§. 20 des Gesetzes) handeln, von der zuständigen Aushebungs-
behörde geführt worden ist.

Diese Untersuchungsbehörde schreitet gegen den ungehorsamen Militairpflichtigen
selbstständig und von Amtswegen ein, erläßt bei unbekanntem Aufenthalte des Unge-
horsamen sowohl in den Fällen des F. 20 wie in denen des F. 19 des Gesetzes die
öfsentliche Aufforderung zur Gestellung, bewirkt in den dazu gesetzlich geeigneten Fällen
bei festgestellter Diensttanglichkeit des Ungehorsamen die vorläufige Einstellung desselben

Füärstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXV.
Ausgegeben in Rudolstadt den 27. Februar 1864.
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in den activen Militairdienst und legt nach geschlossener ünteriichung die Acten der Re-
gierung zur Ertheilung des Erkenntnisses vor.

Gegen den von der Regierung se Strafbescheid ist innerhalb 10 Tagen
nach Eröffnung desselben Berufung an das Ministerium bezüglich auf richterliches
Erkenntniß nach Maßgabe der folgenden Vorschristen zulässig, ohne daß jedoch die
Vollstreckung des Bescheides, soweit derselbe auf Einstellung in den Militairdieust
lautet oder Sicherheitsmaßregeln wegen der erkannten Geldstrafe in Frage kommen,
dadurch hinausgeschoben wird. i

’« 8. 3.

In den Fällen des F. 19 alin. 1 des Gesetzes und den denselben rücksichtlich der
Strafe gleichgestellten Fällen des alin. 2 desselben ist nur Berufung an das Ministe-
rium zulässig, welches endgüstig entscheidet. Ist aber die Verurtheilung auf Grund
des Schlußsatzes in olin. 2 des §. 19 oder des §. 20 des Gesetzes erfolgt, so
kann der Angeschuldigte, anstatt Berufung an das Ministerium einzulegen, Aburthei-
lungdurch richterliches Erkenntniß verlangen. Die Regierung hat alsdann die Acten
an die Staatsanwaltschaft zur Einleitung des gewöhnlichen Strafverfahrens abzugeben,
wobei der von der Regierung ertheilte Strafbescheid als nicht ergangen ange-
sehen wird.

8. 4.
Die Vollstreckung der Strafen uch wenn sie von denVerwaltungocollegien

auusgesprochen sind, erfolgt stets durch die Justizbehörde.
Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrist und beigedrucktemFurk.

lichen Insiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 18. Februar 1864.

(L. s.). Friedrich Gänther, F. 3. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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M VIII. Gesetz
vom 19. Februar 1864, die Ergänzung der deutschen Wechsel= Ordnung betr.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg u.
haben in Folge des Bundesbeschlusses vom 23. Jannar 1862 über die Ergänzung der
deutschen Wechselordnung (Ges.-Samml. 1849 S. 2 ff.) auf Antrag Unseres Mi-
nisteriums und mit Zustimmung des getreuen Landtags nachstehende Bestimmungen
anzunehmen und zu publieiren beschlossen:

S. 1.

dn Art. 2, Absaß 1 der deutschen Wechselordnung wird folgender Zusatztbeigesügt
« dem Wechselgläubiger ist gestattet, neben der Execution gegen die Person
seines Schuldners gleichzeitig die Execution in dessen Vermögen zu suchen.“

8. 2.
An Stelle des Schlußsatzes des Ark. 2 tritt nachfolgende Bestimmmig:

„den Landesgesetzen bleibt vorbehalten, die Vollstreckung des Wechselarrestes
auch noch auszuschließen:
u) gegen die Mitglieder der Ständeversammlungen während der Dauer der

leht
5) aOffieiereund Soldaten, Auditeure, Militairärzte und sonstige

Militairbeamte, so lange sie sich im activen Dienste befinden,
e) gegen Civilstaatsdiener im activen Dienste,
4) gegen ordinirte Geistliche,
Ja) gegen den Schiffer, die Schiffsmannschaft, sowie alle übrigen auf dem

Schiffe zeenn Personen, wenn das Seeschiff zum Abgehen fertig(segelfertig) is) wenn über 186kmaen des Schuldners der Concurs eröffnet, oder der
Schuldner zur Güterabtretung zugelassen worden ist, wegen der früher
entstandenen Forderungen, und

2) wenn der Schuldarrest wenigsteus 1 Jahr hindurch vollstreckt worden ist,
wegen der früheren Forderungen desjenigen Gläubigers, welcher den
Arrest beantragt hat, sofern derselbe nicht nachweist, daß dem Schuldner
Befriedigungsmittel zu Gebote stehen.

5—
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· 8. 3.

In dem Art. 4 Aõ 4 wird nach denWorten
„die Zahlungszeit kann“ eingeschaltet
„für die gesammte Geldsumme nur eine und dieselbe sein und“

8. 4.
Dem Art. 7 wird folgender Zusaß beigefügt:

„dasin einem Wechsel enthalteneZinsversprechen gilt als nicht geschrieben.“
. 5.

Dem ersten Absatze des Art. 18 wird als Zusatz beigefügt:
„Eine entgegenstehende Uebereinkunft hat keine wechselrechtliche Wirkung.“

S. 6.
Dem Schlusse des Art. 29 wird hinzugefügt:

„der Wechselinhaber ist berechtigt, in den 1 und 2 genannten Fällen auch
von den Acceptanten im Wege des Wechselprocesses Sicherheitsbestellung zu
fordern.“

8. 7.
Der Art. 30 erhält folgenden Zusatz:

„Ist die Zahlungszeit auf Anfang oder ist sie auf Ende eines Monaks gesehzt
worden, so ist darunter der erste oder der letzte Tag des Monats zu verstehen.“

Dem Art. 99 wird als Zusatz #üns.
„Bei nicht domitilirten eigenen Wechseln bedarf es zur Erhaltung des Wechsel-
rechts gegen den Aussteller weder der Prasentation am Zahlungstage, noch
der Erhebung eines Protestes."

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst.
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 19. Februar 1864.

(L. S.) Friedrich Gänther, F. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Efänstes Stüch von Jahrt 1864.

4 KX. Gesetz,
die Modificirung der F. F. 13 und 29 der Deposital -Ordnung vom 23.

März 1855 betreffend, vom 28. Februar 1864.

Wir Friedrich Günther, von Gotte5 Gnaden Fürst zu Schwarzburg .
haben auf Antrag Unseres Ministeriums sowie mit Zustimmung des getreuen Landtags
die Vorschriften der §. S. 13 und 29 der Deposital-Ordnung vom 23. März 1855
(Ges. Samml. 1855. S. 95) zu modificiren beschlossen und verordnen demgemäß
was folgt:
 Art. 1.

zu §. 13.
Zur Legitimation eines Bevollmächtigten des Empfangs-Berechtigten genügt

ausnahmsweise eine Privat-Vollmacht, wenn der Werth des hinauszugebenden Gegen-
standes den Betrag von 17 Fl. 30 Kr. = 10 Thlr. nicht übersteigt und der Deposital-
behörde keine Bedenken gegen die Person des Bevollmächtigten oder sonst beigehen.

Art. 2.
zu K. 20.

Die über die erfolgte Auszahlung oder Aushändigung eines Depositums aufge-
nommenen Ausgabe-Protocolle oder ausgestellten Quittungen werden nicht in das
Depositorium niedergelegt, sondern zu den Acten gebracht, aus denen der Ausgabebefehl

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXV.
Ausgegeben in Rudolstadt den 5. März 1864.
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erlassen ist. In das Depositenbuch ist eine Hinweisung auf die desfallsigen Acten
nebst Angabe der Blattzahl aufzunehmen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 23. Februar 1864.

(I. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

 X. Gesetz 6

vom 24. Februar 1864, die rechtliche Stellung der Forstgehülfen erster
Classe betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Guaden Fürst zu Schwarzburg r.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des getreuen Land-
tags, was folgt:

Forstgehülfen erster Classe, welche das Försterexamen bestanden haben, werden
sortan durch Decret förmlich angestellt und treten dadurchin die Categorie der
Staatsdiener im Sinne des §. 1 des Gesetzes über den Civilstaatsdienst vom
1. Mai 1850.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrist und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 24. Februar 1864.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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» M XI. Gesetz
vom 25. Febrnar 1864, die Abänderung einiger Bestimmungen der Straf-

proceßordnung und der Strafproceß -Novelle vom 24. November 1854 über
den Eintritt der Untersuchungshaft betr.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg u.
verordnen, nachdem Wir in Gemeinschaft mit den Staatsregierungen des Großherzog-
thums Sachsen-Weimar und des Fürstenthums Schwarzburg-Sondershausen eine
Revision der strasproceßlichen Vorschriften über den Eintritt der Untersuchungshaft
haben vornehmen und ein dieselben abänderndes Gesetz ausarbeiten lassen, auf Antrag
Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des getreuen Landtags, was folgt:

S. 1.
Der §. 24 des Gesetzes vom 24. November 1854, die Abänderung der Straf-

proceßordnung und der Gebührentaxe in Strassachen betreffend (G. S. 1854 S. 241),
ist aufgehoben. An dessen Stelle wird Folgendes bestimmt:

Die Untersuchungshaft des Angeschuldigten ist nur statthaft, muß dann aber auch
eintreten, wenn der Angeschuldigte nach seiner Vernehmung des ihm schuld ge-
gebenen Verbrechens noch ferner verdächtig bleibt, kein sicheres Geleit erlangt
hat und entweder
1) zu beforgen steht, daß der Angeschuldigte durch Verabredung mit Mitschuldigen

oder mit Zeugen oder durch Vernichtung der Spuren des Verbrechens oder
sonst die Untersuchung vereiteln oder erschweren werde, oder

2) der Angeschuldigte Anstalten zur Flucht gemacht hat oder als ein Unbekannter,
als Ausländer, als heimathlos wegen herumziehenden Lebenswandels, wegen
der Schwere des Verbrechens oder aus sonstigen Gründen der Flucht ver-
dahtig erscheint.

Wenn im Falle der Verurtheilung des Angeschuldigten voraussichtlich Todesstrafe
oder Zuchthausstrase oder die Dauer von vier Jahren übersteigende Arbeitshaus-
strafe zu erkennen sein wird, muß Untersuchungshaft jedenfalls eintreten.

8. 2.
Der Arikel 140 der Strafproceßordnung ist aufgehoben. An dessen Stelle treten
folgende Bestimmungen:

6'
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Die Untersuchungshaft eines Angeschuldigten, welche auf Grund des F. 1. Zisser

2 dieses Gesetzes zu verhängen ist, soll auf Antrag des Angeschuldigten, wenn der
Staatsanwalt zuvor darüber gehört worden, abgewendet oder beseitigt werden, wenn
von dem Angeschuldigten oder für denselben von einem Dritten eine von dem Unter-
suchungsrichter zu bestimmende Sichetheitsleistung durch gerichtliche Hinterlegung,
Pfandbestellung oder Bürgschaft bewirkt wird.

geistet ein Dritter die Sicherheit, so kann er die Rechtswohlthat der Voraus-

klagung nichtin 58 nehmen.Inn dem Falle des §. 1 Ziffer 2 Schlußsatz dieses Gesetzes kaun die Freilassung
L aneschigten, auch wenn Sicherheitsleistung dargeboten wird, versagt werden.

8. 3.
Unter theilweiser Abänderung des §. 42 des Gesetzes vom 24. November 1854

oird zu demselben nachträglich Folgendes bestimmt:
Auch wenn dir Angeschuldigte vor das Geschwornengericht verwiesen ist, kann

von dessen Verhaftung Abstand genommen bezüglich eine in der Voruntersuchung
verhängte Haft wieder aufgehoben werden, wenn nach der Beschaffenheit des Ver-

berechens oder aus sonstigen Gründen anzunehmen ist, daß im Falle der Verurthei-
lung nur auf Gefängniß oder auf eine die Dauer von vier Jahren nicht über-

steigende Arbeitshausstrafe zu erkennen sein wird und die Abwendung oder Be-
seitigung der Haft auch sonst unbedenklich erscheint.

Die Freilassung des Angeschuldigten kann auchin diesem Falle von einer nach
Maßgabe des §. 2 dieses Gesehes zu bestellenden Sicherheitsleistung abhängig ge-
macht werden.

Auch gegen einen freigelassenen Angeschuldigten kann jedoch die Verhastung
später noch verhängt werden, wenn die im §. 1 Ziffer 1 und 2 dieses Gesetzes
angeführten Grürde neu hervortreten.

Die Verfügung wegen Verhastung oder Freilassung des Angeklagten wird nach
Gehör des Staatsanwalts von dem Untersuchungsrichter getroffen, sowohl wenn
die Hauptverhandlung vor das Kreisgericht, als wenn sie vor das Geschwornen-
gericht verwiesen ist. Gegen die Verfügung des Untersuchungsrichters steht dem
Staatsanwalte und dem Angeschuldigten ein Nekurs an das Kreisgericht und
Beiden von dessen Entscheidung ein Rekurs an die Anklagekammer des Appella-
tionsgerichts zu.
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Uebrigens ist auch der Präsident des Gerichtshofes ermächtigt, bei oder nach

Insinnation der Ladung zur Hauptverhandlung den bisher von der Haft befreiten
Angeschuldigten verhaften zu lassen, wenn er dieses, um die persönliche Anwe-
senheit des Angeschuldigten in der Hauptverhandlung zu sichern, für nothwendig
erachtet.

Der 5§. 42 des Gesetzes vom 24. * 1854 ist insoweit, als er mit obigen Be-stimmungenim Widerspruche steht, aufgehobenUrkundlich unter Unserer rigerhänun unterschrist und beigedrucktem Fürstlichen
Instegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 25. Februar 1864.

(I. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

 NXII. Gesetz
vom 26. Febrnuar 1864, die Bestrafung der Verbrechen gegen die Telegraphen=

Anstalten betreffend.
Wir Friedrich Günther, von Gottes Guaden Fürst zu Schwarzburg k.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Beirath und Zustimmung des
getreuen Landtags, was folgt:

S. 1.
Wer gegen eine vom Staate errichtete oder mit dessen Genehmigung bestehende

Telegraphen= Anstalt vorsählich Handlungen verübt, welche die Benutzung dieser
Anstalt zu ihrem Zwecke verhindern oder stören, es mag die Absicht hierauf gerichtet
sein oder nicht, wird mit Gefängniß von 3 Monaten bis zu 1 Jahre oder mit Arbeits-
haus bis zu 3 Jahren bestraft. Uebersteigt der Betrag des gestifteten Schadens die
Summe von 50 Thalern=87Fl. 30 Kr. oder unterliegt der verursachte Nachtheil
keiner Werthschätzung, so tritt Gefäugniß von 3 Monaten bis zu 2 Jahren oder
Arbeitshaus bis zu 6 Jahren ein. Auch soll der Nichter ermächtigt sein, eine sonst
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zu erkennende Arbeitshausstrafe in Zuchthausstrafe von gleicher Dauer zu übertragen,
wenn das Verbrechen aus Rache oder Bosheit verübt wurde.

Zu den strafwürdigen Handlungen gehören insbesondere: die Wegnahme, Zer-
störung oder Beschädigung der Drahtleitung, der Apparate und der sonstigen Zube-
hörungen der Telegraphen-Anlagen, die Verbindung fremdartiger Gegenstände mit der
Drahtleitung, die Fälschung der durch den Telegraphen gegebenen Zeichen und die
Verhinderung der Wiederherstellung einer zerstörten oder beschädigten Telegraphen-
Anlage.

Diesen Handlungen gleichgestellt sind die Verhinderung der Telegraphen-Offician-
ten in ihrem Dienstberufe und die Nöthigung derselben zu Amtsverrichtungen, welche
dem ordnungsmäßigen Betriebe zuwider sind.

S. 2.
Ist in Folge der verhinderten oder gestörten Benuhung der Anstalt augenscheinliche

Gefahr für Leben oder Gesundheit von Personen eingetreten oder ein Mensch am
Körper oder an der Gesundheit beschädigt worden, so trifst den Schuldigen Zuchthaus-
strase von 2 bis 10 Jahren und wenn ein Mensch das Leben verloren hat, Zuchthaus-
strafe von5bis zu 20 Jahren.

Ist in dem letzteren Falle die Tödtung beabsichtigt worden, so tritt die Strafe
des Mordes ein.

8. 3.
Wer gegen eine Telegraphen= Anstalt fahrlässiger Weise Handlungen ver-

übt, welche die Benutzung dieser Anstalt zu ihrem Zwecke verhindern oder stören, wird
mit Gefängniß bis zu 6 Monaten bestraft. Sofern die Gefängnißstrafe aber die
Dauer von 6 Wochen nicht übersteigt, ist der Nichter befugt, auf verhältnißmäßige
Geldbuße zu erkennen.

Is in Folge der verhinderten oder gestörten Benutzung der Anstalt ein Mensch am
Körper oder an der Gesundheit beschädigt worden, so ist die Strase Gefängniß bis zu
1 Jahre und, wenn ein Mensch das Leben verloren hat, so kommen die für Tödtung
aus Fahrlässigkeit bestimmten Strasen zur Anwendung.

8.4.
Die Strafen des §. 3 finden gegen die zur Beaufsichtigung und Bedienung der

Telegraphen-Anstalten und ihrer Zubehörungen angestellten Personen auch alsdann
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Anwendung, wenn sie durch Vernachlässigung der ihnen obliegenden Pflichten die Be-
nuhung der Anstalt hindern oder stören.

S. 5.
Als Begünstigung des Verbrechens ist es anzusehen und mit den durch das Straf-

geset für die unterlassene Anzeige oder Verhinderung eines Verbrechens geordneten
Strafen zu ahnden, wenn Jemand glaubwürdige Nachricht von dem Vorhaben einer
Handlung der in dem §. 1 bezeichneten Art vor der Ausführung erhält und diese nicht
durch zeitige Anzeige bei der Obrigkeit oder einer dadurch bedrohten Person zu ver-
hindern sucht.

8. 6.
In Ansehung der durch das gegenwärtige Gesetz mit Strafe bedrohten Hand-

lungen finden die in der Strafgesetzgebung ertheilten allgemeinen Vorschriften über
Verbrechen und deren Bestrafung durchgängig Anwendung.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 26. Februar 1864.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Erchstes Stüch vom Jahre 1864.

 XIII. Gesetz
vom 18. März 1864, einige Abänderungen und Zusatzbestimmungen zum

Volksschulengesete vom 22. März 1861 betrefend.
Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg u.
verordnen zur Ergänzung und Erweiterung des Volfsschulengesetzes auf Antrag Unseres
Ministeriums und mit Beirath und Zustimmungdes getreuen Landtags, was folgt:

Art. 1.
(Zu S. 10 A.)

Wo die Schuliinder einer 70 Schulgemeinde in den verschiedenen, nach
dem Alter und der bereits erlangten Ausbildung abgestuften Classen nicht von einem
gemeinschaftlichen Schullehrer, sondern von mehreren Classenlehrern unterrichtet werden,
soll das jährliche Minimal-Diensteinkommen des untersten oder Elementarlehrers bei
einer von ihm zu unteriichtenden Schulkinderzahl von durchschnittlich mehr als 70 in
275 Fl., und bei einer Schulkinderzahl von 35.— 70 in 250 Fl. bestehen.

Art. 2.

Das jährliche Minimal-Diensteinkommen der Elementarlehrer in den Städten
Stadtilm, Königsee, Blankenburg, Leutenberg und Schlotheim wird von 275 JFl.
auf 300 Fl. erhöht.

Fürstl. Schw. Kudolst. Gesehsamml. NXV. · 7
Ausgegeben in Nubol ftadt den 0. Apmnl 1861.
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Ark. 3.

 zu s. 19.)

Volkoschullehrer,welcht Hiigere Zeit.disselbe.Schusstenebelleiden, sollen folgende
nach der Dauer der Zernaltug desselben - sich erhohende Füöriche Per-sonalzulagen, als9.. :v

vom Schluß des 5. bis zum Schun des !10. - 21 di. E Th#r.
„ « « * ½½% « «15» 5 „ = 20 „

« « « « 20. u 45 „ 26 14
„ 7 Iohris ab - -.52z,,-,3.0.»

ausder Schullehrer-Zulage. Casse enhalten.
Wenn jedoch das Einkömsender Diensistelle den hesehlichen Minimalsatz über-

steigt, so wird die Dienstalterszulage um den Mehrbetrag desDiensteinkommens. der
Schulstelle im Vergleiche mit dem gesehlichen Mininalsate reducirt und wird eine
Dienstalters= Zulage daun gar nicht gewährt, wenn dieser Mehrbetrag der Dienstalters=

Zulage, welche davon abgesehen zu bewilligen sein würde, gleich kommt oder sie **übersteigt. »
Wird ein Lehrer auf seinBitien auf die von ihm arbeieneSchulhelle * so

kommt die ihm bis dahin etwa gewährtePersonal- oder Dienstalters- Zulage gänzlich
in Wegfall.

Dasselbe tritt auch bei einer Versehung. aus Veyraltungsrücksichten (cl. S. 33 des
Volksschulengesezes), wenn der dem Lehrer übertragene neue Schuldienst nach der
Designation der Schulstelle ein höheres Diensteinkommen, als der zeither von ihm
bekleidete Schuldienst gewährt, insofern ein, daß die zeitherige Dienstalters- oder
Personalzulage um den Betrag des Mehreinkommens der neuenSchusstelle iim Ver-
gleiche mit der bis dahin bekleideten Dienststelle ermäßigt wird.

Art. 4.

(Zu K. JI.) «

.Diese-PersonalsoderDtcnslalteröZulaqewndbctBekcchnungundFesthellung
des Ruhestandsgehaltes eines zu emeritirenden Lehrers (vgl. §. 34 des Volksschulen-
gesetzes, §. 37 des Staatödienstgesetzes vom 1. Mai 1850 und F. 50 des Staats-
sens vom 10. Mai 1858) nicht mit in Rechnung gebracht.
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Urkundlich unter Unserer eigenhändigen. Unterschrit und bizedrucem FürslichenInsiegel.
So geschehen

Nudolstadt, den 18. März 1864.
(L. §.) Friedrich Günther, F. z. S.

v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

 XIV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 30. März 1864, die Ertheilung von Gewerbelegitimations-Karten für

Handelereisende betreffend.
Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 8. Jannar 5.3.# Err S

S. 15) wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der unter den Regiermuchen
des deulschen Zoll, und Handels-Vereines getroffenen Vereinbarung hinsichtlich des
Gewerbebetriebes der Handelsreisenden der Senat der freien Stadt Bremen beigetreten
ist und daß im Bremischen Staate die Gewerbelegitimationskarten auch derjenigen
zollvereinsländischen Handelsreisenden, welche für mehr als ein Handlungshaus

Bestellungen suchen oder Ankäufe machen, als gültiger Ausweis anerkannt werden.
Rudolstadt, den 30. März 1864.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

 XV. Gesetz,
die Feststellung des Staatöhaushalts-Etats auf die Finanzperiode von 1884

betreffend, vom 1. April 1864.
Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 7.
verordnen hiermit unter Zustimmung des getreuen Landtags, was folgt:
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,".--..«I §l-
Der Staatshaushalts-Etat wird

A. Für das Jahr 1864
#H) in Einnahme auf 865,317 Fl.
5) in Ausgabe auf 895,715 „

b. Für das Jahr 1865
a) in Einnahme auf 855. 592 Fl.
4h) in Ausgabe auf 855,520 „„

C. Für das Jahr 1866
u) in Einnahme auf 861,413 Fl.

, .b),inAusgabecufs831,087»

festgestellt. " · · ·

8. 2.
Unser Ministerium ist mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt.
Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 1. April 1864.
(I. S.) Friedrich Günther, F. z. S. —-

— v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Staatshanshalts- Etat
für die Finanzperiode 1881.

4. Einnahme. « WILL lsICZT 1860
I. Aus dem Domanialdermögen undd Staaldgite 428,828 427,571 —50

II. Grundherrliche Gefälle 8,450 5.34
HI. Aus den Hoheitsrechten .88,392 84,136 84,392
IV. Aus Gewerken für Rechumg des Fiscus .. 837 1,265 10707

V. Neinertrag der GüterSeedorf nundvornsiorf 51,000 51,380 51,000VI. Steuern: a) directe 42,3154
b) indirectztte. 243),155| 241,210| 241, 210

VII. Vemischte Einnaähmen 23340 340
Summa aller Einahnen 865,317 1 155502 861,413
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1864. 1865. 1866.

B. Ausgabe. 5#. z

I. Fürstliches Haus 160, 3802 160, 3020, 302
II. Bundeszwecke undauspärige ku e. 6,.78444
II. Landesvertretung . 4,500— —

IV. Ministerium und - 63,2743,272 2
V. Justizpslese J79,0219,021179,021
VI. Verwaltung.g. 224,43922,43922,439

VII. Militair. 83,10191,1753,101
VIII. Kirchen, Schulen uind bBildungs- Anstalten 41,669 41,669 41,669
IX. Landeseultur u. gewerbliche Unternehmungen 5,250 5,25050
X. Medicinalwesen ... .111,426) 11426 11,426

XI. Straf- und WAistien 1210,92710, 927 11,927
XII. Armenwesen 4,600 4,600 4,600
Xlll. Bauwesen 42,67888 93,870
XIV. Gewinnung der Einkünfte .. 197,9141189,350 190, 474
XV. Einnahme-Abfall. 1,00000 %00

XVI. Gerichtskosten und Advocttengebähren 500 500 500

XVII. Grenzregulirungs-und——s. l,1001,1001,100lellWaktcgeldernndPenstonen... .22,38922,38922,389
XIX. Schuldenwesen 31,8803 1252
XX. Ausgaben, in*m*m. 1.913313 1,913
XXl. Vermischte Ausgaben 3,.0600 2,32002320

Summa Ue# Maguben 895,715/855,520/831,087
Nudolstadt, den 1. April 1864.

(I. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

FSiebentes Slüch vom Jahre 1864.

 XVI. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 28. März 1862, die Preisveränderung der

Arzucimittel pro 1864 betreffend.
Die in den Droguenpreisen eingetretenen Veränderungen haben eine Abänderung

in den Preisen der Arzneimittel nöthig gemacht. Es werden deshalb die hiernach
abgeänderten, mit dem 20. Mai dieses Jahres in Kraft tretenden Taxpreise andurch
zur Nachachtung bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 23. März 1864.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

K. A. Vater.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gefetsamml. XXV. 8
Ausgegeben in Rudolstadt den 30. April 1864.
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composiln— 21|6 Aurihigmenlum p###ep##t!neCalom — — Auro—Nalrium llhngm 1 Gran
Cascorill —

Crrasorum mnygd.. — — .
*Chamomillae — n

Cinnamomi — ! 6—.6, Kmannn Copaivae 1D#.
*e spiriluose — —s 1 Unze

Citri — 12— . Jueistac ! Dro.
v lilirals — 2— 1 " *Peruvi — 1Z
destillnk — 14.2 SFracis liquicumf 1 Unze
* Florum PAorommi — 83%—1 Tolulenum 1 Dba.
Foenieuli — I 2— 4 4 sn eblorenm —
EEEIEMIIIIEEL Benzinum 1 Unze

1 Unzel 43— Bismuthum hydrico-niiric. 10 Er.·
Gonlordi — — 4N Vaserianicum 1 Grun

· l- I4—J«. holt-Ins Isqmonns 1 Unze
Meliss — 4— 5: "lericis conc. 1 Dra.
Nemase erispae 2—4 n Unze

ineerilae ———id % subl. pulv. 1 Dro.
EIIEI nze

Opii 1bn. Dolus nen l —Peitroselini 10 unze * o palv. —
phagednenica 1— 3 s —

nigmx.—- s,2-l Ihn 1 Scr.
picen EEL— I Hin-onna mlkscnm puru Plundöb 211 ssnn Gran
* Plumbi lmze 1—— Huulbus Colellel siccus conc. 1 Unze

I# Plund 4—. bSeillae, *llosarum 1 ULnze 6, l. puh. Dra
*Hubi Ldnci 3——10, ' Imc
R — 2—4 Bulyrum insulsum 1 D’#.

Salvine —1124 l 4 Unze
Sumbuci *— . -
Stryehni Rademaeh. — 12165 C.
Tilinc 1 — 4

Valeriunge —. —15½ Codmium sulphuricum 1 Scr.
 — 1— 6 -alcaria #hypochlorose 1 Unze

A e hebleruee oe l mm1 2 4 ..
csllmlcolsaslr«lsc:k.)lli hypophosphorosa Scr.

###llne
lel

Plund
4 4
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C. .
#omiset 7. . a##s# .

Calcaris Plsphoricn II D.6 9 Cerslum orugias (1D.7solula EIII, Cela — 4—
| bPlund? eeftaie “m. " 11.—.

e pulv. Unge 3—— 10 Resinsc Burgund. — 6— 6!
Calcium W purum 1 Dra. 1. 4— 5 1 Unzell 63 4

sulphuralum 1 Unze10—1210 Col##cum 1————.i.
* Camphors I1 D. 2 Ilnze—32

( une 1444 succhamlum 1 D’. 6— 6
irila 1 Scer. 2 4 Churia cernia bnss.„e?!. 2

1 Dra.. 6 0 * s
«csntlmkickesgf.tn.pulv.—3——ll) «, Okosinosa quk 2 6.

1 Unze2! 46— Cchinioidccum I Dra. 1 ,
subl. pur. 1 Scr. 6 6 Chinium hydrochlortum 1 Cranr 216.

1 Dra.3 4 1— phosphoricum — 14-5
Capsulae ns Bals l I« ’ *sulphurieum — 2—, 4

ve replclac 1 Auen 11 6— 6. 10 Cr. 26
(1b HHN.A neutrale 1 Crn —1 5Rxir. Cubeb. repl. n 3. 4t , lannicum — —— 3
1 Dulz.35|—10 — !ê“ velerianicum — 6— 6.

el Bals. Cchlorosformium 1 D. 2 6— 9.
— rehl. 1 Sutc.h2 2— 8 ' ll·IVclL—-I)2

.2—h’-—- Chlorum solulum 1—
lpnens conkus. 11 u 512416 1 rlundler 604.

* Caregaheen con 6/1.4, 5„C(inchonium sulphuricum 1 Ser. ö. %“
Cerbo carnis subt. poulr. 1 bn. 10 43.— Cinnaberis precp. 1 Drn.? 6

ponis subt. nulv. — 4-—5 Coccioncllu subi. pulr. 4—
l Unze 62 6 Codium ümm ? 1 2,

subl. 2, Cosleinum 10
c sulil puh ra. 1.5 Collocium 1 D- 2 2.—:

Carboncum sulphurmum 1 Unze —4 Unzelld 4
aricue 1 1— cantharidulum 1 1 —

Carminum 18 4 2 Conchee prucp. I Unze 3. 4

Carvophyni älum 0N0 Conünium (6*subt puw. 11 6— 6 (1 iun2
910 13— Cornu Cervi raspulum •“] 3—

Castor. Conad. subl. pull. [1 6nt 3 Corlex udstr. Brasil, conc. 461 A sub * — 86
Sibir. subl. pulv. 16* 266 6 Aur. — e

Calahlesma ad decubüum#1 Unze l26.3 8“° Dra. —1
Cntechku 41— 2 Unze20 4

subt. puw. 1 ben.2 4. *subt. pulv. 1 Dro. 4
tbume — 2—, I Uwes23 6Cers albe l r- 2—«8;«l« scsscnnlluccoch
lcnzcl·638»ss gkusocloptslil l)cs 192—

sum ktt)m.6-—6s 7—
« zl-Uazol—«3s2" ssnhr.ksulr.ii nn. «lI4



C. "a C. D. E.
Allm’in 1. an Il 3I

(onen ugen subtl. py. 1 Unze 82|824 " UIm inler. suht. plv.1 Unze A
Calis. coni. 15 Croeus 1 Ser. 22ms|4

* gr. m. pulr. D. 1 2 · n. — —21

1 Unze6 1 subl. pukk. 1 Cran —-
·«stsbl.InIh-.lsck.22-«8 OGran 44 11

iDra.46114 Cuprum vrocelicun r*irr- 2—fuscus cont 5 aluminelum — 6-—

chkJsr.IIttlr.—L—-"-I·M" · oxytlalumllnckosmlscr. -—l
1 Unze 6— 1 esulphur. puramd 2

»subl. Dulv.r. 6— 6 . i Unze 11
1 Dra 11 Vennlc gr. m. plv. — 1½#

ruber conn. — 4 1 - Umonst-sä-

dun pulyv.. 152Cinnam. Cuss. ront. — —
« Hand-It D.

subt. pulv. 1 0 —s Decocl. Sersaparill. comp.
1 Unze3444 lorlius Plund 1004110

LZeylanici con.D.3 —1 . 14 6
1 Unze7 44— mi Trant 23 2 66

osubt. pulv.1 Sr. 606 Drd. 39002|
Dro. Fconcenbcaitu l lmi ll—32

sctlnkrucloseonmlljwe 4 I Unze0 2219
Frangulae conc. 2 Digilalium icraul - 2suht. pulv. 1 Drs. « ---ls -

1 linze 2—

(emnali kheqie,conc, 32 E.suhl. plyv. 10. – «

Unze-s 3;8« OBlncoäacolmm ,
Juflomä bruel. conl. . Sres on. 9

con 2 * Vien —# s 341.—
obe phe. 1 Dr —5 Hlssecnru Amygdal.

1 Un0 2 8 amerurum“t1 Ser. —

Ousssiac conc. 1— A Calami "—- —-
'0uckcuscons·cl 1 1 * Chamomillac — 1

modo pulv. 3 1— ! orum Aurantü — —
cnn 14444 1 Menuume crispac — —

subl. pulv. 1% 6—1ê iperitael — —

Salieis cone. ei g « stosarum — 1—
modopul. 44— 5 — —

lnsnsn1 — —

abt pulv. dume 6 18 Elecivarium de Senna 1 Unze 2
Simarnbac cone. 8228 1 Theriach —

» blll.—10 Elixir ad longam vilam — —-
Ulml Insel-lot- ccac.cl 10 .- llanc14LH

VIIIIVs--4«1««I s- amarum 1 Dra. 2 —1
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E.
I.

Elikir amarum 1 Unze 6
Thorm. milit. 1 Dre. 6

1 Unze20|—
ammonisc.-opisalum De’n. 6
Auranlior. compos.— 4

nzelr62
e Sueco Glyeyrrhizae 1 Dra.

nze

Propriclnt. Paracel. 1 Dra.
1 Unze

visceralo kleinii 1Dra.
1Unzel?

Emelinum purum 1Griunl4
Emplaslrum adlecsirum 1 Drr.

1 Unze
ealensum 56
Anglicumb CEoh

'Ammoniaci 1 Dm.
1 Unzes

aromalicum 1 Dm.
1 Unzese

Belladonnae 1 Dr.
1 Unzes

Cnniharid. ordinar.1 Dr#
1 Unzelss

perpeluum Drn
1 Unze

Cerussac 1 Drn.
1 Unze

Canü 1 Dra.
1 Unzele

desensivum rubrum 1 Dra.
e Galbano erocat.. —

1 Unzess
dinphorel. MynsichtiD.

lociicum —
1 Unzel.

loscum ra.

Line 1!olydmim#yr )ru.
1 Unzes

Hyoscyami 1 Dr.
1 Unz

Meliloli 7. Dra. 2s . wel-

«IIczt-kcicsnlhaI-ickql lUlmll 2

—çHH(61 —

lerper

 LLHLeLlsl.

S#l"

. E.
Emplasirum iniirubrum 1 Dw.

o toti.«
Oklumhi composilums —

« 1 Unze

dsimplar 1 Dra.
1 Unze

saponalum 1Dru.
1 Unze

sulphurulum 1 Dra.
1 nze

runntr ## m.subt. Lan 1 Dra.
nze

uunen achbsinthi 1 Dra.1 Lcr.
1 vsiccum —

·- «Äloös· —-

L
acidosulph. correcl. —

i Angel-ca Ijscr.
j micae Florum llb
1 Hadicis 11 Ser.

Bardange 1 Dra.
« Belladonnae 1 1 Sr.

siccum —

Calami —

Calendulec 1 —
Connabis Indicue —

Cardui bencdicti 1 Dra.
* Coscorilla 1 Ser.

|1 1 Drs.
" Ceniaurii minoris! —

1 Choamomillae —
« can 1Ser.

Chinae suscae —

sri — parui.r —

haril. —
"1 spiriluosum —

I cmscacllicmuml—
. Coloey niliidis ! Crun

10 Er.
composilum 1 Sr

Colombo
 1 p.

r

S#

 1Ez-I.1S1—

deoe##r—

L[ell.

 .

 m#cn2asiees
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E. . k. F.
—K nusor EoObli 1——Extrucium Conii 1 Sr.. 4 id E * 100 #

siccum — 1 -- Scr

Corlicis Kuruni— 4 7“ 3 rsen 1 Dra
oei — 2— Pulsoilleo er.

Cubebae aeihereum dr.  D Quassise
bunet 1le 0/3 5, | icherCwe###hiee10.

venule « — Dro. slni 4 3 35 emei 1 Ser.
bigüelss 1144 “ sß•:

eisiccum — 6 . -b eomporium 1 Scr.
PDuleamuruo il bDes. 8 A 3 rElelerii vZ 3 11—32 Sallcis PDro.
* Forri pomalum ,. 11— ; —

Fllriskuntkercum * ( 159 3 10 W 1Unzosl
run i · —

Foliormm Juglandis . 1 Per- 4 2 ¾ól 1 vonale 14000 18brngulo a 6 ide h.
kruciuum Juglandis. — T Wrr 1 Sr.

 —Sa 10.
entiunae 1— — u. irun

Glyeyrrhiz. depurul. Fer. n ***5 Galnde 1 Sorlui Abra. . 5 rilnos. 1 Cron

 1 Unze!0 à San | E
zraminis IImu. 3 rF —Grami liduidum i lnzesi3 ; Simurubae ettet.

Gtaliolao l Ser. ; 10“ F###moni! —
llelenii 4310 Turaxaci 105.
"Hlellebori. — 1! 62% liquidum 1 Unzell
llyoscyami. 2 s -«; Tmä lscr.

secqu- l I , Jota
- --.10 Tormonlillae

e ,. *sJ2dr 1 — 2 1 ssi 1 Scr.
rnale —.|4— ½

venale I4 Plond# 4 6. U l Uvno rsi 1 Fer
Laciucne virosae ser. 110 1 Wieriense 6

siccom — 4 J l
Lckssciöi i—--4 F.Ligni Canppochieni — F . -. 1 Unze

v6 GCuhe 1##4 irin Küorüel broepewin i11NulNFlI
arrubi n. 2 43 i Vnze

uh spiriluosum Ser- 6 — 8 .—

Mekioli, #er. 43 % FelTauri depurnl. siceun 1—2bAyrrhae EA

 Sellel—t
—0*.

—..
eerl..Sell ———



46 1864.

F. 1 F.
Am 71 1Fel Tauri inspissaluni ald#ben » 4 Flores Chamom. walan 3 4 2. 2

vrecens Un#en 45 * 1 r An 0 262.4Ferro-Kali vierlaricum 14 6|2 cond. en gr. m. plrr 2 2
% l uml Zl uib bsund 39 4 11| 4

z brak 21 6. 1 subl. pulv. l Den. —
Ferrum ucclicum guel 1 1—4 I · 1 Unzell +3 2

solulum: ber. –10 Cine ————2
curbonic. wuae —1 11 Ume6+

chlorsium + 1 *subl. pulr. idn 4 "1*i solulum " um: 2 2 nze 2. 6,
IrkanaHn — 910. s Convallar. mujal. 4 )v

eitrieum siecum jser. 6—.9V. " 1 Dra. — 6
cyanalum 4 1— 1 * kusso Lon- E 9iydricu — 2 I subl. pulv.

arieun 1Dra. 6— 7 Lamii *“’conc. A 6|1— 9
by Urogenio reducium ——.—|1 2 r 4 1 W 1 5 4
iodulum sacchereuum 1 Ser. 45. 1 Lavandulac cond. 6½
ox delum rubrum Dbn. E subt. pl. — 8

to - oxydalum Ser. 3 1 2 D " Malvae chorene conc. — 12 3 3 g
«llllmnlaclscum— -".) vulgaris cone. — —32. ’

6 om.. 0 Mielost eme .
l --· I-!T« lliooutluscona .1l)ns»-«Ibun e — E 4 , « IlUnch-3s.

«sc-qttsclilomtsolul— —«6 Rosao·incarsml.trom—l»63;«
anzo l· ZZ6- rubre conc. 1 iö. 6— 1

« 1:— «snml)uci 1 — 1
t“m. erudum 2—4 #rr1

# 46614 1 conc. gr. m. plr. #iime R t»gr. im. plv. LUnzel « « Lump- .
F P Humll ! sloeclsatl.cslk.conc.lunyc — 1

* purum Unze 1— 6 Tanuceli co — 7

 siccum 1 Dra. 2 Tiliaeeumbrucl.cone. 4
lannicum — — 418 1 sine brucl, cone 1 Dra.
Polsrianicum na 1 Ser. 2 " 6 Verbusci cone - J

klores cisc s. Pruni, , l! erbasci conc. :»«,

or spinosse hr Unzel% 1 Lme 1—
Arwicac conc el # kolin Alihacuo conc. " 4

modo uasv. Dro + 3 . Auraunlii 8 " .
« pulv. .subl. pulv. 1 I 110

1 eh8 belladome conc. —
conc. 2 : km

Aar-nu- 2 ½m v r ollt 1 Dro 1
* 1 Une1T! :chamc ncbunsr 1 hucco conc. 2
 111 subi. puly. 1 br. 4
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6
l

E. I JL
gitItI.-,"4,’I·] s

lsolsqscnkclusbcncdconc 1 1 Folia 1 r zubt. plv. 1 Unze 8
Ar.m—M 4 6 13 segdenoi eone 1D.tsubl. pkk.)10 1—— 32 .v“ tuns 5. 1 16 n 14# 1 Unze

Digilalis conc. 1 Dro. 1 8 2 3 ## mo
z1— 1 c . Su . '.

Buhl pulv. 1½ 1 # 14 Pyvne Urvs 8 l —
*Farsurue conc. 1 Unze3 1—. subl. pul!
—conc. — 6 410 ie Ancthi —4

od.pulr. — 7 422 Anisi stellali 1 Dm. ÜLubi. pulr.1 D. 5 1 Unze
Juglandis conc. 1 Uze 4—12 subt. pulv.) 1 Dra.
auro-Cerssi cone —10 4 1 Unze 14.

Molvao conc. 10 4 6 1 3 ulgoris zl — 4
i Dr. à-142 egr. in. piv.

Melissne cinnnt. conc. "4 Unze 7. 44 1 luna2 ;
 Psunds26 217. 6 vsubl. pulv. 1 Dra

enthae *krt unel I- qloalcom llkzc
vr ssébe ooVebiem, —6orn 1 Dra..22 Avenne excorlicail —
I Unze7 44 W. —

uer- cunc- u . 24 ’ne. — 9
—m———— *zubi. pulv.1 Pr.

subl. Pulk. ,1 Oro.4· „ 4 -

n« Unze 3 6 7 6 1s# Curdui Meriae * 12bra
Minelolii conc. — —1. ; .

Tcchin. *“ cone. — 1| 6 3 4 *’ “uri iores —
m. pv. 4 pulv. erv- uenurnsen. — 4. % 1 - 3 Ceri b%.

ulac conc. 1 14 |

EGabwine conc. W— 52| 6 vgr. modo pulv.
 Prunds20— 5 S

vsubt. pr. 4P# 4n +An H asubl. pulv. 4 121 Unze 6. 1!0. - —

Ecacsqeoonc.cl. ..i 1 Ceint. Sülqoae con 13. 1 Dra. +9 1 Colocymihiis conc.
" .lUn-.0l163, (sine seminib.)1 Dre. 5

esubt. pul. 1 Dra.2 2 s praep. 18 33 — 2
 Unzel ½ Corisndr nze –

Spir. Vini er 55 a § subt. pulv. 1 Dra.
conc. „ D.GL„ 8 1 Unne 16.

Faubl. pll. —01 Cubebe eSlramon cone. 6—6 E— ir.nodo bn 114
veuhl- pik. 1 Dr 1 41 5 *subl. pal. 1Dr 3—1—10

 oer

„age#e:———————
— 5.

Plund/l—41.
l
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F. G. 1. E. U.
alr l Inn-»J-

Fruclus Cubeboe EIIIILE GCummi-Resina aoer— depurata1 Urs.016
Cumini 1 Unze 44 - Unzen-Is-

sahl. kath- - 2 Asasoelidadopuraln Hro. 2—8
Foonieulii — 1 1 « a « HJisz 4 B

gr. m, pulv.] — 6 * Galbanum depurale]! Dr. —
1 Pfund! 4 * Umel|2

subl. pulv. 1 Dra. — E «Gulligk.snocl.pults.ll)m. —9
« Unze-L « , tun-pl 5—

Hordei excorticoll — – * subl. pulkp.1 S. 10 6

uniperi — 6— 1 Da.3 12
«- zkkumlOl *Alyrrla 2—58

or. in pulv. 1 Unze3— .„ . 1 Unzels4
blundl!! « IF.m.pls-.ll)m.——10

Wulst pulv illa-t-? -’, Unzc2-Z)S-
Lauri gr. modo pukh..—4 i# subt. pulv.Ser. 6—6

ILXLILB D.344—
subl. pulv. 1 Unze 6 ·- OOlibanum EEEAEE

Myrtilli — 4 subl. pulr1 D’ 6—6
Pelroselin! —34 « lUnzcl-32

Obdach-Uns , — — Scamm. Ubley Subl.
gr. in. pulv. — 2 pulv. 1 Ser. — 2

bsundse " l* : -
Csulsltslvllhäh —

p 1 Unze 4 HN.
Sabadilae çr. w. p. —1 llepar Aniimoni gr. m. pr/1Unnd1163

 J— 1 Dra. 2. . Herba * Absinthii cone. el

# rn Scr. 22 gr. modo pur. — 2
Fursur Pnuco 1 Unze 10— Dlundsaboh6 74.

- s« » Ost-III. pulvloku 4—

G. 1 1 Unze622
- « Acon-incom- 21

«collsooonl."ccgk.so.kslv.illa-eiCI »- hlpl Dm.2—·4
«Iuhl.»puli--. lDrv-2— L Amio coa Mütze-l

i ElUnmItdll « Usllolsq lotnsl conchm(——l
«Gclalina «s-II2— Unze 20—5

W*“ Unre as Csanab. Inde.conc. trpßtß
Glandulao Lupuli 1 ber.114 1 Cenlaurümin.conc. »

-.s. Dra. 41 « clgssmsiulv tun-c :216

Rolilerao — —1 1 subl. bull1 Dm.12—
*lycerinom — 2—1 5 unze?2—

1 U##el14 1 - eone — 6114
Guelerrhirinum 1 sSer. 42 "! Conh –— 2 16ites depural 1 Dra. E !6041/1Temn 4lbia wFns bfe – 3 4- 1n ½# fiutr 7 1 bo.1

1 Unzel12|/.6.3 . aw422
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H. 1 H. 1. K.

’ ur Kmm
IHerba Fomariae cont. 1 Unze 4 200 r— wiodeum1 Ser.—

Galcopsidis grandill. « Vouxvdalum ubrem —/16
cone.—6— 10. 3 4

1#— ene. — — 6 - ) 1 Ser.34 —7—2— cryshll o#r 3—
eTobm-. I Dm. 1. 4— 5 on —..

LUnen 2 14 6
leden- lerrosl, cone. +A bhosphoricuns 11 3
liyper. c. Uor. cono —131 balkhuralumuigrum l Dro- 2 6
Lyssopi conc — 614
Lobelige conc. 1 Db.22 2— „ 1 1

subl. plll. —2 6—) 9 « 1
Lcogodli cont (1 Unze lechaihyocoll# conc. 1 Ser.s
Majotonae conc. — 2ladicum: subl. pulv: — —

6 1 Dr. 212 4 m senmeccomposi. 1 Unze 8•2
. l bis-» 12 6 1 Scr.—

Moliloli conc. cl, » «j , is-
soto Iris- — 6 —

subl. pr. — 2 » a« -

0kiqaaivulgzcona—-»««Il- «l(aliscclloum Ini. 6
olygol ummr. cont. — 4110 - - II Unwiss-

sisl.pH--«—2I—" * solutum 1 Dro 14
Scordii eone. —4 64 1 Unze 8·6

m. — b1u6 Phur. milit 34
* Serpylliconc. el gr: | 1 TZ arsenibosumi solut 1 Scr. 4 ,

modo bum. 42 bicerbonio, puroem 1 D. 2
Tanacell conc. —4½ 2 1U1 b
Tar#ei cone. —34 bichromcum ——
 hymi conc el gr. sse- bioxalicum puly. b.

modb pu. —5 116 buariaricumerndum
Verhaschr Conc. — 3 –2 s#ll pull —16
Veronicne conc. —.4N 1 Unze1—
Wiolae kricol, cone. 4—% 1 2 purum subi. piv. 1 Dm. 22

1 Plundld 4 . lUnchÆ
·sulsl.pulk.hljnzc-572lscij«« carbonle. erudum 4—

Iydwrgyrum —4+TJ Psunds1
acolioum: — 1 Scc. depural. 1 Unze5samidalo-biehlora — 124 «- zkcunclJSDt

m.216—?« i, Spukusn I.
hichlornl. corrosik. 1 ee# 12.— 5 1 Unz esls

11 7 2—8 ½ ro 1 Vers 1ebiode mun rubram 1 4—2 14
chlomu# milo laevig. 16— 6 I s? Schlokiolsasl 7 2

udn à4 §’*e . 13depurstom 3– 10 h dricum #usum #. B¾l1 Unzell S# 1 1 v (#rne

Lloegr
—d8—

I

11#.SR

r.—S
 -
1
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K. IL. In L. M.

* i Ists--
«l(slihyklkicumsiccumlllmolssöjots Ligsnukn Anna-hatte conc lUnzc 7

blsundso 417 ci rwoypaiunesoluium 1 Unze 110 gt. m ! —.8

 Flundtze 8.—4 suhl. *1½ 1 Dro.nitricum 1 Dr## 93 I UnzeK
1 Unze 16 Juniperi conc. —2

*gr. modo pulv.— 2.—. Quassiae oa4 Prundst 8—1 *s
F spubt. pulv. 1 Dr# — l subl. plk. 1 - 1

1 Unze 22 1 Unze
Slibicum 1D’ 681—9 Sanialin. rubrum pl. —
sulphur. Kr.m. plr.1 Unze 18 Sassenn — 14subl. ply. 1 Dra. — 3 1 Linimerien Acruginis 1 Drn.

1 Unze 18„ 1 Unzel
larlaricum 1Uru. —9 ammoniacalum 1Dra.1

1Unzell 4. nze l0
subl. pulr. % —10 ammoninc.-Camphor. 1 DUm.1 Unzes 56 Unzo l 4

borralum I Dr 19 seponalo anel r-1 Unzest 5—— mphorak 1 Dra.
Kelium bromalum 1 Scr. –8 *ê)#m 1 Unze

1 Dra. 18 Liduor ad Sorum Laciis) -
Viodalum 1 Scr. — 6 parandum 1 Dro.

Dre. 12 1 Unzelll,
esulph. pro balneo 1 Unze 16, Saponis slibia! 1 Dra.2

FPlund2 6— ycopodium —
* 12 . 1Unzcl2z

lcsmslsvido clsnrl solltet- " «

Icsnosthl -3-·Wt«l NM. n
* Kreosoim 1 Ser. 6 l N

10.s 1 bDoa. 5 6 ’*½ · Unzen-I

L. ½’: 1 Q ösubl. pulv. E—
s l llc —

Lactucarium Anglicom 1Ser. 422 Magnesia hydrico- carhon. 1 Droaoas1.
Gallicu — 44 I 1 Unze 8 !
Germanieum— 2—8 ß sulphurica 160—Lapides Ceneri 1 bn. 12 1zund 61—

Lopis Heemaiites praopp. — 6— 6. # pulv./1 Unze 3—
1 Unzell 32 H#b#..—

s praep. — 4 110 (1 Uze
Lichen Istendicos cone: —10 1 usla IbDra 2S

blund:– 1 K——subtl. polv.1 Unze 2316l l Aagnesium ehloralum pur.1 rns 1.27
andiene 5 ainn 1 . 11 Unze 7442 2 1

Aerst. cor — 110 4 3 Malihum llordei — I1 1!
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——
Se.-¾-2LL-L-LL «-

lulsoesls
oldlcglwlidlsssodiqsi

M. W. 1. N. O.
allmsse * #

Mangenum hypcronrake. - Nattumwccticumsiecumthro-«
nslmsiuliiljnzck l - biboracieum 1Unzoh b

blundsi 3 1 pulv. i Dra.
sulphur. orsdulale1 D’. —. . 1 Unze

Monna — — bicarbonic. pulv. 1 Dra.
- lljnzol s Unze.

clecta scu cunnellats 1 Dra..0— carbonic. crudum
1 Une1 5 . elundMassa pilularum e Cyno- i purum ir

glosso 114 11 siccumm Dra.
Jelapac Eer. 17 2 1 Ser.rsltngics. 46 - #Felzu dloesen Prelsen der Plllenras“s, Sicc.

—— n —
*z“ blsund2-

Medulla Bovis 1 Unze 82 laclicum 4 Secr.
Dol 1 nitricum 1 Unzo

11Dlund'?. 5 subi. pulv. i Dra.
depuralum 1 Unze½2 · Unze

"“ 1 Dr. — bhosphoricum Dr
1 Unze 2 Unze

Ninium subl. pulv. — 1 subt. pulv. i Pra.
ixlura oleoso-bulsamieas 1 Dro. 5— « Unze

Inzell 3 sulphuricum
sulphurico acidta4 Dm. — - ktsntl

him- 1 'gs·-snoclopulv Unz
vulnerorin acida 1 rin 1

nochbium“ acolleum 1Gran 1— 1 slecum Dm.
hydrochlomt. — 51— : 1 Unzo

valerianieum — 1 ; tarlaricum 1 Dn.
oschus — l112 3 1 1 Unze

sinche E— Unze 1 i stsbl.polv.1l)ks·
mmi Arubici 1 #„%

1 O.
N. · ....

Oleum Absinlhii Trops.
JNalrium chloralum 1 Unze— | 1 Scr.2

eDlund 4—1 1 coelum 1 hre.
subl, pulr.1 Unze 2|— 1 Unzos

iodalum I1 Ser. 1 Amygdalarum.
Jatro-Keli(lartericum 1 D’ 4 1 Unzer.

1#zet 1 aelhereumi Frops.
pulv.]1 Dm. 63— mel 1 Ser. i

EIIE animolo aciherrun—
Nalrum acelicum Dra. 2.— 3 oclidmm 1 Unze

1 Unzo 71—12 Anisi 1 Tropf.—

Sl1..

TS

—



52 1864.
*KmM | 0.

4 # unsac 1 a# m..

Oleum Anist I1 S. 1½ Oleum Juglandis 1b0 K.l4lstolliu — 422 1 Unzesd. 610
Auranui Florum 1 srops 1 4 » Juniperi 1 ropl.— 41.— 1

51 der.26 0189 1 Sr.12 28 6
 —— ———— auri eipresum 1 Dr.

nollae 1 S. i Unzesiò —
Oucao 1 Dm. 2 Lauro-Cerasi 1 Ser. 6

Unze 15 2 4 Lavondulae. 5
*— n 18. 3 2 -¾ **½“m . 1 Dra- –Ceiopuli rralln 11 er. — 5 Ligni Juniperi — — 7

* #%# enn anpem 1 Cmesss4 1
Cclemi | Hor- b1— 3 Sesselrss 4 Sscr..,

144% D Lini tmas 4. 4camphorstum —S 41. 63 · ·«HuaI12(s—«f-sz
·csd«« ldcksiblss. sulphuralum i me7 222

1 bra. / 6 1 Uihenih. aelbercum 1 Dra. 4 5
Caryopbyllorum1 Ser. —110 ————.—
Chawom. üralom ! Lropl4 61 I D.

1 Scr. 113 652 6 Libere: l1 Scr. 27 4 10
n 4/ ö « «·«-«--«-«Z. * llemiber crispaoe

1 Ser.2 pren 1 Scr.25 6% |
#an Cassiae — 10 Iiperitae 1Iropfl. 1 2—.44

Leylaniei 13. 310. D Scr. 31— 810.
cont# Taen. Chab. br.e DOD9 Nueislao 1 Dr.à 1

Alue2056 Obli##r. Provinciale —ä 14—
Comandri 1 Ser20 1 Unze
Corlic. Aur umari. 22— · Origanicketcci lscr..::i.-. -

Ciiri 1.— 10, vorum — 52½ "1

- klom-.—.1« stum.1·-:3-»
Crolonis iul Scr.— voris 1 110

„1b.8110| Peiroselini. 14#v 10 43— „
(„Chbelae 1 Ser. 4½2 ini 1 Urmo 4—
Cum — 4/2.2 D1 llvesteis -11 Dm.1r e * ê½ - sglc 4—5

rlosild2. o, 2—08 IIFlorum B 2M416 Nosarum I ropoll0
 KRqenieuii 4—14|2 10 6r42 — .

albani — 3 2 Hosmurrini —. 8
Ioseyewi corivud Dra., 2 7 IEXIILELIE

Unzes 12 63°8 Sabinee Sch—
Iyperici coolum: 10 : —7 l Solviao 1 Propt] 41 4

41|% 12 663. Sinopis —. 4 22Josmiyi 4—9 4s2 1. 1 Scr. „Lecpris, Aselll uans 2 1 6 * SInspiche 141 Dm. 2 2— „
Ablund] 22 60.6. 6 1 UnzeiG 2 4 8
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0. P. 1 E. B.
« s'ssI-.-«·-"' Its-Ins-

0lcum'sueciniI-ccltkscolucnles.(2-ssi »Nun-hun- tmlalum 141
1 Unre3 410 xydal. laevigulum % 1

Tonecoli 1ser.ß —9 wwr nn 1 Ber.2 2|8
Terobinthinae 1 Unse 8 (2 6 (babe Tmerindor. cruda 1 .S—————

" cl31109» pII -csl)lt)1
keuclicqtum 1 Dkq 2— 8 ulvis ad r 1 212 4

uI Unzell 4 6 uropkorus 1 Dn. 1 6— 6
sulphuralum 1 – 6 nzell! 66 4

Ih#mi l 41— cum Uagn. W7 s .-s·Valcrienee -riielr –3 -#a#rb. 1D# o.. –
« lldzlcs IbsmslszOAt

Lingiberis 8 — 4—2 cum cupsul. 1 DovlallO .—
Opium subl. pulv. 11 **r — 4— 2 anneplke Marchionis 1 Las. ’87 9

10Cr. 1— b#romalicu- —2
Os Sepiac subf. pulr. 1 pun. 144— 5 gulaclopaeus 1— 14— 5.

1 Unze8 224 1 Unzelll —5 2
Ova gallins 1 uerd 4 Cycyr#h. -bapont 1. Arr. 6Oxzmel ie ILXEILEL 0 4.

1 Unrelo 43.— gummosur 1½ 2—— 7
simplex — 1212 4 * Ipecacuanliue opiul. 1 1u 1 6— 6

4 | "1 * Magnes, cum Hincol 1 Dra 2 69
1 1 2 , *

F. 1 *l · . B. ·
l--istacaqapcumMel-muss » ’ .

lslankllcol—l()·s43-—IH Ist-du Ase-unau- cons,—lU-Is0341—’
pulverula — 10| 4 Auhucue conc. e
Sacchemto — ê n grem. polh 49144

Glyeyrrhizno —14—4 4lndllé 4 6
mmo — 5 4 !!“m'—• aan/n 1 2— 4

Fepsinum Viennense 1 Gran — N „ 71—

Peiroleum i vnzesi 4 3 14 Angelicae *—el
reclisicaiuum nbrsh 4 cr. u v —.4

1 Unze125 6 1 Plundl141 A42.
Posphorus 1 Dro. -9 nh puht bne 6 4

amorphu "1 12 6 1 8
„Piluluc aloblicne e305Si. 22 4 Alorheiu-woeit. “W L 1214
Plucema Semin. Lini 1s81 Ü conc. 1%8% a4161414

modo pulv. 1 Unze 310.. üelladennge cone. — 16-18.——— 6 . pulv. 1 Dro.4
Plumbum acciicum rn 1|2— 4 „ 1 Unre 8 2 4

4 7 42 2 onin#e conc. — 6„
carb h Ei-i 8 nene Brasiliensis E—2 Folut. 4 uan 41 i conclbta«3«41—

-«t-s---««9«2:)6s.» 1.-.-4k-4s«2«Ilspclneo mhomc 1 bn. 1—— 5 Catlinao Sal1ungol6—I1 0 modo a 4— 12
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R – 1 S#— -
*½ ** inHadix2Ppretb. Germ. *i71%R 151 2 9

1—-ennsn Ptund 4 5 Reenhne e#nd“ 10% 15 – L6modo khuane 4 1 .4 1

Lrkobleisecone. 3 4 1— 1. esubl.*n bn *Cichorü conc. 1— 1 lici gr. mo- WmWe4

e e näcbo3n rkltm
1 ,. |K. 1 ’)iMee " # 1 Dre.6

subl. pu # wesiu 1#½ " # unhei 1 (me 4 6 1½00
Consolidae cone. —52 6 sconc. 1 der- — 2——--- 4.5|·roenieri.cone. « I« »subl. pulv. 327—
Gentian. rubr. cone. — 14 21. m 2—

 s** 4 P#ndll 4 4 3 Rubioo linclor. ene 10 « 2 2 4
" ulv. 1— 3 subt. 216subt. p i vnzes 6 saponor. ain 66 — 10. 05 6,

 2 nc. 26

Elhesiee Conc. 7— 2— 1 4 W#rsaparillac cor ¾l 6éundoj + *—eigr.m.pu.1 R-**m — s Osghtptslt I M22 us Hi
l«--i!- « k—.sssuhlplllvIlljkk 9.228: scorzonerno conc. 5r##— s

.. i ccollc. .«« 4EEEIIEIIEES 1 / 5½w. fund5 6 4. 6 « ztsbl Pulv IDM
1 Unze 1 6 Sempentariae Virgi- 0

subiri # ) 1. ,. conc.rhne 32 5 6lelleb. aiu ronc. —1. ½# . «-
IL Stn.plv. er 8 E õ subi. pulv.;1 Dro. 50 6

1½n 6¼ U Sumbul conc. —s 22

1 2 ½ö 1 1. “ ubt. pul#- Ume . *1ll Kuane. 3 4 Taruxne conc. 1 Un#, —12
« siuazc 4-—12j ·;.sickhnconc-s »l.

Lapmäl ·— T Walerianae cr r 52
lexislie cone u 4 v 3 gr. 1 1Plana—* e

 1E(4 4 119, esubt. puhr. 5 * 2 2* zubl. pulv. 1 b 4— 2

Ononid 8 i 2 E 1. 9 1 6 W 6
— ln. — 65 1 110 * um 5 2,

subi. pulv. 1 52½6. srst½ r* uun. m. plv. tu hb 6358.5Feuoselim encd. —8626 sben 170 4.
bimpinellae cone. s sol- 210 « 4 1 1—

subl. bul'. * 26 no D. 1—*rnm— *- — 5344, Tensenwet 1 Unzel 3. 4 «- Osubl pulv« In"2«-9«



1 8 6 4. 55

R. R. 8.
Amise z . »Um-;-

llsmn·colophsulit km 1 Unza 1 2— Mhizoma " Veralri subl. plr. 1 Drs. 1 2—4
Dmconis subi. ply D. 41— "“ 1 Unze 7—2.—

Unsel1.—3 2 *Zedourinc conc. 5 26
Gugaci —4 subl. pulk.) 1 bro.

Fsubl. pulv. 1 Dn.4 5 *iien) 6— 1 8.
Jalapao Crnn42—4 Lingiberis cone 10 44—10 Cun 8 2 subl. pulv. *•iPP51*2dç 1160—6

Lacc.in gron. subd. Unze—32
uk.0 0 sotulao Menlhae piperilue — 1—3

Mosliche — 5| 21s6

Unze5.—|10. 8.
suht. pul 1 D. «

«l’inilltsI-gtsmlicalUsich-41-— jsqcclsskolnlumLiebe-disk-
osnpykcumoi. « nittlici10m.4.—12

iquicla-—-«»2- sscclsakusn·albissim.sul)l.
isolicla 116— pulv.—12--l

salicis-Im subt.«plv.11)m." I-- 1 Unze 7
n 6—, Laclis subl. pulv. 1 Dra.:444

Rhizoma Han. en 1 Unze4 " IUnzcll—32
Ist-II-- Sal de Kronkenheil 1 Ser. 10

Calami *el 11 morinum Unze 12— 4as — 6 A 1 Plund 6— 1 8
XXLELE nermarum Carolinense 1 Drn.3 —

Fsubt. pulk.# D’. 5 — " « liUnzo22-«j6»"
Unze 52 1 6 siceum 1 D’r 6, 10 1

Caricis orener. cone— 3 1 · kscliliuhlljnchk —
Chinsc cono. — 1 1. Salicinum 1 Ser. 3
Cureumae pul. — 1— *Santoninum 1 Emm — 4.—
Hilicis e rcorl. Cone — 422 0 Cr. 41—

subt. pulv. 4 Drn 6 Sapo domeslicus rasus *-Unze 52 6
Calangaue conc. el « subi. plv. 4

in. ply. 1 Imze 2 njacinus — 9
vzubt pulv. 1 Db 4 Mispanie albus s 1 Ungze 7—12—

« 1U1120224 — 228

Gimminis codno — 31 vjalahinus sc.6
 blundf"#0 —2. 1 Dra.245

lridis Florenl. conc. f Unze 652# zelicoius — 21—" bn. slibiai —1
1 Unze 6—41 zursechinens 1 Unze 1116134

lunnueCnbensissubl. 1 2—-8
ulv. 1bra.s 4 sundsid 4 .—

Lolypodii e 1 Us64 b Sebum — . ln —2—onsomihente ehee. eil ½ Secalece 1b 64
—8944( un 6— 1

. aabt 17m —5 semen Ansgchon enkan *)i!“ 1110Voratrigr.in.lb. —691|8 excoriieot. 422Fürst. Sh. #eosl. Gesebsamml.xxv. 10
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#&amp;. 1 S.
A##uus#i. C S—S—M——

Semen Amyc#d. dulco 1 Unze 640 Spccies ad Cargarisma 1 Unz 4
v#eeorlicah— 422 Insus. peelorul. —.2
i —18½ . — 8

* Csdoni I Dr. 28 1 sulliendum W 4
* m. polk.nze4 4 * rodi#licne 2 8
kocui Gracci gr. mo 1 Proßddet 111.—

rutr. — 28 laxamt. St. Genn. l Dra —
Ibsund 812124 1 Uzelz

Hyoscyami Unzo 4—1 resolventes —
subi. pulv. l Dra. 24 Spirikus *aetherous 1D.l

lhini Unzel 2 1 Unze 2
*gr. modo pulv.) — 41— Aeiboris chioimii 4 Der 2.—

 Plund'14— nitrosi — 6—
Myrislicac I Dm. 61–4 Ammon. Causl. Dzond — 4—

sulbl. pulv. 619 , Unzo 10
Plgeie, gr. m. pulr.Unze 5 16 ’ «Angelscso composi.! — — 2—Pace —112 « «cAtIIpI —. —2
e — 41— · ZPsumlL 6

Darudlsi - hulv. 62 camphoralo-Crocakus 1D’ -
lk ,6- s . lnzcl 3Moseostchhe kaueplv. Unze « «coclileqkiac 10w.-—

«l’l"tmdl 4 1 Unze 2
Pichur. wr suhl.pi. 1 Dm. 2— FFerrichloreli scher Dra. —

subl Pl..— Frumelni 1 Unze —
Ouereus eumu#uh I. Unzel — 1 Plund 2

loslum plr — "uniperi XLEE
h rcond 24 Lavandulae — —

Sinopis Unze 1— composikus — 42
 'igr. modo pulr.]— 16 Moslichues composil —0| 1 210

blundl! 5 8 sad — 410
*subl. pulr. 1 Unze 22 « dlenlhoocrispsc —- —18

Slophidlis ugrine g. rum Dra. 2—8modo pu.—552 Hosmarini 1 Uaze 216
Slramonii — 14-11 * sapongtuus —1

ubl. pulr. Dr... n *r!**7“ 47|—

Aneii ge tr1 IUnze 1 Naumanmisi Unze92121421 Dra. ; Serpylli 2½
Scrum laclis 110##½/12/2 n sSinopis 1 . —5

aluminalum — 16]24 * 1 Unze 28
lamaurindinaluum - 0|X Vini obsolutus — 1|10

Sinapismus " Unse 41 # rcolikicalissimus 1.—
Species ad Calaplusma 1 « EHXELEEE

rsund 266 reclilicalus 1 Unzo 3—10
»Decoeil. lignor. 1G0 s xpcussingsc

kuml2261 Cellici 1 Unze .+41
komemum 1 Unzes 80 2 Spongino ceralac 1 Drn. G| Al. 1110
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S. S. W.
- . Fuss-»Es

·sl)ongiacccmlno tun-c Ich 3l syrupus n aoom 1 Unze7442
coompressase 1 Dr#. 4 amums — (— 1

Sübio-Calcium sulphurnyg. —14—5 Cerien uranin — 11.—3
*Slibio—Kali lariarieum Ser. 2— % I Dre. 2—

1 Dra.26 10/ 7
Slibium eerian solulmm 1 Vnze 22 ) Ferri iodoli 1 D.3 4KuFr. anranliac. 1 Sor. 2— 4 I . * BElorum Anranlii1 üne — -

l)kns.—;(;-I Foeniculi 2½ «
·lneving.- »—,( T «- ·cl)c)rrlnnc — 224

1 Unze 8. 62 TZ Sbccacuunture — 1
nigr. erud. 55s 1 I Menihac crispaa — — »
gnsir.plks 614i .· piperilae — — 1

1 Pndl5 6|4 6. 5 Mororum — 142 “
EEIIIIIXI * Rhci — 6

Säpiles Duleemame conc. 1 Unze 3——10. Rhocados — 6
subl. plr. 1 Dn. 1— 3 "1 Ribium —

1 Ume —1 8 — —
Visci — 46¼ r gSenegae — 4

pulv. — —2.— 6% Somnncc.Mamn — . 2 .
Strobili Lupuli zae. — 62 6. siuiplex — —-

blkzclmnssn Falk-cum lckon 6—6 ) Spinge Fesiine —. *iesulphuricum —6|6 n 8ueei Ciir — 19. 25
Succinum Enmen I 1 Uze 7—2— ß iici l Dw·12—·«

lile le-;4 5 1 Unze.4
Sulphur depursium I! Unze 544 Z Lingiberis — 86 4 110 — I

qnscumgk Inkslsjg 6—6 n 5
ron—- 1. 8

J Ser. 4— t . I s»
torsecipiieinm l l)ni. «4.-» Taktakusslibinltssittusutst» i ·:i7
sublimalum 1 un 22|— n velerinarium — 12 23.6

7t 8 212 4 lerebitihins — —18
Summitales dhebinse conc. 1Unze * — 12

bsundla4 4 4 ricine — -e r. m. Ply.1 Unze52 1 en vabeinler IDI. 66
, Umonst-I » Zit!cszol«3;6j.

hL pUVleM-—-- *Aconili l Dro. 6Syrupus —— 1 Une 1 aelherea — 2228
Ammoniaci — esucco receioe — 5

wanginlarun — 21 „oos — 6—G6
B oiani — 41.1 " 4 unze11—32Derberi — 42 2 *amara 44 6— 6„

Cpian lparer. — 14 üe12 6
Cerasorum — 2 Ambrac 1 Scr.3 4
Chamomillde— –1 « cumslosclso—1—sl«8
clsinqq Ile.2-. Arnicao Florum 1 Dra1 AC25

1 UnzellÖhGI 4- 11 Unell0 13—
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-. T. T. 1
aiu#i MAln.

Tinckure Arnic. c succo rec.1Dr 4— Ü Tincium Colombo 1 Den. 3 — 6r
i — — Conü — —

4 uneb 30 Cortieis „Ausmi — 69
*aromalica acida 1 Dm. 4 1 Urelss—— 5 2

Unzet7 310 Croci 1 Scr. 2—5
Asuc loclidae 1e. 3 · Ihn. . 1 31 Unze o — 12—
Bolsami Peruviani 1 D’n. — Cupri acelici Kadem. 1 Unze - 10

Bellad. e #eso rec.) — — Digitelis aelheren 1D. P 6erherba sicc. — — rei— 1|—

Denzocs — — ex herb. ice —1 6
1 Unre 31 Euphorbil — 11— i5

composika 1 Dra.— IIIIIE
Bryoniao — — Ferri acclici neiher 1 Dra.2 6–9
Calemi — — Hadem. 1Unze — 6

1 Unzel 3 chlorati Dra 4— 5
composita 1 Dr. — i — 6+6

mois 1 icae — 1 pboman re 6 r i
anlharidum — — Unze1—

1 Unzesn 4 Formicarum 1Dro. 2 n 8
apsici 1PDra. — 1Unzesias- 421 Unzes 4 Frucios Auroniür 1 Di—— 7

Cardui)hlar. Kadem. 1 Dr — 1 Unze12,63 8
carminotiva — — Calangae 1 Do. 1
*—st lorum — — Golbani — 6 ¾
si 1 Uu14. aen — #—

Ceslorci Cenadensis)1 Ser. 6 q 1 Uzel1163
« ims- ·, Gaa"-ciommoniscols«jl)ss.—-

acllsckeq— 1 Ressebor viridis —|
Sibirici 1Trop2— — Hyoscy# succo rcäl— 4

Sch.4 erherbasi1

aciherca: I#roon — 7 *Iodi Juerht 6Scr. — " 1 Unze «

Calechu 1 Dra. 2 - 1 Dra. 61 Uze16 kolina — 2—

Chinac scomposita 1 un. 6 4 1 1 1 n 7 7nze 17- eeae nze

suscae 1 Dr 6|— Ligni Gucjoci i Dro. 2
»Chinioidei — 6 Qu — —

1 Urzel11|3 Lobeliao — 2—
„ Cinnamomi Dl# MMacidi — 2—8

fUnze52 Membac crispae — **
lacull s. Zoylunich 1 D 6— » piperilae — —-

«colooyallsitlis — 2— n Moschi 1 S8er.
1 Unzelidl j * Ayrrlue 1Dra. 2
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T. V.

— FF Irnsche.
« «'"«,; oilh. 1 Unzesl6 8.

r4r w%M 11 32neten -ihe4+ 2—6 Vanillae 4—t i ien lten e54 1 5 1 Dra 8 6126
zEnze 4 7 — 2·—

es — 5#1
" A * 0. Tragecon!Krean pulv. I —HI-

DAMle «"3· 4— Trochisei Ipecacuannaoo 2 2—8.
n so. 2— Tubera Aconili conc. 1 Unze 460|

himpinellae 2 rrse
Pini composisn T 1 4 3 5 Kume 3 1.
FaiIlac esueror — 1 4 — 3 Julopne ar. in ph i b t J
Lyteihri —55 é!“ NMecene Arnicae — 2 — 1 subi #ur 8 14 I
sllalsksllso — — · . E 412

 Qtüunzell?45s ( Baolep suli. puly Lon 2%
Rlesie Cunjeci 410% 1 1 - ITeriones lint conc. —4 6|1 3· I«I7. —

Jalupne 1 vra. 1 8 8 praeporais 11 Dro. 4 I
Rhei s5 — 0 E s
Rhei oquoso X 2 2 U. . ·

* 1 Dre. —0 1. —
nosa 11 %12 — 510, uingucntn r* 14.Unze— 7½ . 1

Rosmoniim f.n— " a 4
salina Ilalensis — 45 Camtha#icum 1 eet .

Iunze 8 * An 2 0/8 .
FSergaparilluo 1 Dro 6— 13 v " He 15 6%46
Scillac Un 1n 2 Ccrussse 1 2/8.. . in« 2.2 z comphorstum ton 6—6
Secolis commii 1 Drn.2 2 6 | (1 %
"L,eminis Colchici — 6 onit er herhe ve. 223

.T «"lu"7'c«"—4—! i Digüalis Dra.

M vislicne 1 Dre. n rE. •¾ô9 n *# cx herba rec.btlune 2 2 trsirychni Un I « Elemi ühet i
1 Unze13 4 33 1 untel 6|3

actherce) 1 Dro. + 1 * -b essiccans 1 Dra. r*
ben — linzesl +—.2

Se — * 7 k sllavum —- —210.Siramonür — 7 .. 2....

May-Mc zweie ree. — 41— B9- *Ciycerini 1½14*5#J kerb. sicc. — — 67—
Tuberum Jalopae — — —10 Ilydrorgyri cinereum 1 8 —

Fu o ucco ree.. — 4 – eilr nilin 1 ½alerinnae Wi Bll .- 1 Uns ·
tua201jdssgz HEZMFM - 22,aciheren 1 Dr. 2. 61— 9. MWorn#



U. V. v. .
Allmin] S——E—

Unguentum Mezerei 1 baa. Vinum Gallicum rubrum 1 Unze 8 6
orygenalum — 41— ispanicum —2

i — —6 Ilungericum Tor. 1 Dra..5
1 Unzelse 34 1 Unzeld 42

tannici 1 Dra. — 6 Decacuanhae 1Dra. 614
bopulcum — —5 Lihenanum 1 Unze86 6

1 Uzello03| Sominis Colchiiih 1 Dn.
Hosmerini compos. 1 Dra. 1— 1 Unze — 6.—

1 Unze25.—72 schio-Kau lariarict D. 5
rosalum 1 Dra. 2—8 1 Unze 626

1 Unze34310 Xerenso — 6026

Sabinsc 1 bol.lys2
 x herbe wc. Unze0 2.

simplex — milit. 1 Drn. 4215 «
Unzelo 44— Tibeihum 1 Cran 4+12

Sübio-Koli larlarici 1 Dra. 61-6 Zinco-Ferram cyenatom 1 Ser. 411.—
. tljnzcl 34 Zincum acclicum 1 Dm. 2—6

cis 1Dru. 6—6 1 Unze1313s10
sulphuratium comp. 1 Unze0 43— schloralum 1Dra. —8

Phorm. milit. — 2—8. eyanalum 1 Ler. 41—
lerebinthinalum — 10—2 10 iodalum — 41—

i 1 Dra. 2—68s hydrico-carbonicom 4 Dra.—7
1 Unze 1524 laclicum 1 Ser 6— 5

5 oxydalum purum — —4
V. · ·ll)ko. -8

-·rwislo — ,—-3

Vanilla echarois (1:, 3]fr.4 " »Ach-ISIchl Mai-b Osulplsuricam lDra-—3
Vinum R Colchici 1 Dra. '" 1Ua20216

cønipbokalttm lUnze8124 erudum — 06
Dr.d. 8 gr. m. plv. — 14412
unzel12 » Manna-II

Gollicum valbum 7—|2— valerianieum Grn4— "
. 106m0341-s
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Achtes sun vom Zehte 1864.

 XVII. Gewerbe-Ordnung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzöurg #.
haben zur Förderung der Gewerbe auf Antrag Unseres Ministeriums sowie mit Beirath.
und Zustimmung Unseres getreuen Landtags die nachstehende

e e-Ordnung
zu crlassen beschlossen und verordnen deshalb, was folgt:

S. 1.
Umfang des Gesetzes.

Dieses Gesetz leidet Anwendung auf alle gewerbemäßig betriebene Beschäftigungen
mit folgenden Ausnahmen:

Ackerbau, Viehzucht, Forstwirthschaft, Gartenbau, Weinban und die mit
deren Betriebe verbundenen, im Wesentlichen auf Verarbeitung selbst erzeugten
Roh-Materials beschränkten Nebengewerbe. Die zu einzeluen solchen Neben-
gewerben zeither nothwendig gewesene Concession kommt in Wegfall.

Bergbau sammt den nach dem Bergrechte damit verbundenen Anstalten;
die advocatorische und Notariats-Praxis;
die Ausübung der Heilkunde (einschließlich der Errichtung von Privat-Heil-

anstalten) und der Thierheilkunde; das Apotheker- Gewerbe, die Erzeugung
künstlicher Mineral-Wässer (einschließlich der Errichtung von Tuintansalten für

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesehsamml. XXV.Ausgegeben in Rudolstadt den 7. eanl 1861.
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solche) und der Handel mit Arznei-Waaren und Giften; die Thätigkeit der Heb-
ammen und des sonstigen ärztlichen Hülfs-Personals und der Leichenfrauen;

der Privat-Unterricht und die auf solchen und auf Exziehung sich beziehenden
Anstalten;

die literarische Bätigkeit, die Ausübung der schönen Künste, die Thätigkeit
der Ingemeure und Geometer

Eisenbahn= nniernehmungin, Telegraphen und Posten;
die Fähranstalten und die Flößerei auf öffentlichen Flüssen;
die Fabrikation und der Verkauf der Spielkarten;
der Handel mit den dem landesherrlichen Salzverkaufsrechte unterliegenden

salinischen Producten;
der Vertrieb von Lotterie-Loosen.

Hinsichtlich derjenigen gewerbemähigen Beschäftigungen, auf welche die Gewerbe-
ordnung Anwendung nicht leidet, bewendet es bei den darüber bestehenden bezüglich
noch zu erlassenden Beslimmungen.

Die im §. 38 der Gewerbeordnung enthaltene Vorschrift jedoch leidet auch auf
die hier vorstehend ausgenommenen Gewerbe Anwendung.

8. 2.
Gewerbsunternehmungen des Staates, des Domainenfiscus oder der Hofhaltung,

die zu denselben gehörigen Anlagen und die bei denselben beschäftigten Arbeiter sind
nur den Bestimmungen der §§. 24 bis 36, des ganzen dritten Abschnittes, der §§. 79
bis 81 und des fünften Abschnittes unterworfen.

Auf die in Militair-Etablissemente als Arbeiter beschäftigten Soldaten, ingleichen
auf die Beschäftigung der in Straf= und Besserungs-Anstalten detinirten Personen,
leiden auch diese Beslimmungen keine Anwendung.

Erster Ibschnitt.
Von der Befugniß zum Gewerbebetriebe und deren Erwerbung.

8. 3.
Freihelt des Gewerbebetriebes.

Der selbstständige Betrieb eines jeden Gewerbes, welches im Folgenden (8s. 8
bis 41) nicht ausdrücklich an die vorgängige Erfüllung gewisser Bedingungen geknüpft
ist, steht unter Beobachtung der in diesem Gefsehze enthaltenen Vorschriften jedem dispo-



1864. 63

sitionsfähigen Juländer, welcher das 24. Lebensjahr vollendet hat, ohne Unterschied
des Geschlechtes und ohne Beschrönkungen in der Wahl des Ortes frei; dafern er nur
bei der Niederlassung an einem Orte, in welchem er nicht beinathberchtigt ist, auf
Verlangen der Gemeindebehörde einen Heimathschein und ein gutesLeumundszeuguiß
beibringt (§F. 45). «

8. 4.
Ausnahmen von der Altersbeschränkung.

Zum Eintritt durch Erbgang in einen bereits bestehenden selbsistãndigen Gewerbe-
betrieb genügt, in Beziehung auf das Lebensalter des Eintretenden, der Nachweis des
vollendeten 21. Jahres oder der erlangten Mündigkeitserklärung.

Der Regierung steht das Recht zu, von dem im §. 3 vorgeschriebenen Erforder-
nisse des vollendeten 24. Lebensjahres für Beginn eines selbstständigen Gewerbebe-
triebes in besonderen unbedenklichen Fällen bis auf das vollendete 21. Lebensjahr zu
dispensiren.

8. 5.Anmeldungsbflicht.Wer an irgend einem Orte des Landes ein Gewerbe setnhänd zu betreiben
beabsichtigt. hat davon der Gemeindebehörde Anzeige zu machen.

Diese Anmeldungspflicht erstreckt sich auch auf jede wesenklicheVerãnderung des
Gewerbes. Bestellte Geschäftsführer (§. 22), Stellvertreter und Pachter (8. 44)
sind ebenfalls anzumelden.

An den Bestimmungen über Handelsfinmen wird hierdurch nichis geändert.
8. 6.

Ausnahmen.
Nicht als selbstständiger Gewerbebetrieb im Sinne dieses Gesetzes anzusehen,

daher von der im §F. 3 ausgesprochenen Altersbeschränkung und von der Anmeldungs.
pflicht (I. 5) ausgenommen, sind:

1) jede gemeine Lohn= und Hand-Arbeit;
2) jede Arbeit, welche ohne Annahme von Gehülfen nur gegen Lohn für einen

Unternehmer ausgeführt wird;
3) sogenannte weibliche Arbeiten, wie Anfertigung und Verkauf von Frauen-

kleidern, Puhhgegenständen, Stickerei, Wäsche und dergleichen, insoweit nicht
damit ein offenes Verkaufs-Local verbunden ist. "

11•
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8. J.
Verfahren der Behörden.

Bei Eingang der Anmeldung hat die Behörde (§. 5) sofort zu erwägen, ob der
beabsichtigte Gewerbebetrieb nach gegenwärtigem Geseße concessionspflichtig oder an
Erfüllung besonderer Bedingungen geknüpft sei, nicht minder, ob dem Aufenthalte der
Anmeldenden an dem gewählten Orte ein in den Gesehen begründetes Hinderniß ent-
gegenstehe.

Ist Beides nicht der Fall, so ist dem Anmeldenden sofort über die erfolgte An-
meldung Bescheinigung zu erkheilen. Entgegengesetzten Falles sind dem Anmeldenden
ebenfalls ohne Verzug die von ihm vor Eröffnung seines Gewerbebetriebes zu erfüllen-
den Bedingungen unter Hinweis auf die gesetzlichen Strafen mitzutheilen.

8. 8.
Concessions-Gewerbe.

Eine Erlaubniß der zuständigen Behörde (Concession) ist erforderlich:
1) zum Betriebe von Gasthöfen, Speise= und Scant-Wirthschaften und zur

gewerbeweisen Vermiethung von Schlasstellen
2) zum Geschäftsbetriebe von Versicherungs=Gesellschaften aller Art und als

Versicherungsgesellschafts-Agent, sowie zum Betriebe von Auswanderungs-
vermittelungsgeschäften;

3) zum Geschästsbetriebe als Commissionair, Mäckler, Auctionator, Pfand-
leiher, Pfandvermittler und Trödler;

4) für Theater= und Schauspieler-Gesellschasten.
Die Concession zur gewerbeweisen Vermiethung von Schlafsstellen wird von dem

Verwaltungsamte, zu den übrigen Gewerben von der Regierung ertheilt.

5. 9.
Persönlichkeit der Concession.

Fede Concession ist persönlich.
Nur für Gasthöfe können auch Realconcessionen ertheilt werden.

S. 10.
Besondere Concessions-Bedingungen.

Die besonderen Bedingungen, an deren Beobachtung der Betrieb eines Con-
cessions-Gewerbes gebunden sein soll, sind von der Concessions-Behörde, sofern nicht
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für das betreffende Gewerbe allgemeine Bedingungen aiseeselt sind, bei Ertheilungder Concession, welche schriftlich zu erfolgen hat, festzustellen.

Es dürfen jedoch keine anderen Bedingungen gestellt werden, als welche durch die
Rücksichten auf die öffentliche Sicherheit und Wohlfahrt und durch Interessen, deren
Wahrung in F. 46 vorgeschrieben ist, geboten werden.

8. 11.
Irde Concession kann zurückgezogen werden:

1) wenn der Concessionar die für Ertheilung der Concession vorausgesehte
persönliche Qualification verliert,

2) wemn die Behörde bei Ertheilung der Concession über wesentliche that-
sächliche Verhältnisse getäuscht worden ist,

3) wenn der Concessionar eine Concessions= Bedingung, deren Nichtersüllung
bei Ertheilung der Concession mit deren Verluste ausdrücklich bedroht
worden war, nicht erfüllt.

8. 12. .

Die Entscheidung über Zurückziehung einer Concession steht derjenigen Behörde
zu, von welcher dieselbe ertheilt worden ist. Gegen ihren Ausspruch ist einmaliger
Necurs in dem geordneten Instanzenzuge zulässg. Wird hiervon nicht binnen zehn
Tagen von Zeit der Eröffnung an Gebrauch gemacht, so tritt de Zurückziehung der
Concessionin Kraft.

. §.13.

Gewerbebetrieb im Umherziehen. Hansir-Handel.
EineErlaubniß der zuständigen Verwaltungsbehörde bedarf ferner jeder Gewerbe,

betrieb im Umherziehen (einschließlich des Hausir= Handels). Als solcher wird im
Sinne dieses Gesetzes nicht angesehen:

1) die Ausführung von Gewerbearbeiten durch ständige Gewerbetreibende oder
deren Arbeiter bei ihren Kunden (§F. 48), sowie das Austragen bestellter
Waaren;

2) das Anbieten von Leistungen;
5) das Umherführen von Erzeugnissen der Landwirthschaft, des Waldbaues,

des Garkenbaues, der Viehzucht, der Jagd und der Fischerei, von Bikctualien
und Brennmaterialien und gewissen anderen im Verordnungswege zu bezeich.
nenden gemeinen Verbrauchsgegenständen:
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4) der Einkauf inländischer Erzeugnisse und das Sammeln von Bestellungen —
mit Ausnahme des Subseribenten = Sammelus.— durch Gewerbetreibende,

Deren Angehörige oder Handelsreisende. Es dürfen jedoch die eingekauften
Waaren unterwegs nicht wieder verkauft und bei, dem Sammeln von Bestel-

lungen nur Musteroder Proben, keine Waaren mitgeführt werden. ,
DurchdievorstehendeBestinmnmgunterdixsjwikdandeokschristcnübckden

Handel mit Holzpflanzen, Obstbäumen und dergleichen im S. 16 des Gesetzes vom
26. April 1850 zum Schutze der Holzungen (Ges.-Samml. 1850 S. 329 ff.) und
in dem Gesetze vom 3. März 1854 (G.-S. 1854 S. 27) nichts geändert.

S.1W*“
Die Gewerbe, zu deren Betriebe im Umherziehen überhaupt Erlaubnih ertheilt,

und die Waaren, mit denen der Hausirhandel gestattet werden darf, die persönlichen
Voraussetzungen für diese Erlaubnißertheilung und die Behörden, welche dazu befugt

sid, werden iim Verordnungöwege besimmt. . 1.

. 15.
Oertlich regultete Gewerbe.

Der Magelung. durch die Gemeindebehörden unterliegen:
1) die Unterhallung der Communication innerhalb der Oue durch Fiacres,

Droschken, Oumibus, Sänften u. s. w.;
2) die Versorgung der Gemeinden mit Leucht-Gas und Wasser.

DenGemeindebehörden steht es hierbei namenklich frei, die Erlaubniß zum Be-
triebe der vorstehenden Gewerbe auf bestimmte Personen und Anstalten zu beschränken.

Zur Production öffentlicher Schaustellungen aller Art gehörk polizeiliche Erlaubniß;
desgleichen zur Errichtung und zum Betrieb von Bade= und Schwimm-Anstalten.

8. 16.
Fortsetzung.

Die Aufstellung verpflichteter und mit Instructionen zu versehender Personen für
Dienste, welche besonderes Vertrauen in Auspruch nehmen, z. B. Lohndiener, Hochzeit-
und Leichen-Bitter, Fremdenführer, Boten, Aufläder, Packer und dergleichen, sleht

den Gemeindebehörden srei, jedoch ohne Beschränkung des Gebenuches nicht verpflich-teter Personen.
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E
mihene der Annahne der Schornsteinfeger bewendet es bei den bestehenden

bezüglichimVerordnungswegenoch zu erlassenden Bestimmungen.
 K. 18.Laefshigspemochwets.Von dem Beweise besonderer Befähigung abhängig sind:

die Ansübung des Hüfbeschlas, sowie die selbstständige Musfnheing nund
Leitung von Bauten nach den deshalb im Verordnungswege zu erlassenden

Bestimmungen.
» §19

« Gewerbe-betrieb von Ansländern,
Auslandern ist die Niederlassung im Fürstenthume zum Zwecke desselbsistãndigen

Gewerbebetriebes, nach Maßgabe dieses Gesetzes, gestattet, insoweit in deren

Heimath eine gleiche Veronnstigung den diesseitigen Staatsange-hörihen géwährt wird.“ .
Zur Zulassung solcher Ausländer, in derenHeimathslande die diesseitigen Staats

angehörigen beschränktere Oenerbeberechijungen haben, kann von dem MinisteriumErlaubuß ertheilt werden.

2Vorkehr. über d GEränze. x
JIn. Auslande wohnende Gewerbetreibende sind berechtigt, im. Julende Geperba-

zu denen sie in ihrer Heimiath befugt sind, auszuführen oderdurch ihre
Arbeiter ausführen zu lassen, ohne deshalb zur Enlrichtung diesseitiger Stgats-
oder Communal-Abgaben verpflichtet zu sein, dasern in ihrer Heimath eine
gleiche Vergünstigung für diesseitige Staatsangehörige gesehlich
besteht und ihre Gewerbeberechtigung“ den Bestimmungen dieses Gesetzes entspricht.
Außerdem zutscheiden dic mit den Nachbarstaaten bistehenden vder abzuschlisßenden
Verträge. In Ermangelung sölcher kritt das Ermessen des Ministeriunsein.
Das Einbringen und Abliefern im Auslande gefertigterGewetbsarbeiken= sowie
det Handel über die Landesgräuze unterliegt nur den durch die Zöll= und Abgaben-
Verhälwwisse und durch die sicherheitspolizeilichen Vorschriften bedingken Beschränküngen.
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Durch die vorstehenden Bestimmungen soll an den in den S§. 13 und 14 im
Betreff des Hausirhandels gegebenen Vorschriften nichts geändert werden.

8. 21.
Gewerbebetrieb Minderjähriger.

Ein Gewerbe darf nach dem Tode des Gewerbetreibenden für Rechnung Minder-
jähriger zum selbstständigen Gewerbebetriebe noch nicht berechtigter Erben fortbetrieben
werden.

Dasselbe gilt während der Dauer einer Curatel, sowie einer Nachlaß-Regulirung,

8. 22.
Geschäftsführer.

Zu Leitung des Geschaftsbetriebes in den F. 21 erwähnten Fällen, sowie für
Rechnung juristischer Personen ist ein Geschäftsführer zu bestellen, welcher, dafern nicht
eine Nealconcession ertheilt worden ist, in den §§. 8 bis 17 behandelten Fällen der
Genehmigung der zuständigen Behörde bedarf und in den Fällen des §. 18 für seine
Person die Befähigung nachzuweisen hat.

Der Geschästsführer haftet persönlich für Beobachtung der gesetzlichen Bestim-
mungen; die in diesem Gesetze angedrohten Strafen werden gegen ihn verfügt. Für
Geldstrafen haftet der Gewerbsinhaber subsidiarisch.

. §.23.

Gewerbebetrieb durch Beamte 2c.
Inwiefern Geistliche, Schullehrer, Civildiener, Gemeindebeamte und Militair=

personen zu dem Gewerbebetriebe für sich und ihre Angehörigen der besonderen Ge-
nehmigung ihrer Dienstbehörde, Ehefrauen der Zustimmung ihrer Ehemänner bedürfen,
ist nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen, bezüglich nach den bestehenden Dienstvorschriften,
zu beurtheilen.

S. 24.
Gefährliche und belästigende Anlagen.

Gewerbsanlagen, welche wegen ihrer besonderen Feuergefährlichkeit, oder wegen
der dabei vorhandenen Möglichkeit von Explosionen, oder durch Entwickelung von
Nauch, Dämpfen und Gasen, oder durch ihre sich dem Wasser beimischenden Abslüsse
ihrer Umgebung gefährlich, oder auch nur durch den verbreiteten Geruch, Staub, oder
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die Verunreinigung des Wassers besonders lästig werden würden, bedürfen zu ihrer
Enichtung der ausdrücklichen Genehmigung der Behörde. Solche Anlagen sind:

Fabriken und Niederlagen von Schiehpulver, Schießbaumwolle, Zündhütchen,
Zündwaaren, Feuerwerksgegenständen, Phosphor, Salprter, Schwefel,
ferner von Alkohol, Aether, ätherischen Oelen, Naphta, Photogen und anderen
leicht brennbaren oder explodirenden Stoffen, Koaks= und Theer-Oefen,
Gasbereitungs-Anstalten, Pech- und Terpentin-Siedereien, Firniß-, Lack-,
Wachskuch- und Lackleder-Fabriken, metallurgische Hütten und Gifthütten,
Eisen= und Erz-Gießereien, Glashütten, Porzellan= und Thonwaaren
Fabriken, Ziegeleien, Gyps= und Kalk-Oefen, Fabriken chemischer Producte
(namentlich Schwefel-, Salz= und Salpetersäure- und Salmiak- Fabriken),
Zuckersiedereien, chemische (Schnell)= Bleichen, Färbercien und Zeugdrucke-
reien, Cichorien= und Rüben-Caffee -Fabrifen, Stärke-Fabriken, Papier=
Fabriken, Gerbereien, Darmsaiten-Fabriken, Blutlaugen-, Fluß-, Fleck-
und Leim-Siedereien, Talgschmelzereien, Seifensiedereien und Kerzen-Gieße-
reien, Knochen= und Ruß-Brennereien, Knochensiedereien, Knochen= und
Wachs-Bleichen, Flachs= und Hanf-Nöstanstalten, Schlachthänser, Abdecke-
reien, Pondretten= und DüngerFabriken.

Das Ministerium ist ermächtigt, nach Maßgabe des sich durch Erfahrung ergeben-
den Bedäürfnisses durch Verordnung einzelne Gattungen von Gewerbsanlagen diesem

Verzeichuisse hinzuzufügen, oder demselben zu eninehmen, auch, wo örtlicheVerhältnisse
eine Ausnahme rechlfertigen, in kleinem Maßstabe betriebene Gewerbe der in diesem
Paragraphen bezeichneten Artenfür den betreffenden Ort von den Vorschrijten dieses
Paragraphen zu entbinden.

8. 25.
Vorbehalt der allgemeinen Vorschriften.

Das Ministerium ist befugt, für einzelne Kategorien der in §. 24 erwähnten
Anlagen allgemeine Vorschriften zu erlassen, über die örtlichen Verhältnisse, unter
denen sie unbedingt unzulässig, und über die Bedingungen, an welche die Ausführung
der Anlage und der Betrieb im Allgemeinen zu knüpfen sind, dabei auch besondere
Organe für die Prüfung und Beaufsichtigung solcher Aulagen zu bezeichnen. Auch
ist es zulässig, durch ortsstatntarische Bestimmungen gewisse Ortstheile zu begichnen,
.Jurstl. Schw. Ruvolst. Gesetzsamml. XXV.
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in denen alle oder einzelne der §. 24 erwähnten Anlagen gar nicht oder nur unter
geeigneten Beschränkungen errichtet werden dürfen.

Die bereits bestehenden Vorschriften dieser Art bleiben in Krast.
8. 26.

Verfahren bei der Genehmigung.
Vor Ausführung einer derim F. 24 bezeichneten Anlagen ist die Genehmigung

bei der zustindigen Behörde unker Einreichung der nöthigen Silnationspläne, Bau-

zeichnungen und Erläuterungen spiuche8.2Forisetzung.
Die Behörde (§. 26) hat ohne Zeitverlust unter Zuziehung Sachverständiger

zu prüfen, ob die Anlage an dem angegebenen Orte und in der gebetenen Weise den
etwa vorhandenen besonderen Vorschriften (F. 25) widerspricht, oder sonst mit Ge-
fabren für Gesundheit oder Leben, oder anderen aus sicherheits= oder wohlsahrts-
polizeilichen Gründen nicht zu duldenden Nachtheilen für die Umgebung oder die zu
beschäftigenden Arbeiter verbunden ist. Ist dieses mit Bestimmtheit zu bejahen, so
ist die Genehmigung unter Angabe der Gründe zu versagen. Gegen diese Versagung
steht dem Ansuchenden Recurs zu.

§. 28.
Fortsetzung.

Ist aus der Prüfung nach §. 27 die Unzulässigkeit der Anlage nicht sofort er-
kennbar, so hat die Behörde in dem für ihre amtlichen Bekanntmachungen bestimmten
Blatie die Absicht des Gesuchstellers bekannt zu machen und Jedermann aufzufordern,
innerhalb einer für alle nicht auf Privat-Rechtstiteln beruhenden Einsprüche prä-
clusiven Frist von vier Wochen etwaige Eimvendungen anzubringen.

S. 29.
Fortsetzung.

Die mit Ablauf der §. 28 gesetzten Frist zu fassende Entschließung der Behörde
ist dem Unternehmer und dem Widersprechenden bekannt zu machen. Beiden Theilen
steht binnen zehntägiger ausschließlicher Frist hiergegen Rekurs zu.

§S. 30.
K vst en.

Die baaren Auslagen, welche durch die Bekanntmachung und das weitere Ver-
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fahren entstehen, fallen dem Unternehmer, diejenigen Kosten aber, welche durch unbe-

gründete Einwendungen erwachsen, dem Widersprechenden zur Last. Die Entschließung
ist zugleich auf den Kostenpunkt zu erstrecken.

8. 31.
Erlöschen der Genehmigung.

Die nach diesem Verfahren ertheilte Genehmigung erlischt, wenn nicht binnen
einem Jahre nach Ertheilung derselben die Ausführung der Anlage begonnen wor-

S. 32.
Folgen der ertheilten Genehmigung für spätere Einwendungen.

Ist eine Anlage nach Beobachtung dieses Verfahrens von der zuständigen Ver.
waltungsbehörde genehmigt und unter Beachtung der dabei gestellten Bedingungen
ausgeführt worden, so kann von den Gerichten später wegen Belästigung oder brein-
trächtigter Nutzbarkeit fremden Eigenthums nicht mehr auf Aenderung oder Beseili-
ung der Anlage, sondern nur auf Entschädigung erkannt werden.

8. 33.
Folgen der Zuwiderhandlung.

Wer ohne Genehmigung eine der im §. 24 gedachten Anlagen ausführt, ist ge-
halten, wenn sich bei der nachher anzustellenden Erörterung und bezüglich Nachholung
des §. 20 ff. vorgeschriebenen Verfahrens ergiebt, daß die Anlage unzulässig ist, die
zu Beseitigung der Gefahren und Nachtheile (§. 27) nothwendigen Veränderungen
auf seine Kosten auszuführen, oder wenn dieses nicht möglich, oder die Anlage nach
den im §. 25 vorbehaltenen besonderen Vorschriften an dem betreffenden Orte über-
haupt nicht statthaft ist, auf Anordnung der Behörde, oder auf Antrag des Ver-
lebten die Anlage ohne Entschädigung wieder zu beseitigen.

Dasselbe tritt ein, wenn die Anlage zwar genehmigt, aber von dem Unternehmer
den bei der Genehmigung gestellten Bedingungen für Ausführung der Anlage nicht
nachgekommen worden ist.

5. 34.
Beurtheilung nach der Genehmigung sich zeigender Uebelstände.
4 Einrichtungen, welche zur Beseitigung von Uebelständen für die Umgebung

rücksichtlich des Betriebes von Gewerbsanlagen überhaupt, oder einzelner Gattungen
12•
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derselben in Folge technischer Erfahrungen vonder Regierung bezüglich dem Ministerium
angeordnet werden, hat der Besiher der Anlage auf seine Kosten auszuführen.

Zeigen sich dagegen nach Inbetriebsetzung einer unter 8. 24 fallenden, aber in
Gemähheit von §§. 26 bis 29 genehmigten und vorschriftsmähig ausgeführten Anlage
Gefahren und Nachtheile (§.27) für die Umgebung, welche durchEinrichtungen vorge-
dachter Art nicht zu beseitigen sind, so kann der Unternehmer auf Antrag der Ge-
meinde oder des Staats, wenn sich die Nothwendigkeit dazu ergiebt, ebenfalls zu Ver-
änderungen und sogar zu gänzlicher Beseitigung der Anlage angehalten werden, er
hat aber dann Anspruch auf volle Entschädigung.

Eine solche fällt nur dann weg, wenn dem Unternehmer nachgewiesen wird, daß
er bei Vorlegung der Unterlagen, auf welche hin die Genchmigung zu der Aulage er-
theilt worden ist, wesentliche Umstände verschwiegen oder die Behörde getäuscht hat.

Die Entschädigung ist bei vorliegendem Antrage der Gemeinde aus der Ge-
meindecasse, bei einem Antrage Seitens des Staats aus der Staatscasse zu gewähren.

Bei dringenden Gefahren für die Umgebung oder das Gemeinwohl kann die einst-
weilige Einstellung des Betriebes angeordnet werden. Solchen Falles steht unter den
vorgedachten Voraussehungen dem Unternehmer ein gleicher Anspruch auf Entschädigung
zu, dafern die einstweilige Einstellung nicht dadurch nothwendig geworden ist, daß der
Unternehmer die angeordneten Einrichtungen und bezüglich Veränderungen nicht aus-
geführt hat. " "

S. 35. »

Ueber die Frage: ob nach §. 34 der Besitzer zu Veränderungen oder gänzlicher
Beseitigung einer Gewerbsaulage oder zu Einstellung des Betriebes verpflichtet sei,
antscheidet die Regierung und auf eingewendete Berufung endgültig das Ministerium
mit Ausschluß des Nechtsweges. Die Einlegung der Berufung ist an eine zehntägige
ausschließliche Frist gebunden. Bei angeordneter Betriebseinstellung hat die Berufung
keine aufschiebende Wirkung.

Wegen Feststellung der für Beseitigung oder Veränderung einer Gewerbsanlage
zu leistenden Entschädigung sindet das in den S§. 3, 4 und 5 des Gesetzes vom
5. Februar 1840 (G.-S. 1840 S. 40) und im §. 3 des Gesetzes vom 9. August
1861 (G.-S. 1861 S. 120) geordnete Verfahren analoge Anwendung. «

WixdindessdicBexpflichtimgzuGewährungeincrEatschädigImgüberhauptaus
den im §. 34 für deren Wegfall aufgestellten Gründen bbestritten, so ist diese Frage
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in den fömmlichen Nechtsweg zu verweisen und zwar mittelst einer an den angeblich
Berechtigten zu erlassenden Auflage, das behauplete Recht bei Verlust seines vermeint-
lichen Anspruchs binnen vier Wochen von der Eröffnung dieses Beschlusses angeltenh
mu machen. Erstnach erfolgter rechtskräftiger Entscheidung über das Bestehen oder
den Umfang des Rechts ist mit Feststellung des Entschädigungs-Auspruchs weiter zu
verfahren.

8. 36.
Nückwirkende Kraft.

Die im §. 32 ausgesprochenen rechtlichen Wirkungen, sowie die Bestimmungen
des §. 34 gelten auch für alle unter §. 24 fallende, bei Erlaß dieses Gesetzes bereits
bestehende Anlagen. «

» §-37- .

ErweiterungnndVetäudcrtmgvvnGewerbsanlaqem
Jede wesentliche Erweiterung einer unter §. 24 fallenden Gewerbsanlage, sowie

jede wesentliche Veränderung derselben in Anlage oder Betrieb, ist der ersten Errichtung
gleich zu achten und eben so zu behandeln.

8. 38.
In denjenigen Fällen, in denen zu dem Zwecke der Controlirung oder Erhebung

der Steuer von dem Betriebe oder. Erzeugnisse eines Gewerbes gewisse Einrichtungen
oder Veranstaltungen erforderlich sind, müssen diese von dem betreffenden Gewerbe-
treibenden nach Vorschrift der Steuerbehörde noch vor Eröffnung des Betriebes herge-
stellt und bis zur Einstellung desselben unterhalten werden.

« §.39.

Vorrichtungen zu Benuhung von Wasserkräften bedürfen zur ersten Anlage und
zu jeder wesentlichen Veränderung der Genehmigung der Verwaltungsbehörde (§.24).

Wird eine Anlage dieser Art ohne Genehmigung qgusgeführt oder abgeändert, so
leiden die Besimmungen im §. 33 analoge Anwendung.

5. 40.
 Windmühlen.

Vor Anlegung einer Windmühle ist mit genauer Bezeichnung des Standpmiktes
und der Entfernung von vorüberführenden öffentlichen Wegen dem Verwaltungsamte
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Anzeige zu machen. Dieses kann, wenn die Windmühle in eine den Verkehr ge.
fährdende Nähe des Weges kommen würde, die Anlegung untersagen.

Auf bereits bestehende oder nach Erlaß dieses Gesetzes angelegte Windmühlen leiden
die Vorschristen des §. 34 Anwendung, auf letztere mit der weitern Bestimmung, daß
die Entschädigung namentlich auch dann hinwegfällt, wenn die Anzeige von der be-
absichtigten Anlegung der Windmühle unterlassen wurde.

8. 41.
Lärmende Gewerbe.

Solche Gewerbe, deren Ausübung mit ungewöhnlichem Lärm verknüpft ist, dürfen
in der Nähe von Kirchen, Schulen, Krankenhäusern oder anderen öffentlichen Gebäu-
den, deren bestimmungsmäßige Benutzung dadurch gestört werden würde, entweder
gar nicht oder nur unter den geeigneten Beschränkungen in Betrieb gesetzt werden.

Die im §. 25 ausgesprochene Zulässigkeit ortsstatutarischer Bestimmungen findet
auch hier Statt.

8. 42.
Strafen für unbefugten Gewerbebetrieb.

Wer ein freies Gewerbe vor Empfang der 8. 7 gedachten Bescheinigung betreibt,
verfällt in eine Geldstrafe bis zu 17 Fl. 30 Kr.—10 Thlr.

Wer ein an Coneession oder örtliche Regulirung oder Nachweis der Befähigung
gebundenes Gewerbe betreibt, ohne Concession oder Erlaubniß der Ortsobrigkeit er-
langt oder die Befähigung nachgewiesen zu haben, ingleichen wer den wegen Anlage
von Windmühlen erlassenen Anordnungen der Obrigkeit zuwider handelt, ist—neben
der zu verfügenden Einstellung des Betriebes — mit Geld bis zu 87 Fl. 30 Kr. —
50 Thlr. zu bestrafen.

Gleiche Geldstrafe bis zu 87 Fl. 30 Kr. = 50 Thlr. trifft denjenigen, welcher
den wegen des Betriebes lärmender Gewerbe erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt.
Ebenso kann auch solchen Falles die Einstellung des Betriebes von der Behörde ange-

ordnet werben-r ein Gewerbe im Umherziehen betreibt, ohne im Besitz der§.13 vorge-
Schniebenm Erlaubniß zu sein, verfälltin eine Geldstrafe bis zu 35 Fl. = 20 Thlr.

er eine der im §. 24 bezeichneten Anlagen ausführt oder wesentlich verändert,
ohne die Genehmigung der Behörde abzuwarten, verfällt in eine Strafe von 43 Fl.
45 Kr.=25 Thlr. bis 525 Fl. = 300 Thlr.



1864.

Zweiter Abschnitt.
Umfang und Ausübung der Rechte selbstständiger Gewerbetreibenden.

21Ei

8. 43.
Aufhebung der Verbietungsrechte.

Die aus dem bisherigen Innungsverbande fließenden Verbiekungörechte sind
aufgehoben.

Verbietungs-, Zwangs= und Bannrechte können künftig weder verliehen, noch
durch Vertrag oder Verjährung erworben werden.

Ueber Aufhebung bestehender Rechte letterer Art, soweit sie nicht aus dem In-
nungsverbande fließende Verbictungsrechte sind, bleibt der Erlaß besonderer gesetzlicher
Bestimmungen vorbehalten.

Die Rechte auf ausschließliche Vewielfältigung von Werken der Literatur und
Kunst, sowie auf ausschließliche Benutzung von Erfindungen, Mustern und Fabrik-
zeichen werden hierdurch nicht berüßrt.

S. 44.
Stellvertreter und Pächter.

Jeder zum selbstständigen Gewerbebetriebe Berechtigte kann sein Gewerbe auch
durch einen Stellvertreter oder Pachter ausüben lassen.

Auf die Pächter und Stellvertreter leiden die Vorschriften wegen der Geschäfts-
führer im §. 22 Anwendung.

S. 45. 4

Verhältniß der Gewerbetreibenden zur Gemeinde.
Durch die gewerbliche Niederlassung an einem Orte an sich wirddie Verpflichtung

zu Gewinnung des Bürger= bezüglich Nachbar-Rechtes nicht begründet. Die Ge-
meinde kann jedoch von den ihr nicht angehörigen Gewerbetreibenden, welche fünf
Jahre hindurch ihr Gewerbe ununterbrochen selbsiständig im Gemeindebezirke ausge-
übt haben, verlangen, daß sie das Bürger= bezüglich Nachbarrecht erwerben, oder den
Gewerbebetrieb im Gemeindebezirke aufgeben. Den so Aufgeforderten darf die Auf-
nahme von der Gemeinde nicht versagt werden, sobald sie das nach den bestehenden
Bestimmungen zu entrichtende Bürger, bezüglich Nachbargeld erlegen. Im Uebrigen
kommen hinsichtlich der Gewinnung des Heimaths= und Bürger-, bezüglich Nachbar-
Rechts, der Theilnahme an den Rechten der Gemeindeangehörigen, sowie der Ver-
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pflichtung, zu Gemeindeabgaben und Leistungen beizutragen, die gesetzlichen Bestim-
mungen zur Anwendung.

Die Erlaubuiß zum ferneren Aufenthalte in einer Gemeinde kann einem darin
nicht Heimathsberechtigten entzogen werden, wenn derselbe mit Entrichtung der öffent-
lichen Abgaben über ein Jahr im Rückstande bleibt, oder der Gemeinde durch Unter-
stützungsbedürftigkeit lästig wird, oder den guten Leumund verliert.

5S. 46. .

Vorbehalt der allgemeinen Polizel= und Stener-Vorschriften.
Jeder Gewerbetreibende unterliegt rücksichtlich der Wahl der Oertlichkeit, der Be-

schaffenheit der Anlage, der Art des Betriebes, der Steuern und Abgaben, den durch
die Landesgesetzgebung und durch die allgemein, oder örtlich geltenden polizeilichen oder
Verwaltungs-Vorschriften begründeten Beschränkungen.

Ebenso wird an den nach der Gesetzgebung über Zoll= und Steuer-Wesen beste-
henden Befugnissen, zeitweilige Betriebseinstellung oder gänzliche Entziehung der Be-
rechtigung zu einem bestimmten Gewerbebetriebe zu erkennen, nichts geändert.

8. 47.
Mehrere Werkstätten und Verkaufs-Locale, Zweiggeschäfte.

Die Ausübung eines freien Gewerbes kann durch denselben Unternehmer an ver-
schiedenen Orten des Landes, und an einem und demselben Orte in mehreren Werk-
stätten, auch in mehreren Verkaufs-Loralen erfolgen.

Es ist jedoch an denjenigen Orten, wo der Unternehmer nicht selbst wohnt, dem
Zweiggeschäfte ein Stellvertreter (§. 44) vorzusetzen.

Zweiggeschäfte dieser Art sind bei der Obrigkeit des Ortes, an welchem sie sich
befinden, nach §. 5 anzumelden.

S. 48.
Wegfall räumllcher Beschränkungen.

Jeder Gewerbetreibende darf von seinem Wohnorte aus seine Erzeugnisse an jeden
anderen Ort des Landes abliefern und daselbst aufstellen, vder seine Gewerbsarbeiten
bei den Kunden selbst oder durch seine Arbeiter ausführen, auch Bestellungen selbst
oder durch Beauftragte sammeln.

8. 409.
Gleichzeitiger Vetrieb mehrerer Gewerbe. Sreie Association.

Die Vereinigung verschiedener Gewerbe in der Person eines und desselben Unter-
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nehmers unterliegt keiner Beschränkung. Ebenso wenig die Vereinigung verschiedener
Gewerbetreibender zu gemeinschaftlichem Gewerbebetriebe. So weit hierbei nach 5s. 8
und 18 persönliche Qualification in Frage kommt, ist erforderlich, daß wenigstens einer
der Gesellschafter oder der nach §. 22 anzunehmende Geschästsführer dieselbe besite.
Bei Concessionsgewerben muß die Zmim der Concessionsbehörde hinzutreten.

» 8. 50.

Wegfall der Taxen.
Taxen für Preise von Gewerbs-Producten, Waaren oderDienstleistungen, auch

sir Löhne sind, außer bei denin S.8 unter 2 genannten Agenten und denin 8. 8 unter
3, §. 15 unter 1, §§. 16 und 17 genannten Gewerben, unzulässig.

Ausnahmen können in besonderen Fällen für Bedürfnisse des nothwendigen täg-
lichen Unterhalts an einzelnen Orten und auf besiimmte Zeit eingeführt werden und
unterliegen der Genehmigung der Regierung.

Rücksichtlich der Regelung der Satz- Verkufopreife bewendet es bei dendeshalb
bestehenden besonderen Bestimmungen.

Bäcker, Fleischer, Gast= und Schankwirthe können durch polizeillche Verfügung
angehalten werden, ihre Preise in ihren Gewerbs-Localen auszuhängen.

§. 51.
Beschlüsse für Preise und Löhne.

Beschlüsse von Gewerbetreibenden oder gewerblichen Corporationen über festzu-

batne Fleiche Preise und Löhne haben für die Theilnehmer derselben keine verbindlicheKraft.
Sind zugleich Verabredungen über physische oder moralische Zvangsmittel

gegen Nichtbeitretende oder Zurücktretende getrofsen, so verfällt, wenn nicht die Be-
stimmungen des Strafgesetzbuches Anwendung leiden, jeder Theilnehmerin eine Straft
bis zu 525 Fl.=300Thlr. oder 8 Wochen Gefängniß.

8. 52.
Marktverkehr.

Die Erlaubnih zur Abhalbung von Märkten bleibt von der Genehmigung des Mi-

nisteriums abhängig.Der Verkehr auf denselben ist durch Markt-Ordnungen zu regeln. Beidieser di-
gelun ist allen Marktbesuchern binsichtlichdes Kaufes und Verkaufes Fleiche Berech-
Ugung zu gewähren.

Fürsll. Schw. Rudolst. Gesetsamml. XXV. 13
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Pritter Ibschnitt.

Von dem gewerblichen Hülfspersonale.
F. 53.

Veschäftigung von Kindern.
Schulpflichtige Kinder dürfen nicht in solchen Werkstätten beschäftigt werden, für

welche der Untermehmer nach §. 60 zu Aufsstellung einer Fabrik-Ordnung verpflichtet ist.
Oefsentliche Beschäftigungsanstalten für Kinder sind von dem Verbote ausge-

nommen.

Kinder von 12 bis 14 Jahren dürfen nur in der Tageszeit von Morgens 5 bis
Abends 8 Uhr und nicht länger als zehn Stunden beschaftigt werden. In diese Arbeits-
zeit sind die Unterbrechungen durch eine Miktagszeit von einer Stunde und die sonstan ·
gemeseenen Ruhezeiten einzurechnen.

Im Verordnungswege können für einzelne Fabrikzweige, auf welche vorstehende
Leimmunge nicht ganz passen sollten, Ausnahmen und Abänderungen bestimmt
werden. Ausnahmen sür kurze Zeit in dringenden Fällen kann der Gemeindevorstand
gestatten.

Personen, welche sich gegen von ihnen beschäftigte Kinder einer im Strafgesetz-
buche mit Strafe bedrohten Handlung, oder der Verleitung zu einem Verbrechen oder
Vergehen schuldig gemacht haben, kaun die weitere Beschäftigung von Kindern in ihren
Werkstätten durch Beschluß des Verwaltungsamtes untersagt werden.

3 8 . 8I. Niar. Mi * MWu#### 5 Fr –

0 Ser. bis 8 Fl. 45 Kr. = 5 Thlr. für jedes in vorschriftswidriger Weise verwendete
Kind und jeden Contraventions-Fall geahndet.

S. 54
Schulpflichtige Kinder.

Schulpflichtigen Kindern ist Zeit zum Genusse des nöthigen Schulunterrichts in
den öffentlichen Lehranstalten des Ortes nach Maßgabe der bestehenden Bestimmungen
zu gewähren, oder es sind für dieselben, unter Genehmigung der hierfür zusändigen
Behörde, durch die Arbeikgeber besondere Fabrik-Schulen zu errichten.

Der Schulunterricht muß innerhalb der Zeit von früh 5 Uhr bis Abends 8 Uhr
ertheilt werden.

Die gegen zweimalige obrigkeitliche Aufforderung zur Nachachtung fortgesetzte
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Nichtbeachtung vuebender Vorshrt hat das VerbotfernererBeschäftigung schulpflich
tiger Kinder zur Folge.

Bei dennoch fortgesetzter Beschäftigung schulpflichtiger Kinder tritt gleiche Strafe,
wie im §. 53 geordnet, ein.

8. 55.
Arbestsverträge Unmündiger.

Unmündige bedürfen, dafern sie nicht etwa bereits mit ausdrrücklicher oder still-
schweigender Einwilligung ihrer Aeltern und Vormünder in der Lage sind, ihr Fort-
kommen selbst suchen zu müssen, zu Abschließung eines Arbeitsvertrags der Einwilli-
Gung des Vaters oder Vormundes.

War die Eimvilligung nicht auf bestimmte Zeit beschränkt, oder ausdrücklich nur
auf einen bestimmten Arbeitgeber gerichtet, so bedarf es zum Abschluß weiterer Arbeits-
verträge mit Unmündigen keiner erneuerten Einwilligung des Vaters oder Vormundes,
vielmehr haben die mit solchen Unmündigen später abgeschlossenen Arbeitsverträge sammt
allen daraus entspringenden Ansprüchen und Forderungen volle rechtliche Gültigkeit.

In Streitigkeiten, welche über nach Vorstehendem durch unmündige Arbeiter gültig
geschlossene Arbeitsverträge entstehen, können unmündige Arbeiter auch ohne Vater
ode#r Vormund vor Gericht handeln.

§S. 56.
Kündigung.

Wein über die Kündigungszeit nichts Anders verabredet oder in Fabrik-Ord-
nungen (§. 66) festgesetzt ist, gilt die in dem betrefsenden Gewerbe an dem Orte üb-
liche Auslohnungsfrist auch als Kündigungsfrist dergestalt, daß beiderseits nur von
Lohntag zu Lohntag gekündigt werden kann.

8. 57.
Entlassung der Arbeiter ohne Kündigung.

OhneRücksicht auf Kündigungefristdarfder Arbeiter, soweitnicht der Arbeitsver-
thält, sofort entlassen werden:

* wenn. er sich einVerhalten zuSchulden kommen läßt, welches zur polizei-
lichen Ausweisung eines Auswärtigen berechtigt, oder wenn er wegen Ver-

letzung pflichtmäßigerVerschwiegenheit nach Art. 320 desStaasgesetzuches
verurtheilt wird; 3.
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b) wenn er ohne Einwilligung des Arbeitgebers ein Nebengeschäft treibt, welches

ihn in der Erfüllung seiner Verpflichtungen gegen den Arbeitgeber hindert;
C) wenn er an Verabredungen von Arbeitern zu Erzwingung höherer Lohne,

kürzerer Arbeitszeit u. s. w. Theil nimmt;
u) wenn er den Arbeitsherrn oder einGlied seinerdamilie oder seines Haus-

standes oder eine in der Werkstatt zur Aussicht angestellte Person thätlich oder
sonst schwer beleidigt

y wenn er Glieder der Familie des Abeitshermn, Mitarbeiter oder Kehrlinge
zu unordenklichem Lebenswandel oder zu unerlaubten Handlungen zu ver-
leiten sucht; "

l')weuneksichwetgertdteihmubettrageneGewerbsatbettauszufuhten,
 wwenn er der Verwarmung zuwider unvorsichtig mit Feuer und Licht umgeht;
h) wenn er arbeitsunfähig wird, oder in eine ansleckende oder eckelhafte Krank-

heit verfällt;
i) wenn in Folge von Brand= oder Elementar-Ereignissen die Arbeit einge-

stellt werden muß;
1) wenn auf Grund der Bestimmungen gegenwärtiger Gewerbeordnung durch

Entscheidung der zuständigen Behörde die zeilweillge oder bleibende Ein-

stellung des Gewerbetriebs hegen den Arbeitgeber ohne dessen Verschulden
versügt wird.

58.

Verlassen der Arbeit ohne Kündigung.
Der Albeiter (Arbeitnehmer) ist berechtigt, die Arbeit ohne Aundiguns zu ver-

lassen:
a) wenn ihm von dem Arbeitgeber widerrechtliche oder unsillliche Hondlungen

zugemuthet werden;
b) wenn er vomrUrbeitgrber thätlich oder sonst schwer beleidigt, oder in einer

nach diesem Gesetze unzulässigen Weise gestraft wird;
WDc) wenn er am Lohntage seinen Lohn nicht oder nicht' in der vorgeschriebenen

Weise (§. 60)erhält; «

il)ioeiinliei Gediiigcakbeil oderStcklohn der Arheitäherr nlcht für Beschästi-hung sorgt;e) wenn er zurForlsezug der Arbeit törperlich unfähig wird;



1864. 61
) wenn bei Fortsetzung der Arbeit sein Leben oder seine Gesundheit einer er-

weislichen besonderen Gefahr ausgesetztsein würden.
Abbeiter, welche die Arbeit ohne Kündigung verlassen, ohne dozu nach dem Ar.

beitsvertrage, der Fabrikordnung, oder nach vorstehenden Bestimmungen berechtigt zu
sein, könnenzaufAutrag des Arbeitgebers mit Gesängniß bis zu 8 Tagen oder mit
Geld bis zu5Fl. 15 Kr.=3Thlr. bestraft werden.

8. 59.
Strafbefn#nist der Arbettsherren.

GegenschulpflichtigeArbeiter hat der Arbeitsherr das Recht der väterlichen Züch-
tigung innerhalb der zur Erhaltung von Zucht und Ordnung erforderlichen Gränzen.

Gegen anderes Hülfs- und Arbeits-Personal dürfen nurdieMittel der Entlassung
undin der Fabrikordnungfestgesehter oder sonst vertragomäßig vereinbarter Lohnabzüge
als Strafe angewendet werden.

An einem Lohntage darf als Strafe keinesfalls nehr als ein Fünftheil des fäl-
ligen Lohnes abgezogen werden.

S. 60.
Lohnzahlung.

Zu Zahlungen an Arbeiter für Lohn oder gelirserte Arbeit dürfen Waaren bei
Strafe bis zu 525 Fl.—300Thlr. oder 8 Wochen Gefängniß selbst dann nicht ver-
wendet werden, wenn der Arbeiter vorher oder nachher zugestimmt hat. Bei gleicher
Strafe ist die Auslohnung mit Anweisungen, sowie dieZahlung mit Wechselu über
Cours oder mit Geldsorten über Cours an Arbeiter verboten.

Arbeiter, welchein einer vorstehend verbotenen Weise bezahlt worden sind, können
jederzeit die Bezahlung nachverlangen.

Fabrikanten, Fabrik-Kaufleuten, Verlegern, Factoren und Fabrik-Beamten,
welche wegen Auslohnung ihrer Arbeiter mit Waaren bestraft worden sind, kann der
gleichzeitige Detail- Handel mit Waaren, welche nicht Materialien oder Produrte des
betreffenden Gewerbes sind, zeitweilig oder für immer untersagt werden.

8. 61.
Verbotene Verabredungen. »

Verabredungen zwischen Arbeitgebern, deren Angehörigen und. Veaustragien
einerseits und den Arbeitern (F.64) andererseiks, über Entnehmung von Bedürfnissen
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ausgewissen Verkaufsstellen, sowie solche Verabredungen, welche dazu dienen sollen,
das Verbot der Auslohnung mit Waaren (§. 60) zu umgehen, sind nichtig.

Die Bestimmung erstreckt sich jedoch nicht auf etwaige von Inhabern geschlossener
Etablissements mit Uebereinstimmung der Arbeiter oder durch die Fabrikordunng ge-

troffene Einrichtung zu Beschaffung von Wohnung, Feuerung, Lebensmitteln, Arze-
neien u. s. w. und auf Bestimmungen der Fabrikordnung zu Beschaffung von Beleuch.
tungs-, Schmier-, und sonstigen Hülfs-Materialien für die Arbeiter unter Aurech-
nung auf das Lohn.

Sollten sich aber aus derarligen Einrichtungen Mißbräuche ergeben, welche auf
andere Weise nicht abzustellen sind, so können sie nach vorgängiger Erörterung und
Gehör der Betheiligten durch Beschluß des Gemeindevorstandes aufgehoben werden.

§. 62.
Verpflichtungen der Arbeiter.

 Arbeiter oderin Fabriken Angestellte, Fackoren und dergleichen, welche Muster
(Karten, Modelle,Schablonen.Stickoder Nahreste Aloppelbriefe u. s. w.), die ihnen,
sei esmit oder ohne ausd ltung, von den Arbeitgebern

unmittelbar oder mittelbar, ebenso Verfahrungsweisen, dieihnenin gleicher Weise, jedoch
mit solch ausdrücklicher Verpflichtung zur Geheimhaltung, mitgetheilt sind, ohne Geneh-
migungder Arbeitgeber mittheilen, copiren oder copiren lassen, oder welche über die
von den Arbeitgebern empfangenen Werkzeuge und Materialien odet die aus letzteren
gefertigten Waaren in anderer, als der vorgeschriebenen Weise disponiren, verfallen
—sofernnichtim einzelnen Falle die Voraussebungen einer nach dem Strafgesetzbuche
mit Strafe bedrohten Handlung vorhanden sind — in eine Strafe von 87 Fl. 30 Kr. —
50 Thlr. oder 4 Wochen Gefängniß.

Den eben gedachten Strafen unterliegen auch Personen, welche sich an dem be-
zeichneten Vergehen durch Anstiftung, Beihülfe oder auch blos durch Annahme der ver-
botenen Mittheilung oder sonst betheiligt haben, nach Maßgabe ihrer Theilnahme
oder der geleisteten Hülfe.

8. 63.
Verabredungen der Arbeiter.

Verabredungen von Arbeitern (8. 64) zur Erzwingung höherer Löhne, kürzerer
Arbeitszeit u. s. w. sind für die Theilnehmer nicht verbindlich.Anmäßung von Strafgewalt über die Genossen, Verrufserklärungen und jede An-
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wendung physischer oder moralischer Zwangsmittel gegen Solche, welche Beschlüssen
und Verabredungen der obigen Art nicht beitreten wollen, oder von schon gefaßten und
hetroffenen zurücktreten, werden an jedem Theilnehmer mit Gefängniß bis zu 4 Wochen,
an den Anstiftern und Anführern mit Gefängniß bis zu 8 Wochen bestraft, — es sei
denn, daß der Thatbestand eines nach dem Strafgesetzbuche mit Strafe bedrohten Ver-
brechens vorliege.

S. 6Ausdehnung —“ Bestimmungen.
Vorstehende Bestimmungen (s§.60— 63) leiden nicht allein Anwendung auf

dasjenige gewerbliche Hülfs= und Arbeiker-Personal, welches in den Werkstätten und
auf den Werkplätzen eines Untemehmers beschäftigt ist, sondern auch auf Lehrlinge
und auf solche Personen, welche in ihren Behausungen für Fabrikanten, Verleger,
Factoren u. s. w. arbeiten.

S. 665.Schue der Arbeiter gegen Gefahren.
Jeder Gewerbsunternehmer ist verbunden, auf seine Kosten alle diejenigen Ein-

richtungen herzuslellen und zu unterhalten, welche mit Rcksicht auf die besondere Be-
schaffenheit des Gewerbebetriebes und der Localitäten zu thunlichster Sicherung der Ar-
beiter gegen Gefahren für Gesundheit oder Leben von der zuständigen Behörde ange-
orduct werden. Unterlassungen sind mit Strafen bis zu 525 Fl. = 300 Thlr. oder
8 Wochen Gefangniß zu belegen.

Bei dringender Gefahr ist das Verwaltungsamt ermächtigt, die einstweilige Eus
stellung des Gewerbebetriebes zu versügen und es steht dem Gewerbsunternehmer gegen

eine solche Verfügung dasNechtemittel des Recurses, jedoch ohne ausschiebende Wir-
kung, zu.

F. 66.
Fabrik-Ordnungen.

Unternehmer, die mehr als 20 Arbeiter — ohne Unterschied des Alters und Ge-
schlechtes — in gemeinschaftlichen Werkstätten beschäftigen, sind gehalten, eine
Fabrik-Ordnung aufzustellen. Diese ist den Arbeitern durch Anschlag und in sonst
heeigneter Weise bekannt zu machen und muß das Röthige enthalten:

über die Classen des Arbeitspersonals und ihre Verrichtungen,
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über die Kündigungsfristen undEntlassungsgründe,
über die Arbeitszeit,

lber die Abrechnungs= und Lohn-Zeiten,
über die Befugnisse des Aufsichts-Personals,
über die Disciplin in den Werkstätten, einschließlich des Verhaltens mit Feuer

und Licht,
über die Behandlung im Falle der Erkrankung oder Verunglückung,
über die Strafen durch Lohnabzüge oder Entlassung,
über die Unterstützungs- und Kranken-Cassen, insoweit solche bereits be-

stehen oder eingerichtet werden.
Jede Fabrik-Ordnung ist dem Verwaltungsamte vorzulegen.

Dieses hat dieselbe zu prüfen und die Abänderung oder Beseitigung etwa darin
enkhaltener, den Gesehen und Verordnungen zuwiderlaufender Bestimmungen, insbe-
sondere auch eines etwaigen Uebermaßes in den Strafbestimmungen, anzuordnen.

Die Befolgung dervorstehenden Vorschriften kannbei Geldstrafe bis zu 175 Fl.—
100 Thlr. und bei fortgesetztem Ungehorsam bei Vermeidung der Einstellung des Fabrik-
Betriebes aufgegeben werden.

KS. 67.
. Lehrlinge.

Als Lehrling wird augeschen, wer bei einem selbststãndlgen Gewerbetreibeuden
zur Erlernung des Gewerbes eintritt, ohne Unterschied, ob die Erlernung gegen
Lehrgeld oder unentgeldliche Hülfeleistung Statt findet, oder ob für die Arbeit Lohn
gezahlt wird.

S. 68.
Annahme von Lehrlingen.

Unter den im vorletzten Absatze des S. 53 ausgesprochenen Voraussezungen kann
einem Gewerbetreibenden die fernere Annahme unmündiger Lehrlinge untersagt werden.

8. 69.
Gegeuseitige Pflichten des Lehrlings und des Lehrherrn.

Lehrlinge sind ihrem Lehrherrn Achtung und Gehorsam fchuldig. Solche Lehr-
linge, welche bei dem Lehrherrn in Kost und Wohnung sehen, sind auch der häuslichen
Zucht des Lehrherrn unterworfen.



1864. 85
Der Lehrherr ist verpflichtet, den Lehrling nach Vermögen in allen Arbeiten des-

jenigen Gewerbes, zu dessen Erlernung er ihn angenommen hat, zu unterweisen oder
durch geeignete Gehülfen unterweisen zu lassen und denselben zu häuslichen Verrich-
tungen, sowie zu anderen Dienstleistungen, nur so weit zu benutzen, als dieses ohne
Beeinträchtigung des Hauptzweckes geschehen kann. Er hat den Lehrling zu sittlichem
und religiösem Lebenswandel anzuhalten, demselben auch zum Besuche des Gottes-
dienstes, sowie, wenn eine gewerbliche Fortbildungs oder Sonntags-Schule am Orte
sich befindet, zum Besuche einer derselben, Zeit zu lassen.

8. 70.
Probezeit.

Ist in dem Lehrvertrage eine Probezeit bedungen, innerhalb deren beiden Theilen
der Rücktritt frei steht, so wird, wenn nach Ablauf derselben die Lehre fortgesetzt wird,
die Probezeit in die bedungene Lehrzeit eingerechnet.

8. 71.
Aufhebung der Lehrvertrags.

Vor Beendigung der bedungenen Lehrzeit kann, abgesehen von weitergehenden
contractlichen Verabredungen, der Lehwertrag einseitig aufgehoben werden:

" A. Von Seiten des Lehrherrn:

a) wenn der Lehrling sich ein Verhalten zu Schulden kommen läßt, welches zur
polizeilichen Ausweisung eines Auswärtigen berechtigt, vder wenn er wegen
Verlehung pflichtmäßiger Verschwiegenheit nach Art. 320 des Strafgesetz
buchs verurtheilt wird;

b) wenn er an Verabredungen von Arbeitern zur Erzwingung höherer Löhne,
kürzerer Arbeitszeit u. s. w. Theil nimmt;

c) wenn er den Lehrherrn oder ein Glied seiner Familie oder seines Haus-
slandes, oder eine in der Werkstatt zur Aufsicht angestellle Person thätlich
oder sonst schwer beleidigt;

6) wenn er Glieder der Familie des Arbeitsherrn, Arbeiter oder Lehrlinge zu
unordeutlichem Lebenswandel oder zu unerlaubten Handlungen zu verleiten
sucht;

S) wenn er länger als 6 Wochen von einer nicht durch die Arbeit selbst ent-
standenen Krankheit an der Arbeit verhindert wird;

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXV. 14
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l) wenn er wiederholt entläuft, ohne daß ihm oder seinem rechtlichen Vertreter
nach den weiteren Bestimmungen des gegenwärtigen Paragraphen ein Recht
auf einseitige Aufhebung des Lehrvertrags zusteht;

6) wenn er sich beharrlich ungehorsam oder zur Erlernung des Gewerbes un-
fähig zeigt.
9. Von Seiten des Lehrlings oder seiner rechtlichen Vertreter:

n) wenn dem Lehrlinge von dem Lehrherm widerrechtliche oder unsittliche Hand-
lungen zugemuthet werden;

h) wenn er zur Fortsetzung der Lehre körperlich unfähig wird;
c) wenn bei Fortsetzung der Lehre sein Leben oder seine Gesundheit einer erweis-

lichen besonderen Gefahr ausgesetzt sein würde;
4) wenn er von dem Lehrherrn thätlich ihan oderin einer sonst nach den

Gesetzen zuzulässigen Weisebestraft wi-D) wenn der Lehrherr seinen Wohnort zadn
s) wenn der Lehrherr seinen Verpflichtungen nach §. 69 nicht nachkommt;

g) wenn der äihen des Rechtes zur Aufnahme unmündiger Lehrlinge verlustigerklärtw1) wenn ver b#enenbeben des Lehrherrn eingestellt wird.
In den Fällen unter A., sowiein den Fällen unter B, b.c und c, ingleichen in

dem Falle unter B., b, vorausgesetzt, daß die Einstellung des Gewerbebetriebes ohne
sein Verschulden erfolgt, hat der Lehrherr Anspruch auf das nach der Vorschrift im
§S. 73 bis zum Tage der erklärten Aufhebung des Vertrages zu berechnende Lehrgeld.

In Fällen unter B, a. d, l und g, sowie in dem Falle unter B, h. vorausgesetzt,
daß die Einstellung des Gewerbebetriebes durch die Verschuldung des Lehrherrn herbei-
geführt wird, verliert dieser jeden Anspruch auf das Lehrgeld und hat das etwa bereits
gezahlte zu erstatten.

8. 72.
Unzulãässigkeit des Zwanges zur Fortsetzung der Lehre.

Gegen den Willen seiner rechtlichen Vertreter (oder gegen seinen eigenen Willen,
wenn er bereits mündig war) kann ein Lehrling, welcher die Lehre vor Beendigung
der Lehrzeit verläßt, nicht zur Vollendung der Lehrzeit genöthigt werden.

Dem Lehrherm bleibt die Ausführung seines ekwaigen Emtschädigungsanspruchs
vorbehalten.
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Auf Lehrlinge, welche, ohne nach §. 71 dazu berechtigt zu sein, eigenmächtig die

* itn leidet jedoch dle Strafbestimmung am Schlusse des F. 58 ebenfallsnwendun

 73.Feeertisdon 8 Lehrgeldes.
Wemn nicht Besonderes ausgemacht ist, so wird von dem für die ganze Lehrzeit

bedungenen Lehrgelde für das erste Lehrjahr doppelt so viel gerechnet, als für jedes der
folgenden.

S. 74.
Lehrzeugniß.

Bei Auflösung des Lehrverhältnisses kann der Lehrling über die Dauer der Lehr-
zeit und die während derselben enworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten, sowie über sein
Betragen ein Zeugniß vom Lehrherrn fordern.

§S. 75.
Kaufmännisches Hülfs-Personal.

Auf kaufmännisches Comptoir= und Hülfs-Personal und kaufmännische Lehrlinge
leiden nur die Bestimmungen 5§. 55—58 (soweit hierin durch das Handelsrecht nicht
etwas Anderes bestimmt wird) 67— 74 Anwemdung.

Vierter Abfchnitt.
Von den Vereinigungen und Genossenschaften der Gewerbetreibenden und

von gemeinnützigen Anustalten.

S. 76.
Sowohl selbstständige Gewerbetreibende als Gewerbegehülsen und Arbeiter haben

das Recht, zur Förderung gemeinsamer Angelegenheiten Genossenschaften zu bilden,
auf welche die gesetzlichen Vorschristen über das Vereins- und Versammlungs-Recht
Anwendung leiden.

Derarligen Genossenschaften bleibt es überlassen, ob sie um Ertheilung der Rechte
einer juristischen Person nachsuchen wollen.

Die Genossenschaften verwalten ihre Angelegenheiten selbstständig. Ein Zwang
zum Beitritt zu einer Genossenschaft findet nicht Statt. Andererseits darf keinem

147
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Gewerbegenossen, welcher die statutarischen Bedingungen zu erfüllen bereit ist, die
Aufnahme verweigert werden, falls solches das Statut nicht ausdrücklich gestattet.

8. 77.
Die Statuten jeder mit den Rechten einer juristischenPerson zu versehenden gewerb-

lichen Genossenschaft müssen folgenden Bestimmungen genügen:
1) das Statut darf keine mit verbietenden Vorschriften der gegemvärligen Ge-

werbeordnung oder sonstiger Landesgesetze in Widerspruch stehende Bestimmung
enthalten;

2) das Statut darf Nichts enthalten, wodurch die einzelnen Mitglieder in der
beliebigen Ausübung der nach dem zweiten Abschnitte dieses Gesetzes jedem
selbstüäündigen Gewerbetreibenden zustehenden Rechte beschränkt und beein-
trächtigt würden;

3) das Statut darf den Austritt der Mitglieder an keine anderen beschränkenden
Bestimmungen, als an solche knüpfen, welche durch die pünkkliche Erfüllung
der der Genossenschaft gegen dritte Personen obliegenden rechtlichen Verbind-
lichkeiten bedingtsind;

4) das Statut muß für den Fall der Auflösung oder des Absterbens der Genossen-
schaft genügende Vorschriften über die Ordnung der Vermögensverhältnisse
und inöbesondere über Sicherung etwa vorhandener Verbindlichkeiten enthalten.

§S. 78.
Fortbestehen der bisberigen Innungen.

Die bei Publication dieses Gesetzes vorhandenenJInnungenbestehenalsgewerb-
liche Genossenschaften fort und behalten die Rechte juristischer Personen. Sie sind
zur Förderung der gemeinsamen Angelegenheiten und insbesondere folgender Zwecke
berufen:

1) Regelung der Verhältnisse zwischen den Gewerbetreibenden und ihren Lehr-
lingen und Gehülfen innerhalb der Gränzen der über den Lehr= und Arbeits-
Vertragin diesem Gesete enthaltenen Bestimmungen;

2) Beilegung der zwischen den Genossen unter einander oder wischen ihnen und
ihren Lehrlingen und Gehülsen über die in diesem Gesetze oder in den Ge-
nossenschafts -Statuten geordneten Verhältnisse entstehenden Streitigkeiten;

3) Gründung, Förderung und Verwaltung von Fachschulen und abnlihengemeinnützigen Austalten
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4) Gründung von Anstalten (Casen-P zur Unterstützung der Mitglieder und ihrerAngehörigen und Gewerbegehülf
Die den Innungenverliehenen in-n- Artikel bleiben, soweit sie mit den Be-

stimmungen dieses Gesetzes nichtim Widerspruche stehen, als Innungs Statut in
Gültigkeit.

Die Mitglieder haben das Recht, durchStimmenmehrheit über Auflösung der
Innung zu versügen. Zu einem solchen Beschlusse ist eine Mehrheit von zwei Dritteln
der Stimmen in einer statutenmäßig und unter Angabe des Gegenstandes der Beschluß-
fassung berufenen General-Versammlung erforderlich.

Der Auflösung einer Innung, sowie deren Vereinigung mit einer oder mehreren
anderen Innungen hat die Ordnung ihrer Vermögensverhältnisse mit besonderer Berück-
sichtigung der vorhandenen Verbindlichkeiten vorauszugehen.

Innungen, deren Mitgliederzahl bis unter drei herabgesunken ist, sind als auf-
gelöst zu betrachten

Löstt sich eine der bisherigen Innungen auf, ohne sich mit einer anderen zu ver-
einigen, so hat die Generalversammlung unter Aussicht der Regierung über die Ver-
wendung des vorhandenen Vermögens zum Besten einer gewerblichen Genossenschaft,
oder einer gewerblichen Zwecken dienenden Anstalt, oder einer Gemeinde zu beschließen.

Bei Innungen, deren Mitgliederzahl bis unter drei herabgesunken ist, tritt hin-
sichtlich der Ordnung der Vermögensverhältnisse an die Stelle des Beschlusses der
Generalversammlung das Ermessen der Regierung, dergestalt aber, daß über das
vorhandene Innungsvermögen nur zu den vorgedachten Zwecken verfügt werden kann.
Auch behalten die noch vorhandenen Mitglieder der also aufgelösten Innung diejenigen
Vortheile, auf welche sie bei dem Fortbestande der Innung aus deren Vermögen An-
spruch gehabt haben würden.

Der Austritt aus der gewerblichen Genossenschaft steht jedem einzelnen Mitgliede
frei; doch haftet der Ausgetretene noch ein Jahr lang für die zur Zeit seines Austrittes
vorhandenen, durch das Ackiv-Vermögen nicht gedeckten Schulden der gewerblichen
Genossenschaft mit, und zwar zu seinem Kopftheile.

S. 79.
Verpflichtung zum Beltrage zu Arbeiter-Berpflegungscassen.

Gewerbegehülfen und Fabrik-Arbeiter können verpflichtet werden, Beiträge zu
Cassen zu zahlen, deren Zweckdie Untersubungiin Erkrankungsfällen und Bestreitung
von Begräbnißkosten ist.
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Es ist vorbehalten, über die Einrichtung solcher Cassen und über ihre Verwaltung

unter Theilnahme von Vertretern der Gehülfen u. s. w. allgemeine Vorschriften im
Verwaltungswege zu erlassen.

8. 80.
Aeltere Cassen.

Die dermalen bereits bestehenden Cassen dieser Art bleiben in ihrer zeitherigen
Verfassung und Wirksamkeit auf so lange, als von den Betheiligten mit Genehmigung
der Regierung hierüber nicht anders beschlossen wird.

8. 81.
Zulässigkeit von Krankenhausbeiträgen.

Es ist zulässig, für alle solche Gesellen, Gehülfen und Fabrik-Arbeiter, welche
zu keiner Casse nach §F. 79 und 80 steuern, die Pflege in Erkrankungsfällen durch
Verpflichtung zu regelmäßigen Beiträgen an ein für den Ork oder Bezirk bestehendes
Krankenhaus zu sichern.

Funster Abschnitt.
Behörden und Verfahren in Gewerbesachen.

82.Competenz der S. ##ttnngsehsrd.#.
Die Durchführung der Bestimmungen gegenwärtigen Gesetzes erfolgt durch die

Verwaltungsbehörden, welchen auch hinsichtlich der nach Maßgabe der gegenwärtigen
Gewerbeordnung verwirkten Geldstrafen die Besugniß, dieselben dem Schuldigen
anzusordern, zusteht. (Art. 4 des Gesetzes vom 26. April 1850 — Gesetz-Sammlung
1850 Seite 73 —).

§S. 83.
Competenz der Justizbehörden.

Wegen der mit Strafe bedrohten Uebertretungen dieses Gesetzes haben die Justig-
behörden, sofern nicht der Schuldige hinsichtlich einer angedrohten Geldstrafe auf die
Anforderung der Verwaltungsbehörde (§. 82) dieselbe erlegt hat, das Strafverfahren
nach Mahgabe der gesetzlichen Bestimmungen einzuleiten und zu erkennen.

Ueber die privatrechtlichen Forderungen und Ansprüche der Gewerbetreibenden
unter einander, ferner der Unternehmer (Fabrikanten, Meister, Principale 2c) gegen
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ihr Arbeits= und Hülfs-Personal (einschließlich der Lehrlinge) und umgekehrt, haben
die Justizbehörden zu entscheiden, auch wenn diese Forderungen und Ansprüche
auf den durch dieses Geseth geordneten Verhältnissen beruhen.

Schlußbestimmungen.
8. 84.

Aufhebung älterer Vestimmungen.
Alle mit gegenwärtigem Gesetze im Widerspruche stehende ältere gesetzliche, statu-

tarische und sonstige Bestimmungen sind aufgehoben. Nur die gesehlichen Vorschristen
über die Presse bleiben beslehen.

8. 85.
Ausführung und Beginn der Wirksamkeit.

Gegenwärtiges Gesetz, mit dessen Ausführung Unser Ministerium beauftragt ist,
tritt ni 45 Tage, woelcher demnächst durch Verordnung bestimmt werden wird, inWirksabemann unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 8. April 1864.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Inhalt.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Ueuntes Stück vom Jahre 1864.

 DXVIII. Verordnung
vom 22. April 1864, die Annahme und Verpflichtung der Apotheker-

Gehülfen betreffend.
Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg rc.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums, was folgt:

S. 1.
Der Eintritt als Gehülfe in eine hieländische Apotheke ist durch die Vorlegung

eines Zulassungsscheines und den Nachweis der erfolgten eidlichen Verpflichtung auf
gewissenhafte Beobachtung der das Apothekerwesen betreffenden gesetzlichen Vorschriften
bedingt.

Bei denjenigen Gehülfen, welche in einer inländischen Apotheke als Lehrlinge
ausgebildet sind und sogleich nach Beendigung der Lehrzeit in einer
inländischen Apotheke als Gehülfen eintreten, vertritt der Lehrbrief (§. 31 der Apo-
theker Ordnung) die Stelle des Zulassungsscheines. Für andere Gehülfen wird
derselbe von dem betreffenden Bezirks-Physicus auf Grund der ihm vorzulegenden
Lehr-Fähigkeits= und Führungs-Zeugnisse ausgestellt.

8. 3.
Die eidliche Verpflichtung erfolgt auf Anmeldung des Gehülfen und nach

geschehener Vorlegung des Lehrbriefes oder Zulassungsscheines durch das seefine
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXV.Auusgegeben in Rudolstadt den 14. v 1664.
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Fürrstliche Verwaltungsamt nach der dieser Verordnung beigefügten Formel undizwar
nur einmal bei dem ersten Eintritt in eine Apotheke.

Jedem Gehülfen ist über die erfolgte Vereidung von der verpflichtenden Behörde
eine Bescheinigung auszufertigen.

8. 4.
Bei Gehülfen, die als solche bereits im Auslande verpflichtet worden sind und

hierüber einen ausreichenden Nachweis beibringen, genügt die bei dem betreffenden Ver-
waltungsamte von ihnen mittelst Handgelöbnisses abzugebende Erklärung, durch den
geleisteten Eid sich auch zur Einhaltung der im hiesigen Lande bestehenden gesetzlichen
Vorschriften für verbunden zu erachten.

Für diese Verhandlung sind Kosten außer Ansah zu lassen.
8. 6.

Jeder Apotheker, welcher einen unverpflichteten Apothekergehülsen annimmt,fälltin eine Strafe von 8 Fl. 45Kr. = 5 Thlr.
Rudolstadt, den 22. April 1864.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Eidesformel für Apotheker-Gehülfen.
.schwöre zu Gott dem Allmächtigen einen leiblichen Eid, daß,

nachdem ich inder Apolhel des Herrn N. N. zu. . . als Apothekergehülfe
angenommen worden bin, ich der Apotheker= Ordnung und allen anderen auf das
Apothekerwesen sich beziehenden Gesetzen und Vorschriften pünktlich nachkommen und
mich in Allem so verhalten will, wie es einem rechtschaffenen Apotheker = Gehülfen
gebührt, so wahr mir Gott helfe und sein heiliges Wort durch Jesum Christum, Amen.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarkburg= Rudolstadt.

Jchutes suc vom AInbte 1864.—

A XIX. Einführungs-Gesetz
zu dem allgemeinen beutschen Handelsgesezbuche, vom 13. Mai 1864.

Wir FriedrichGünther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzöurg u.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums sowie unter Beirath und mit Zustimmung
des getreuen Landtags, was folgt:

" 4 5. 1. -«

Das als zweite Abtheilung der Gesetzsammlung vom Jahre 1863 bereits abge-
druckte, zu Folge des Beschlusses der deutschen Bundesversammlung vom 18. Detcember
1856 von Commissarien der Regierungen deutscher Bundesstaaten ausgearbeitete

allgemeine deutsche Handelsgesetzbuch
trikt mit dem 1. October 1864 als Gesetz für das Fürstenthum in Kraft.

Mit demselben Jeltpunkte treten auch die nachfolgenden Besimmungen in Wirk.
samkeit.

J. Von Kaufleuten.
8. 2.

Ist. das vaundelsgerih zweifelhaft, ob das Gewerbe einer Person, welche die
Eintragung ihrerFirmain das Handelsregister verlangt, oder dazu angehalten werden
soll, über den Handwerksbetrieb hinausgeht (Art. 10, Art. 272 Nr. 1 und 5 des Han-

delsgesetzbuches), so ist zuvörderst durch das sändige Verwaltungsamt festzustellen,
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesehsamml. XXV.

icgebe in Rudolstadt den 28. Mai 1904.
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ob das Gewerbe in größerem Umfange und in solcher Weise betrieben wird, daß der
Betrieb der allgemeinen Aufsassung gemäß nicht als ein handwerksmäßiger erscheint.

5S. 3.
Höker, Trödler, Hausirer, ingleichen Wirthe und Fuhrleute können die Ein-

tragung in das Handelsregister verlangen, wenn sie durch ein Zeugniß des Verwallungs-
amtes den Beweis liefern, daß sie ihre Gewerbe in einem größeren Umfange und in
einer solchen Weise betreiben, daß sie nach der allgemeinen Anschauung den übrigen
Kaufleuten gleichgestellt werden.

Das Handelsgericht ist jedoch nicht befugt, diese Personen gegen ihren Willen
zur Eintragung zu veranlassen.

Betreibt eine der im Eingange genannten Personen neben dem bezeichneten Ge-
schäfte noch ein anderes Gewerbe, so hat auf die durch letzteres begründete Befugniß
und Verpflichtung zur Eintragung ins Handelsregister der sonstige Geschaftsbelrieb
keinen Einfluß.

8. 4.
Ist das Handelsgericht im Betreff anderer als der in §. 2 und 3 genannten Per-

sonen im Zweifel darüber, ob das Gewerbe derselben hinsichtlich der Betriebsart, der
Gegenstände, aufwelcheessichbezieht, sowie des Umfanges der allgemeinen Anschauung
nach den sonstigen unzweifelhaft kaufmännischen Gewerben gleichzustellen sei, so ist für
die Befugniß und Verpflichtung, die Firma eintragen zu lassen, die Entscheidung des
Verwaltungsamtes maßgebend.

8. 5.
Auf alle diejenigen Personen, im Betreff welcher ein Zweifel darber entstehen

kann, ob deren Firmen zur Eintragung in das Handelsregister angemeldet werden
können und müssen (§§. 2 und 4), sowie auf diejenigen, deren Firmen nur unter
besonderen Voraussetzungen zur Eintragung in das Handeleregister zugelassen werden
(5. 4), finden die Bestimmungen des Handelsgesezbuches über Firmen, Handelsbücher
und Prokura nur dann Anwendung, wenn deren Firmen thatsichlichin das Handels-
register eingetragen sind.

II. Von dem H#ndelsregißte.
S. 6

Die näheren Bestimmungen über die Fom und die Führung des Handelsregisters.
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sowie über die Veröffentlichung der Eintragungen werden in einer besondern Verordnung
getroffen.

8. 7.
Jede zur Eintragung in das Handelsregister bestimmte Anmeldung muß auch in

denjenigen Fällen, für welche das Handelsgesetzbuch dies nicht besonders vorschreibt,
bei dem Gerichte, welchem die Führung des Handelsregisters obliegt, entweder persönlich
bewirkt oder in der Form einer gerichtlichen vder notariellen Urkunde eingereicht werden.

Auch müssen alle Unterlagen, welche erforderlich sind, um den Eintrag zu bewirken,
insoweit das Handelsgesetzbuch nicht etwas anderes anordnet, die Eigenschaft öfsentlicher
Urkunden haben.

. §.8.

WekindenFällcn,inwelchennachdenBcsiimmungcndeshandclsgcfepbuchcs
die Betheiligten zur Befolgung der die Anmeldung zum Behuf der Eintragung in das
Handelsregister betreffenden Vorschriften von Amtswegen durch Ordnungsstrafen anzu-
halten sind, diesen Vorschristen, sowie den Bestimmungen des §. 7 innerhalb vier
Wochen nach Einkritt des Falles nachzukommen unterläßt und nicht darzuthun vermag,
daß ihn hierbei kein Verschulden trifft, verfällt, ohne daß es einer vorhergehenden
Androhung bedarf, in eine Strafe von 1 Fl. 45 Kr. bis 17 Fl. 30 Kr. = 1bis 10
Thalern. In den Fällen der S§. 2—4 beginnt der Lauf der vienvöchigen Frist mit
der endgiltigen Entscheidung der Verwaltungs-Behörde. Als endgiltig ist eine solche
Entscheidung anzusehen, wenn gegen dieselbe binnen 10 Tagen nach ihrer Bekannt-
machung kein Returs an die obere Verwaltungsbehörde eingelegt worden oder wenn sie
von letzterer selbst erfolgt ist.

Das Handelsgericht hat bei Erkennung der Strafe dem Betheiligten für den Fall,
daß er binnen einer bestimmten Frist die Anmeldung nicht ordnungsmäßig nachholt,
eine höhere Geldstrase anzudrohen und damit so lange fortzufahren, bis die gesehliche
Anordnung befolgt oder deren Voraussetzung weggefallen ist.

Die Geldstrafen können bis zur Höhe von je 350 Fl. = 200 Thalern angedroht
und verhängt werden.

8. 9.
An das im §. 8 beslimmte höchste Maaß der Ordnungsstrafen ist das Handels-

gericht auch in dem Falle des Art. 26 Abs. 2 des Handelsgesetzbuches gebunden.
16



mM. Von den Handelsbüchern.
8. 10.

Ordnungsmäßig geführte Handelsbücher eines Kaufmanns liefern bei Streitig-
keiten über Handelssachen einem Richtkaufmann gegenüber weniger als halben Beweis.

Das bisherige über bie Beweiskraft der Handelsbücher und deren Voraussetzungen
geltende Recht ist aufgehoben.

IV. Von den Handelsmäklern.
8. 11.

Die Staats-Regierung kann, wenn sich das Bedürfniß hierzu herausstellen sollte,
durch Verordnung bestimmen, daß an einzelnen Orten Handelsmäkler amtlich zu bestellen
und zu vereidigen sind (Art. 66 des Handelsgesetzbuches).

Auf diese Handelsmäkler finden die Bestimmungen des siebenten Titels des ersten
Buches des Handelsgesetzbuches Anwendung.

Der Landesgesebgebung bleibt vorbehalten, diese Bestimmungen erforderlichen
Falles nach Maßgabe des Art. 84 des Hawelsgesehbuches zu ergänzen und abzuändern.

V. Von den Handelsgesellschaften.
 12.

Eigenthum an Grundstücken, Pfandrechte, sowie überhaupt alle der Eintragung
in öffentliche Bücher sshigen Rechte, welche zu dem Vermögen einer Handels-Gesell-
schaft gehören, sei diese eine offene Gesellschaft, eine Commanditgesellschaft, eine Com-
manditgesellschaft auf Actien, eine Actiengesellschaft, werden auf den Namen der Gesell-
schaft in die zur Eintragung dieser Rechte bestimmten Bücher eingetragen.

Der Eintrag darf erst geschehen, wenn die Eintragung der Gesellschaft in das
Handelsregister nachgewiesen ist.

In dem Eintrage ist die Firma der Gesellschaft und der Ort, wo sie ihren Sitz#
hat und, falls die Sache zu einer Zweigniederlassung der Gesellschaft gehört, auch der
Ort, wo diese Zweigniederlassung ihren Siß hat, anzugeben.

Die Namen der einzelnen Gesellschafter werden nicht eingetragen (s.jedoch §. 14).
Spätere Aenderungenin Bezug auf die Firma oder den Sih der Gesellschaft oder

der Zweigniederlassung werden, wenn sie in das Handelsregister eingetragen sind, auf
Antrag der Gesellschaft auch in dem betrefsenden Buche vermerkt.
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« 8. 13.

Soll eine Verfügung, welche im Namen der Gesellschaft über eines der im Ein-
hange des K. 12 bezeichneten Rechte erfolgt ist, in das betreffende öffentliche Buch
eingetragen werden, so genügt zur Fesistellung der Befugniß desjenigen, welcher im
Namen der Gesellschaft versügt hat, der Nachweis aus dem Handelsregister, daß derselbe
zur Zeit jener Versügung zu der Gesellschaft in einem Verhälmiß gestanden hat, wodurch
er nach den Bestimmungen des Handelsgesehbuches befugt war, in der geschehenen Art
im Namen der Gesellschaft mit rechtlicher Wirkung gegen Dritte zu versügen.

ie Nachweisungen aus dem Handelsregister werden durch Beurkundungen des
Handelsgerichtes geliefert, welches das Handelsregister führt.

8. 14.
Es ist der Gesellschaft, auf deren Firma eines der im Eingange des §. 12 erwähnten

Rechte eingetragen ist, jederzeit gestattet, auf Grund einer Nachweisung aus dem
Handelsregister die Namen derjenigen Personen, welche als von der Geschäftsführung
nicht ausgeschlossene offene oder persönlich haftende Gesellschafter, als Liquidatoren oder
als Mitglieder des Vorslandes zur Disposition über das Gesellschaftsvermögen befugt
sind, eintragen zu lassen.

Ist diese Eintragung erfolgt, so sind die Eingetragenen so lange als geschäfts-
führende Gesellschafter, als Liquidatoren oder als Mitglieder des Vorstandes zur Dispo-
sition über das betreffende Recht ausschließlich legitimirt, bis auf Grund einer neuen
Nachweisung aus dem Handelsregister ihre Namen gelöscht oder andere Personen als
Vertreter der Gesellschaft eingetragen sind.

8. 15.
Wenn und soweit die im Eingange des §. 12 erwähnten Rechte in besondere dafür

bestimmte Bücher wegen deren Mangels nicht eingetragen werden können, so sind unter
den Voraussetzungen der vorstehenden Is. 12— 14 und unter Befolgung der daselbst
enthaltenen näheren Bestimmungen die Erwerbs= und sonstigen Urkunden auf den
Namen der Gesellschaft auszustellen und die späteren Aenderungen, soweit sic nach
S§. 12—14indieöffentlichenBüchereinzutragenseinwürden, auf diesen Urkunden
zu vermerken.

Ueber das Vermögen einer jeden Handelsgesellschaft ist der Concurs zu erkennen,
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wenn in Bezug auf das Gesellschaftsvermögen die Voraussehungen vorliegen, unter
welchen überhaupt der Concurs zu eröffnen ist.

Der Concurs kann auch nach Auflösung der Gesellschaft eröffnet.werden, sofem
die Vertheilung des Gesellschaftsvermögens in Folge Liquidation noch nicht erfolgt ist.

S. 17. ,

Wird über das Vermögen einer ofsenen Handels-Gesellschaft oder einer Comman-
dikgesellschaft oder einer Commanditgesellschast aus Actien der Concurs eröffnet, so ist
zugleich über das nicht in die Gesellschaft eingebrachte Vermögen eines jeden persönlich
haftenden Gesellschafters von dem competenten Gerichte der Concurs zu erkennen.

Der Concurs über das Vermögen eines, mehrer oder sämmtlicher Gesellschafter
hat an sich die Eröffnung des Concurses über die Gesellschaft nicht zur Folge.

8. 18.
An dem Conturse ber das Gesellschaftsvermögen sind nur die Gläubiger der

Gesellschaft Theil zu nehmen berechtigt. Dieselben können wegen des Ausfalls in diesem
Concurse gleichzeitig in den Concursen über das nicht in die Gesellschaft eingebrachte
Vermögen der persönlich haftenden Gesellschafter als Gläubiger auftreten.

 19.
Mit Gefängniß bis zu drei Monaten werden bestraft:

1) die persönlich haftenden Mitglieder einer Commanditgesellschaft auf Aktien,
wenn sie Behufs der Eintragung des Gesellschaftsvertrages in das Handels-
register salsche Angaben über die Zeichnung oder Einzahlung des Capitals
der Commanditisten gemacht haben, ingleichen wenn die Gesellschaft länger
als drei Monate ohne Aufsichtsrath geblieben ist;

2) die Mitglieder des Vorstandes einer Actiengesellschaft, wenn sie, der Vorschrift
des Art. 240 des Handelsgesetzbuches zuwider, dem Gerichte die Anzeige zu
machen unterlassen haben, daß das Aktivvermögen der Gesellschaft nicht mehr

v die Schulden derselben deckt.

Die in diesem 8. gedrohten Strafen treten nicht ein, wenn von den Betheiligten
nachgewiesen wird, daß einVerschulden sie nicht trift.

Wenkin den vorstehenden Fällen die Gefängnißstrafe nicht höher als sechs Wochen
ansteigt, so kann statt derselben auf Geldstrafe bis zu 175 Fl. = 100 Thlr. erkannt
werden.
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5 Diesiese wird von dem Handelsgerichte ohne Betheiligung der Staatsanwalt=aft erkan
Dieindiesen KG. erkannten Ordnungsstrafen werden durch die etwa daneben ver-

wirkten Criminalstrafen nicht ausgeschlossen.
§S. 20.

Für die Akiengesellschaften, bei welchen der Gegenstand des Unternehmens in
Handelsgeschäften besteht, gelten folgende Bestimmungen:

1) Unter der in den Artt. 208, 214, 242,247 und 248 des Handelsgesetzbuches
für erforderlich erklärten staatlichen Genchmigung ist die landesherrliche Genehmigung
zu verstehen.

2) Unter der in Art. 240 des Handelsgesezbuches envähnten Werwaltungsbehörde
ist das Verwaltungsamt zu verstehen, in dessen Bezirke die Gesellschaft ihren Sitz hat.

3) Nach erfolgter landesherrlicher Genehmigung ist derGesellschaftsvertrag seinem
vollenInhalte nach nebst der Genehmigungsurkunde in die Gesetzsammlung aufzunehmen.
Dasselbe gilt von jeder Abändernng oder Verlängerung des Gesellschaftsvertrages. Die
in dem Handelsgesetzbuche über die Veröffentlichung der Einträge im Handelsregister
enthaltenen Bestimmungen werden hierdurch nicht berührt.

4) Insoweit nicht bei Ertheilung der landesherrlichen Genehmigung die Zurück-
ziehung derselben vorbehalten worden ist, kann diese Zurückziehung nur aus Gründen
des Gemeinwohls und zwar nur gegen Entschädigung aller Betheiligten geschehen.
Ueber die Höhe der Entschädigung entscheidet der Richter.

5) Die nach den Artikeln 227 und 230 des Handelsgesetzbuches dem Vorstande
einer Aktiengesellschaft zustehende Befugniß zur Vertretung derselben erstreckt sich auch
auf diejenigen Geschäfte und Rechtshandlungen, für welche nach dem sonstigen Rechte
eine Spezialvollmacht erforderlich ist.

8. 21.
Die Bestimmungen des 8. 20 unter Nr. 1. 3. 4. gelten auch für Commanditgesell-

schaften auf Actien.

VI. Von den Hendelsgeschäften.
Durch Art. 295 desPueminwerden die Bestimmungen über den gegen

einen Schuldschein oder eine Quittung zu erbringenden Beweis nicht berührt.
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,"· 8. 23.
Die Artikel 306 und 307 des Handelsgesehbuches finden bei Papieren auf Inhaber,

so lange dieselben ordnungsmäßig außer Cours gesetzt sind, keine Anwendung.
Das ordnungsmäßig außer Cours gesezte Papier kann von demjenigen, für

welchen es außer Cours gesetzt ist, unddessen Rechtsnachfolger Dritten gegenüber mit
einer dinglichen Klage verfolgtwerden.

8. 24.
Als allgemeine Feierlage 7zubetrachten

der Neufahrstag, «-
der Charfreitag,

der Ostermontag,
der Himmelfahrkstag,
der Pfingstmontag,
das Reformationsfest,

kder Bußtag,
der erste und zweite zit

8 25. «
Das Handelsgericht istbesugt, im Voraus Sachverständige zubesellen.weldei in

den Fällen der Ant. 348 und 407 des Haudelsgesehbuches auf Antrag desBethelligten
die Feststellung des Zustandes der Güter vorzunehmen haben.

. §2.6 .

UnterdemmArttJ48nnd407 des Handelsgesehbuches erwãhnken gichier des
Ortes ist diejenige unterste gerichtliche Behörde zu verstehen, welche an dembetreftenden

Orte zur Entscheidungin Civilsachen überhaupt competent ist.
Dieselbe hat auf Antrag der Betheiligten oder eines derselben die Sachverständigen

dann zu ernennen, wenn das HandelsgerichtsichnichtandemselbenOrte.befindet.

Vu. Von den Handelsgerschten, und deren Verfahren.
§.27.

Bis znErichu velonderen *“Aten dit t6-fe Be-fümung en ,. .
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8. 28.
Die im Haudelsgesetzbuche den Handelsgerichten zugewiesenen Geschäfte werden

den ordentlichen Gerichten übertragen.

S. 29.
In Ansehung der Rechtsstreitigkeiten bewendet es bei den schon bestehenden

gesetzlichen Bestimmungen über die Zuständigkeit der verschiedenen Gerichtsbehörden
über das Verfahren und den Instanzenzug.

Es sollen jedoch in Handelssachen auch bei Streitgegenständen von 175 Fl. = 100
Thalern Werth und darüber die Formen des in dem Gesetze vom 12. November 1858
S. 64 ff. (Ges. Samml. 1858 S. 255 f.) vorgeschriebenen ordentlichen Verfabrens
vor den Einzelgerichten zur Anwendung gebracht werden.

Versendung der Acten an auswärtige Spruchbehörden findet nur statt in der
Oberberufungsinstanz oderin dem Falle, wenn beide Theile darauf ankragen.

S. 30.
Zur Führung der Handelsregister, sowie für die Handlungen der frei-

willigen Gerichtsbarkeit und solcher, zu deren Vornahme nach den Bestimmungen
des Hamelsgesetzbuches die Handelsgerichte angerusen werden können, ohne daß die
Sache in einen Rechtsstreit übergeht, sind die Einzelgerichte zuständig. Gegen ihre
Beschlüsse findet Berufung an das zuständige Kreisgericht als letzte Instanz statt.
Diese Berufung ist an keine Frist gebunden, hat aber auch nicht oufschiebende Wirkung.

8. 31.
Die im §. 8 bestimmten Ordnungsstrafen haben die Einzelgerichte zu erkennen.

Gegen ihre Aussprüche findet binnen zehntägiger Nothfrist eine sofort auszuführende
Berusung an das Kreisgericht als letzte Instanz statt.

§. 32.
Dle im 8. 19 aufgeführten Zuwiderhandlungen sind vondenKreisgerichten

zu untersuchen und. zu bestrafen und gegen ihre Erkenntnisse findet binnen zehntägiger
Nothfrist eine Berusung an das Appellationsgericht als einziges Rechtsmittel statt,
welches sofort oder spätestens binnen einer ausschliehlichen Frist von 10 Tagen auszu-
führen ist.

S. 3
Ueber die Ausführung der in den 88. — enthaltenen Fun#### für die

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXV.
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Unterpfands-, Grund= und Kataster-Behörden, sowie über die außer den eigentlichen
Proceßkosten in Handelssachen anzusetzenden Sporteln und Gebühren werden in beson-
deren Verordnungen die erforderlichen Bestimmungen getroffen.

VII. Allgemeine Bestimmung.
8. 34.

Unter der im Handelsgesetzbuche gebrauchten Bezeichnung „Landesgesetze“ ist
das neben dem Handelsgesetzbuche im Fürstenthume geltende Recht zu verstehen.

L. — Bestlinmungen.
Diein dem *J7 ISLebOn. Bersihengeseinen (Artt. 146 —149,

172, 349, Abs.2,386, Abs. 1 und 2, 408, Abs. 3) beginnen für solche Klagen,
welche schon vor dem Tage, an welchem das Handelsgesetzbuch in Kraft tritt, begründet
waren, mit diesem Tage.

Wird vor Ablauf dieser Verjährungszeit eine zur Zeit des Inkrafttretens des
Handelsgesetzbuches nach dem bisherigen Rechte bereits begonnene Verjährung vollendet,
so ist diese Verjährung entscheidend.

F. 36.
Die Vorschriften des Handelsgesebbuches, welche die Rechte der Gläubiger für

den Fall des Concurses ordnen, finden auf diejenigen Fälle keine Anwendung, in
welchen der Concurs bereirs vor dem Tage, an welchem das Handelsgesetzbuch in Kraft
tritt, eröffnet worden ist.

S. 37.
Die Vorschristen des Handelsgesetzbuches und des gegenwärtigen Gesetzes, gemäß

welchen die Handelsfirmen und die Handelsgesellschaften, sowie die Vorsteher der
Aktiengesellschaften zur Eintragung in das Handelsregister angemeldet und die Firmen
und Unterschriften vor dem Hawelsgerichte gezeichnet oder die Zeichnungen in beglau-
bigker Form eingereicht werden sollen, sind auch von den Kaufleuten und Handelsgesell-
schaften, welche bereits vor dem Tage, an welchem das Handelsgesehbuch in Kraft
tritt, ihren Geschäftsbetrieb begonnen haben, zu befolgen. Dies gilt auch für den
Fall, daß eine Gesellschaft in Liquidation begriffen ist; desgleichen auch für diejenigen
Thatsachen, welche schon in andern Regissern eingetragen oder amtlich veröffentlicht sind.
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F. 38.

Mit dem Tage, an welchem das Handelsgesetzbuch in Kraft tritt, ireten auch im
Betreff der schon vorher vorhandenen Thatsachen alle Rechtswirkungen in Krast, welche
das Handelsgesetzbuch an die erfolgte oder unterlassene Eintragung in das Handels-
register und die erfolgte oder unterlassene Bekanntmachung dieser Eintragung knüpft.

8. 39.
Auch die übrigen Vorschristen des Handelsgesetbuches über die Firmen haben für

die Kaufleute und Handelsgesellschaften, welche bereits vor dem Tage, an welchem
das Handelsgesetzbuch in Kraft trilt, ihren Geschäftsbetrieb begonnen halten, Geltung.

Jedoch kann eine vor jenem Tage nach dem bisherigen Rechte nicht widerrechtlich
Feführte Firma auch dann fortgeführt werden, wenn sie den Anforderungen der Artt. 16,
17, 18, 20, 21, Abs. 2 und 251 des Handelsgesetzbuches nicht entspricht, sofern
dieselbe vor jenem Tage zur Eintragungin das Handelsregister angemeldet ist.

War eine, vor dem Tage, an welchem das Handelsgesetzbuch in Kraft riitt,
geführte Firma nach dem bisherigen Rechte widerrechtlich geführt worden, so ist die
Eintragung derselben zu verweigern und es finden im Betreff derselben die Bestimmungen
der Antt. 26, Abs. 2 und 27 des Handelsgesetzbuches Amvendung.

S. 40.
Eine nach dem bisherigen Rechte gültig errichtete Actiengesellschaft oder Comman=

ditgesellschaft auf Actien, welche bereits vor dem Tage, an welchem das Handelogesetz-
buch in Kraft tritt, ihren Geschäftsbetrieb begonnen hat, wird in das Handelsregister
eingetragen, sollten auch die Erfordernisse nichk rfüllt sein, welche das Handelsgesetzbuch
für die Errichtung einer solchen Gesellschaft vorschreibt und weschen nach den Vorschriften
desselben genügt sein muß, bevor die Eintragung der Gesellschaft geschehen kann.

Ist der Gesellschaftsvertrag und die landesherrliche Genehmigung bereits in der
Gesetzsammlung oder in anderer Weise amtlich publieirt, so genügt statt der Vorlage
des Originals beider Urkunden die Bezugnahme auf die bereits erfolgte Publication.
und die nochmalige Publication in der Gesetzsammlung unterbleibt.

S. 41.
Sind die zur Geschästsführung befugten Mitglieder einer offenen Handelsgesell-

schaft, einer Commanditgesellschaft oder einer Commanditgesellschaft auf Actien, welche
schon vor dem Tage, an welchem das Handelsgesetzbuch in Kraft trilt, ihren Geschäfts-
betrieb begonnen hatte, durch den Gesellschaftsvertrag oder einen andern vor jenem

17“
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Tage errichteten Vertrag in der Besugniß, die Gesellschaft zu vertreten, beschränkt, so
kann diese Beschränkung bis zu jenem Tage zur Eintragung in das Oandelsregister
angemeldet werden.

Ist die Eintragung und Bekannimachung geschehen, so muß ein Dritter die *
schränkung gegen sich gelten lassen, sofern nicht durch Umstände die Annahme begründet
wird, daß er die Beschränkung beim Abschluß des Geschäfts weder gekannt habe, noch
habe kennen müssen.

Wenn die Anmeldung nicht innerhalb der im ersten Absatze angegebenen Frist
erfolgt, so hat die Beschränkung für die Zeit nach Ablauf dieser Frist dritten Personen
gegenüber keine rechtliche Wirkung und kann später nicht mehr angemeldet werden.

8. 42.
Dasselbe gilt von der Beschränkung der Befugnisse des Vorstandes einer Actien-

gesellschaft, welche am Tage, an welchem das Handelsgesetzbuch in Kraft tritt, bereits
zu Recht bestand.

Wer vor dem Tage, an welchem dasSpin peihünk in Kraft kritt, eine Prornra
erhalten hatte und an diesem Tage oder nach demselben nicht von Neuem von dem Prin-
zipal zum Procuristen bestellt wird, (Art. 41, Abs. 2 des Handelsgesetzbuches) ist nicht
mehrbefugt, per procura die Firma zu zeichnen, oder sich sonst als Procurist auszugeben.
Er gilt vielmehr nur alsHandlungsbeollmächllgte im Sinne der Artt. 47 ff. des
Handelsgesetzbuches.

F. 44.
Die Bestimmungen der Artt. 96 und 97 des Handelsgesehbuches, wonach ein

offener Gesellschafter an einer andern gleicharkigen Handelsgesellschaft als ofsfener
Gesellschafter nicht Theil nehmen darf, sinden auf die Fälle keine Anwendung, in
welchen diese Theilnahme bereits am Tage, an welchem das Handelsgesetzbuch in Kraft
trikt, bestand.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 13. Mai 1864.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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M XX. Verordnung,
die Form und Führung der Handelöregister, die Veröffentlichung der Ein-

fragungen und die Sportelansätze in Hawdelksachen betreffend,
vom 14. Mai 1884.

Auf Grund der §K. 6 und 33 des Einführungsgesetzes zum allgemeinen deutschen
Handelsgesetzbuche wird mit Höchster Genehmigung Sereuissiwi# hiermit Folgendes
verordnet:

8. 1.
Jedes Einzelgericht (Justizamt, Justizamtscommission) hat für seinen Bezirk

ein Handelsregister nach dem dieser Verordnung beigefügten Schema zu führen.
Das Handelsregister ist fest und dauerhast zu binden, auch sogleich bei der Aulage

mit fortlaufenden Zisfern auf allen Seiten zu paginiren. Ein einzelner Band
desselben darf nicht mehr als 400 Blätter enthalten.

In dem Handelsregister ist für jede Firma ein besonderes Folium, auf welches
alle diese Firma betreffenden Einträge zu bringen sind, anzulegen.

Die Folien werden mit fortlaufenden Nummern versehen.
Jedes Folium enthält 3 Rubriken. Für jede Rubrik ist mindestens der Raum

einer Seite Papier freizulassen.
In die erste Rubrik werden die Firmen, in die zweite die Inhaber derselben, in

die dritte die Procuristen, die Mitglieder des Vorstandes einer Actiengesellschaft und
die Liquidatoren eingetragen.

In jeder Rubrik enthalten die Einträge fortlaufende Nummern.

S. 2.
Im Uebrigen sind bei Aulegung und Führung des Handelsregisters die Vor-

schriften in den S§. 15, 17, 18 und 19 der Ausführungs- Verordnung zum Gesetz,
die Verbesserung des Hypothekemwesens betrefsend, vom 20. Juni 1856 (Ges. Samml.
1856 S. 209) genau zu befolgen. Außerdem aber ist noch Folgendes zu beobachten:

8. 3.
Die Einträge in das Handelsregister sind vollständig und deutlich, aber möglichst

kurz zu fassen.
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Jeder Eintrag beginnt mit der Angabe des Tages, Monats und Jahres, an
welchem derselbe erfolgt.

Die Unterlagen, auf welche sich die Einkräge gründen, sind zu besonderen Acten
(Firmenacten) zu nehmen; auch muß bei jedem Einkrage die Actenstelle augegeben
werden, an welcher die Unterlagen sich befinden.

8. 4.
Jeder Eintrag ist mit Bemerkung der ihm im Handelsregister zu gebenden Stelle

in den Firmenacten zu concipiren, jedoch so, daß das Datum des Eintrags offen
gelassen wird.

Nach diesem Concepte besorgt der mit der Führung des Handelsregisters beauf-
tragte Beamte den Eintrag, fügt sodann eine Verweisung auf die Actenstelle, wo die
Eintragsverfügung sich befindet, bei, trägt das Datum, welches der Eintrag im
Handelsregister erhalten hat, im Concepte nach und versieht letzteres mit der Bemerkung
der erfolgten Einzeichnung unter Angabe der Stelle des Handelsregisters, wo der
Eintrag zu finden ist.

8. 5.
Die Firmen, desgleichen die Namen der Inhaber, der Procuristen, der Mitglieder

des Vorstandes einer Ackiengesellschaft und der Liquidatoren sind in den betreffenden
Einträgen mit lateinischen Buchstaben zu schreiben.

8. 6.
Die erste Rubrik eines jeden Foliums enthält die Ueberschrift

Trma. “
4

Bei dem Eintrage einer Commanditgesellschaft auf Uctien, sowie einer Aktien-
gesellschaft wird der Gesellschaftsvertrag, nicht minder die Genehmigungsurkunde
(Artt. 176 und 210 des Handelsgesetzbuches), welche Urkunden zu den Firmenacten zu
nehmen sind, unter Verweisung auf die betreffende Stelle dieser Acten in der ersten
Rubrik des Handelsregisters angeführt.

Ebenso ist bei einer späteren Abänderung des Gesellschaftsvertrages zu verfahren.

8. 7.
Die zweite Rubrik erhalt die Ueberschrift

„Inhaber.“
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Mehrere gleichzeitig einzutragende Inhaber der Firma, mögen dieselben offene
Gesellschafter oder Commandilisten sein, werden unter fortlaufenden Buchstaben (a, b
e; d c.) eingetragen.

Sind bei einer offenen Gesellschaft einzelne Gesellschafter von der Vertretung aus-
geschlossen oder darf das Recht der Vertretung nur in Gemeinschaft ausgeübt werden
(Art. 86 Nr. 4, Art. 115 des Handelsgesetzbuches), so ist dies in besonderen Einträgen
zu bemerken. «

Eben so ist bei der Commanditgesellschaft (nicht aber bei der stillen Gesellschaft,
welche nach Art. 250 ff. des Handelsgesetzbuches überhaupt nicht in das Handelsregister
eingetragen wird) die Qualität jedes Commanditisten als solchen und der Betrag seiner
Einlage (Art. 151 des Handelsgesetzbuches) in einem besonderen Eintrage anzugeben.

Bei Commanditgesellschaften auf Actien und bei Actiengesellschaften sind die In-
haber der Actien nur im Allgemeinen (z. B. Inhaber der Commandit-Actien der Bank
in N, die Inhaber der Actien der Discontobank in X) aufzuführen. Die Zahl und der
Betrag der Actien oder Actienantheile wird in einem besonderen Eintrage vermerkt.

8. 8.
Die dritte Rubrik erhält die Ueberschrift

„Vertreter.“
Werden mehrere Personen einer der nach §. 1 Absaß 6 hieher gehörigen Kate-

gorien gleichzeilig eingetragen, oder ist eine Procura mehreren Personen gemeinschaftlich
erkheilt worden (Art. 41 Abs. 3 des Handelsgesetzbuches), so kommen die Vorschriften
des §. 7 Absah 2 und 3 gleichfalls in Anwendung.

§. 9.
Veränderungen, welche mit dem Gegenstande eines Eintrags vorgehen, dürfen im

Handelsregister nur in Form besonderer Einträge bemerkt werden.
Völlig erledigte Folien sind nach dem letzten Eintrage durch zwei Querlinien in

allen Rubriken zu schließen.

8. 10.
Die Eintragungen in das Handelregister und die Veröffentlichung derselben sind,

sofern kein Bedenken entgegensteht, ohne Verzug zu bewirken.
Zurückweisungsbeschlüsse sind dem Antragsteller unter Angabe der Gründe eben-

falls mit thunlichster Beschleunigung zu eröffnen.
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8. 11.

Außer den nach Art. 12 Abs. 2 des Handelsgesetzbuches auf Erfordern zu erthei-
lenden Abschriften hat das Gericht auf Verlangen über jede Eintragung in das Handels-
register ein deren Inhalt bezeugendes Attest auszustellen.

Ein solches Attest ist jedesmal zugleich darauf zu erstrecken, ob undin wiesern eine
die Wirksamkeit der Eintragung berührende Thatsache eingetragen ist.

Findet sich eine solche Thatsache eingetragen, so ist der vollständige Inhalt des
dieselbe betreffenden Eintrags in das Attest mit aufzunehmen.

8. 12.
Für das Handelsregister eines jeden Gerichtsbezirkes ist ein besonderes genaues

alphabetisches Namensregister zu führen, wobei die Vorschristen in §. 37 der Aus-
führungs-Verordnung zum Gesetze über die Verbesserung des Hypothekenwesens, inso-
weit dies nach den besonderen Verhältnissen überhaupt geschehen kann, Anwendung zu
erleiden haben.

Transtitorische Desttmongenn
Die Anlegung und Eröffnung der —lne erfolgt sofort nach Publication

dieser Verordnung dergestalt, daß beim Eintritt der Wirksamkeit des Handelsgesetz-
buches die zu dieser Zeit bestehenden, der Eintragung bedürfenden, Thatsachen bereits
eingetragen sind.

Zu diefem Zwecke hat jedes Einzelgericht mittelst einer in dem amtlichen Nach-
richtsblatte zu erlassenden Bekanntmachung die Inhaber der in seinem Bezirke bereits
bestehenden, in Gemäßheit der Vorschriften des Handelsgesehbbuches sowie des Ein-
sührungsgesehes der Eintragung unterworfenen, kaufmännischen Geschäfte aufzufordern,
binnen einer von Zeit dieser Bekanntmachung an zu berechnenden sechswöchigen Frist
bei Vermeidung einer Strafe von 1 Fl. 45 Kr. — 17 Fl. 30 Kr. = 1— 10 Thlr. die
vorschriftsmäßigen Anmeldungen in Bezug auf die Firmen, deren Inhaber und Ver-
treter zu bewirken.

S. 14.
Bei diesen Anmeldungen, dem darauf einzuleitenden Verfahren und den dies-

fallsigen Eintragungen sind die einschlagenden Bestimmungen des Handelsgesehbuches,
des Einführungsgesetzes und dieser Verordnung zu befolgen.
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F. 15.

Sofort nach Verlauf der bestimmten 6 wöchigen Frist haben die Einzelgerichte,
welche hierzu die Unterstützung der Venwaltungsbehörden in Anspruch nehmen können,
von Amtswegen festzustellen, ob und welche Anmeldungen dem Gesetze zuwider unter-
blieben sind.

Gegen die Säumigen ist alsdann das in §.8 des Einführungsgesetzes geordnete
Zwangsverfahren unverzüglich einzuleiten.

S. 16.
Die aus Anlaß der Vorschrift in §. 13 erfolgenden Eintragungen haben bis zum

Tage des Inkrafttretens des Handelsgesehbuches nur einen provisorischen Character;
sie gelten sämmtlich erst als an diesem Tage bewirkt und das Datum derselben ist bis
dahin offen zu lassen, unter diesem Tage aber und an demselben durchgängig nach-
zutragen.

S. 17.
Einige Wochen vor dem 1. October 1864 haben die Einzelgerichte in dem be-

treffenden amtlichen Nachrichtsblatte anzuzeigen, in welchen öffentlichen Blättern im
Laufe des Jahres die in Art. 13 des Handelsgesehbuches vorgeschriebenen Bekanmt-
machungen erfolgen sollen.

Als die diesfallsigen öffentlichen Blätter werden für den oberherrschaftlichen
Landestheil das Rudolstädter Wochenblatt und für den Bereich der Fürstlichen Unter.
herrschaft das FrankenhäuserIntelligenzblatt bis auf Weiteres bestimmt.

Ist das Handelsgesetzbuch in Kraft getreten, so haben die Einzelgerichte alsbald
die gesetzlich vorgeschriebenen Bekanntmachungen der bis dahin bewirkten Einträge zu
erlassen.

Bei dieser ersten Bekauntmachung ist die Form einer Collectivanzeige der einzelnen,
nach einander zu specifictrenden, Einträge mit einmaliger Unterfertigung des Gerichts
nachgelussen.

Eine Wiederholung dieser Anzeigen findet nicht statt.
8. 18.

Die Eintragung einer vor dem 1. October 1864 ertheilten Procura in das Han·
delsregister ist unzulässig; es kannvielmehr mr ein nach diesem Zeitpunkte resp. von
Neuem bestellter Procurist als solcher in das Handelsregister eingetagen werden
(§. 43 des Einführungsgesetzes).

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXV. 18
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8. 109.
In den Fällen der 88. 41 und 42 des Einfhrungögesehes ist die rechtzeitig ange-

meldete Beschränkung mittelst für sich bestehenden Eintrags im Handelsregister zu
vermerken und in der nach §F. 17 Absatz 3 zu erlassenden Bekanntmachung zu erwähnen.

Bei Eintragung der nach §. 40 des Einführungsgesetzes zu beurtheilenden Han-
delsgesellschaften ist unmittelbar unter dem Eintrage der Firma zusäßlich zu bemerken,
daß die Gesellschaft nach jenem Paragraphen zu beurtheilen sei, und dessen bei der
Bekanntmachung ebenfalls zu gedenken.

§. 20.
Auch in Handelssachen kommen die Vorschriften des Sportelgesetzes vom 4. März

1859 (Ges. Samml. 1859 S. 27) sowie des Gesetzes über den Ansatz und die Erhe-
bung der Gebühren der Rechtsanwälte vom 25. März 1859 (Ges. Samml. 1859
S. 81) im Allgemeinen zur Anwendung.

Im Einzelnen wird Folgendes bestimmt:
1) Für die staatliche Genehmigung zur Errichtung einer Commanditgesellschaft

auf Actien oder einer Actiengesellschaft (Ant. 174 und 208 des Handelsgesetzbuches)
greifen die im §. 64 unter Nr. 2 des angezogenen Sportelgesetzes normirten Sportel-
ansätze Platz.

2) Für die nach Artt. 198, 203, 214, 247 und 248 des Handelsgesehbuches
erforderliche staatliche Genehmigung zu Abänderungen des Gesellschaftsvertrags bei
Gesellschaften der sub 1 erwähnten Ark ist die Hälfte der bei der Errichtung liquidirten
Ansätze zu berechnen.

3) Für die Annahme einer Anmeldung, die Eintragungin das andelenuu#er,
öffentliche Bekanntmachung, jedoch ausschließlich etwaniger weiterer Verhandlungen
sind neben den baaren Verlägen je nach dem Umfange der Mühewaltung und der
Größe des Handelsgeschäfts

1 Fl. 10 Kr. bis 8 Fl. 45 Kr. = 20 Sgr. bis 5 Tblr.
an Gerichtssporteln zu erheben.

4) Für die Nachtragung und Löschung späterer Aenderungen in Bezug auf die
Firma oder den Sitz einer Gesellschaft (§F. 12 Abs. 5 des Einführungsgesetzes), sowie
für die Einziehung und Löschung disponirender Gesellschafter (§. 14 des Einführungs-
gesetzes) in die dazu bestimmten öffentlichen Bücher, Acten und Urkunden (§. 15
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desselben Einführungsgesetzes) wird eine Sportel von

35 Kr. = 10 Sgr. bis 1 Fl. 45 Kr. = 1Thlr.
angesetzt.

5) Für die Annahme der innerhalb der Frist des S. 13 erfolgenden Anmeldungen
und die darauf stattfindenden gerichtlichen Geschäfte darf nur ein Viertheil desjenigen
Ansatzes liquidirt werden, der bei einer nach Einkritt der Wirksamkeit des Handels-
gesetzbuches erfolgten Anmeldung zulässig gewesen sein würde.

8. 21.
Gegenwärtige Verordnung tritt sofort in Kraft.

Rudolstadt, den 14. Mai 1864.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Beilagen.
–.

A. Schema der Folien in den Handels-Registern. (Die Handelsregister werden so,
wie dieses Schema zeigt, auf allen Seiten liniurt und mit Ueberschriften
versehen, an die Einzelgerichte abgegeben und von denselben, wie die folgende
Beilage zeigt, bei den Eintragungen verwendet und ausgefüllt).

B. Mustereinträge in ein Handels-Register.
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Hol.

à5 Anmerkungen.
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Handels-Negister

des

Fürstlich Schwarzburgischen Instizamtes

zu

N. JN.





Fokl. 6.

L Firma. Anmerkungen.
1I. ug 186. rri * Thorwald in Nudossadi é 2 7nVol.1.V.12.

Unterschriften b vom 26. Juli 1861. crandert s. — 2.
2. 1801. Die Jümg. Carl August Thorwald sirmirt Zuig Carl August Thorwald jun. Beschluß vom Ecen. .

N. JN. 2. Ock 1801. Erloschen ".— n.
3. Nov. Die.FirmaECariAugustThorwaid jun. Zuukr.N. J Beschluß vom beutigen Tage. tst c

Inhabe
 I1. (1. Aug. 186 4. Carl August khorwold A. Rudofstadt.] zum
J. J. Veschiuß vom 20. „Juli18604. „ncten i. 2.

2. 30. Nov. 1865. Naria Augusta verw. Thorwald Su Nr.2. ien Nc. 10
geb. Nômmer in Rudolstadt. Beschluß don beu Wigotfallen.

N. JN. üügen Taage. (. Nr. 3. *

3. 12. Dec. 1866 Erust rEl- Kunze in Rudolldddt. Firm. Mtt. uc.N. N #stiug vom 1I.Dec. 1

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesehsamml. XXV.
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Fol. 6.

M Inhaber. Anmerkungen.

4 6

Vortreter.
— — — –———— –

. 20. .

K U. 20. 8 debeitt is Procurist. —
.X 1865. Die dem Ped WichSchmidt ertheilte Pro- u Nr. 1.

N. N. cura ist zurückgenommen. Beschlüß vombeutigen Tage. # Acl. #c.

3. 16. ½% rl’*’sr r*0Carl 6# ma un eschräu'
k. gKaus,erW an Procuta zaniaen

N. J. sind Procuristen. „Beschluß vom du. Dec. 1802. s
4. 16. Dec. 1865. Die Procuristen Ca · tuck Atm- M

undLudnnThedoGnmsdü en Ins-An simd b.

UVmeeinsn lich zeichneu. Beschiuß vondheuligen euuscraneunng weg.N. JN. gesalten s. Nr. ö.

5. #. 9#% Die unter Nr. 4 ein zetrag N#. 1. Dien.ul.1.
Saaienn des Carl Gärtner und Ludw

- beodor Vrimm" Lommt in Wegfall. Be-N. N. 65 vom 2. Febr.1

6. 1. Apru 1866. Die dem Carl Gariner und ddwig !sr Im. A.u.
Hür, Grimm #beilte Proeura ist aerbunb, ud

N. Beschluß vom 1. April
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Fol. v.

Firma. Anmerkungen.
1. 18. Aug. 1864. Ludwig Schmidt &amp; Comp. in Rubol- 1—

M. N. staidtBeschiuß vom 18. Aug. 18611. (Degfalenf.a.2.
1801. DieFirma Vdwis Schmidt u. Comp.X

in zdolstadt bat ihren Sitz nach Königsee Verlest Dirm. Acl. a.
Ea#mtdaher!*oddesenrHandelsregiseerinWagfall.2 es

Inhabr.
 i6. Auo. iboi. *

3 Emt S1—n A# 8Sol
e. Friedrich sSchmicher r sa Li anahn 1— .u

ünd Inhaber der Fiema. Veschluß vom #

18. ag. 186 44 der en rntle nannte ZuRchJIimIleLmFriedrich Schm rVertetung Weggefallens.Rr.b.#n6bescheffen E vn 2Aeg.K 1841.
18. Aug-„1807. Die unter Nr. 1 a und dP#ge.Zu r. 1 uUndb.

nannten Ludwiß #cbmidt und Wiüe U#m. Act. u.Schmidt dürfen die Firma nur gemeind#Weggesallen (. Ar.4
saftlich vertreten. Besc- luß vom 16. Ang. 1864.

3 zi.Der. 1661. Die unter Nr. 3 bemerkte Beschränkung Zu# 3. DBimm. Nct. 5.
budwig Schmids und Wilhelm St kommt in

« Weegfall. Beschluß vom 20. Dec.

dinn
zu a u. 5nSiel
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Fot. 7.

Inhaber. Anmerkungen.
5. J 20.Febr. 1865. Die unter Nr.2bemerkteAusschiteßung Zu

des Friedrich Schmidt von der Vertretungsöbefugniß
N. N. ommt in Wegfall. Beschluß vom 19. Februar 1865.

— —
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THot. 13.

Firma. Anmerkungen.
#l Aug.180.4.Beeiarich Schulze&amp;comp.in Rudol.

h#adt; er Knt am 28. Nov.vom 5. Juli1
#. I807. Die gi

inMooatistauffgelost.Veschluß vom eutigen Tage.

1849. Beschiuß

3.J

Inve.–

1. Aug. 1664

a. Lelnrich Schulzo, Gommersienrakd, in Rudolstadt, Friekrich Nüllerßt, KramermeisterinX.,
c. mnard Fischor, Aaufmann in Rudolstadt

sindudInhaberder Firma. Beschluß vom 5. Juli 1861.
De 1861.

Müleer 9 ausgeschieden. Beschluß vom 1. Dec.

Die *HeinrichSchulz e und Cnn zear

Der unter e genannie Fr

FiFirmn.Aet##.
Aufgelösl s. Nr. 2.

Zu Nr. 1
Firm. Uet. rc.

Firm. Act. c
ub ausgeschieden2.

Neuer iteens. Nr.

Zu Nr.K 1 b.Firm. k 2x0
5. Des 64. Cerl lehmenn, Kaufmann in Rudol-
2 Qitinhaber der Firma. Beschluß vom

.· l

Firm. ’ *

7
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HNol. 14.

M In harber. Anmerkungen.
4. 15. Nov. Der unter Nr. 3 gelannte Carl bin Zu rr. e !5ist Wnt ausgelcbosten. 07 Suonißv. 68 1 rc.

N. N. 1866. Beschluß vom 15. Nov. *.

Vertreter.
1. 3. Febr. 1867. Firm. At. K.

a.Heinrich Sohulze, zu causgetreten
b. Kduard Flacher, - f.Nk.2.
c. Ferdinand Freitag

N. sind Liquidatoren. Beschluß vom 3. Februar 1807.

2. 4. April 1867. Der unler Nr. 1 c genannteFerdinand zu Nr.1
Firm. 4- rt.Eist nicht meht Liquidator. #eschu vom 4. April
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Nol. 18.

M Firma. Anmerkungen.

I. 6. Sept. 1804. Frledrich Schwarne comp. in Nudoll)irm. Ack. 2c.N. JN. siadt. Beschluß vom5. Sept.1
ss

|!

. .* —. –..—

—–[–#|½

 1. oe. Sepl. 1864. Firm. Ael. .

e. Feuich #e keret, Kaufmann in, Mbosstadt. zu c undd sindb. zezt Handlungslehrlingin Commanditlislene. Mn Belsen, GGutsbesitzer7s. s. Nr.2und3.d. Albert Leipnktz, Gutsbesizer in R‘
N. N. sind ber Firma. Beschluß vom 5. Sept. 1861.

2. 6. Sept. 1864. Der unter 1c genannte Heinrich Findeisen Zu si.l cnn
ist dede den mit einer Einlage on Zehntausend Ne. 14. 4ver-

N. N. Thalern. Beschluß vom 5. Sept.1 minde

3. 5. Sept. 1864. Der unter Nr. 14 genannte Albctthvs 3RII
niß istCommanditistmit eineelgvon Sechskausend Firm. Act. nt.
Thalern. Beschluß vom5. September 1804.
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Nol. 18.

M Inhaber. Anmerkungen.
6. Juni 1867 Heinrich Findeisen ist mit der unter Nr. Zu r.

bemerkten Einlage nach Höhe von Funstausend er Firm. 2 ut.
N. N. ausgeschieden. eschluß vom 6. Juni —

Vertreter.
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Hol. 66.

Sirma. Anmerkungen.
28. Febr. 1865. Die —Gesellschaftvertrags1

31. Januar 865. Beichlut vom 2
6. Juni 1800. Dor unter zurcchrenGesellschaftsvertrag

vom 15. Ocliober 1864 ist a * laut Nachtrags zu
diesem Vertrage vom 4. Mai 1869 und wurkunde vom 31. Mai 1800. Beschlus vons.—1869

——

e a ber.

vom 15. October 1861 und Henehmigungsurkundevovom F a
Febru abgeändert

Zu Nr.l.
Firm. Act. #c.

28. Febr. 1805.
#a. Julins Friedberg, Kaufmann in K.,
d. Wüllhelm Kiedlleb, Kaufmann in K.,

De. - ndarer der bommandlt- Actien der Bank
sydwgln heder#u lautGesellschaftsvertrags vom

Genchmigungsurkunde, TFee 1865. vom 28. Febr.

FumB Act. 2c.
ucwegen "on.Einlagen #. Nr. 2

28. Febr. 1865. Die Einlage der unter 1c bezeichnetenCommandisisten beträgtSPnTausendThaler, welche
in Dreihundert Actien zu 200 Thaler Feibein sind, laut
Gesellschaftsvertrags vom 15. Oct. 1864 und Geneh-
bebmipungöurkunde vom 31. Januar 1865. Beschluß
vom 25. Febr. 1865. ·

Zu Nr. 1c.
Firm. Act. e.

Fürsl#. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXV. 20
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Hol. 9.

X Firma. Anmerkungen.

1. 21. Außut 1864. Die Düsconto-dem. in X. laut, Firm. Act. ze.
Gesellschaftsverkrags vom 9. Dec. 863 and Aufgelöst f. Nr. 2.Genehmigungsurkunde vom 14. Aug.1 «auch Anerkennungsurkunde von Au 4
Tage, wonach die W vor dem 1. Aug.
1864 1 rlbie worden ist. Beschluß

N. N. vom 20. Aug. 1

. 5. Juni 1871. DieDisconko- Banf in X. ist — Zu Nr. 1.N. J. laut fmihnes der Actionaire vom 28. Mai Firm. Act. 2c.
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Fol. 9.

In b aber. Anmerkungen.
21. August 1661. die inhabor #or actien der breconto.

Bank in X. sind Mbeber der. Firma laut Gesellschafts.
vertrags vom 9. Dec.1863undGenehmigungsnriundevom 111. April isi. 1%% vom 20. A#

sletionaite bekrägt Fünfmalhundert Tausend 1welche in Fünftausend auf den Inhaber lautende Actien
gu Einhundert Thalern zerlegt sind, laut Gesellchafts.
vertrags vom 9. Dec. 1863 und Genebmiengsurkande
vom 11. P#l - Veschluß vom 20. April—. ’yJ

rrsn 1688. Zufolge i**)genehmigten Ve-chlusses der- General-Versammlung sind ZweitansendActienvonderDisconto-Bankzu X. zurückgekauft und
vernichtetbnmn ist Wadurch das Actien-Capital auf
Dreihundert Tausend Thaler vermindert worden, laut
Protocolls vom 7. Mai 1868 und Genehmigunggurennde
vom 21. Mai 1868. Beschluß vom 4. N .

21. Auhus 1864. Die Einlage der unter Nr. 1 P46 Zu Nr. 1.

-

Firm Ml. cc

Wegen der GEinlagens. Nr.

Firm. Act. .
Actien, Capital ver.mindertf. Nr.

Zu Nr. 2.
Firmen-Acten 2c.
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Fol. 9.

Vertreter. Aumerkungen.
. J½71. August Firm. Act. 2c.1 ". weseri #e in X., pubuaus Nhinb-n

« b. Larl solle L *e. er i Neues Vomands.
sind Ninlien er 3 “ —2iend laul Geselll]mitgliedf.Nr.3.
schoftsvertrags vom 0. Decen a, Genebmigungs zu n und c ausge-
urkunde vom 141. Ang. 1864 r rian vom I. April[schieden ##. Nr. 4.

N. N 1804. BeeEschluß vom 20. Aug.1
2. 3 Nais 866. Der unier 1• genaunte Carl Keller ist Zu Nr. 1 b.

nicht mißt Mihlie des Vorstandes laut Meetoeolts Firm. Act. 1.
N. JN. 1. Mai 1866. W. vom 3. Mai1
3. 3. Mai 1866. Albert in X. ist Mitglied Zu? Firmen-

des . 2 # laut h.a vom 1. Mai 1866. 4% 4 ibte:
N. JN. Beschluß vom3. Mai tretens. Nr. 4
4. 5. Juni 187. die unter—a und c und7Nr.55 Nr. 1 a und e

genannten Heinrich Wagner, Franz Kisiner und Albert un .
Heinze sind in Foige der Auflösung der Mesnbesel. Firm. Ack. 2c.schaft nicht mehr Vorstandsmilglieder, laut &amp;eschluss

N. JN. der General·Verlammiung vom 28. Mai 871.
5. ö. Juni 1671. Firm. Act. 2c.

a. Heinrüch Wagner,

b. Franz fier,pc. AbertH.
sind gLeonbto — Beschlusses der General-Ver-
sammung vom 28. Mai 1871. Beschluß vom 1. JuniN. N.

 ———.. —. .
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Gesetzsammlung
für das Firstenthum Schwarzburg Rudolstadt.

Elstes Zlich ovomJohre 1864.

 NXXI. Ministerial-Bekanntmachung,
die den Landwirthen in ausgedehnterem Umfange zuzugestehende Erlaubniß

zur Haustrunkbereitung aus Malzschroot betr., vom 10. Juni 1864.

Mit höchster Genehmigung Serenissimi soll auf den desfallsigen Antrag des
Landtages den Landwirthen die Bereitung eines Haustrunkes aus Malzschroot in
gewöhnlichen Kochkesseln in ausgedehnterem Umfange als zeither versuchsweise nach-
gelassen werden. Es ist hierbei, den bestehenden gesetzlichen und verordnungsmäßigen
Bestimmungen entsprechend, Folgendes zu beobachten:

1) Das Kesselbier darf nur in einer, den Bedürfnissen des Hausstandes ange-
messenen und dieselben nicht überschreitenden Menge bereitet, blos zum eigenen Bedarf
verwendet, und an andere, als zum Hausstande gehörige Personen nicht abgelassen
werden.

2) Es ist dafür eine, dem Verbrauche an Malzschroot entsprechende jährliche
Abfindungssumme zu entrichten, welche von dem Fürstl. Finanzcollegium bei Ertheilung
der Erlaubniß zur Kesselbierbereitung festgesetzt und prnenumernndo an die betreffende
Steuerhebestelle eingezahlt wird.

3) Die Tage und Stunden der Bereitung des Haustrunkes sind von den Land-
wirthen, welchen die Erlaubniß zur Anfertigung von Kesselbier ertheilt worden, unter
genauer Angabe der zu jedem einzelnen Braufalle verwendetenMalzschrootmenge in

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXV.
#usgegeben in Rudolstadt den 18. Juni 1864.
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ein, bei ihnen aufliegendes, den Steueraufsichtsbeamten zugängliches Verzeichniß
einzutragen, auch ist dem Ortsvorstande von jedem einzelnen Falle der Haustrunk-
bereitung vorher unter Angabe der Tageszeit und Malzschrsotmenge Anzeige zu machen.
Rücksichtlich der Tagesstunden, zu welchendie Haustrunkbereitung vorgenommen werden
darf, sind die Bestimmungenin §. 7, rücksichtlich des Zeitraumes aber, welcher zwischen
derAnzeige beim Ortsvorstande und dem Beginn derHaustrmnbereitung zu liegen hat,
die Bestimmungenin §. 5 der Ordnung zum Braumalzsteuergesetz maßgebend.

4) Die Ortsvorstände haben den Betrieb der Kesselbierbrauereien nach näherer
Awmweisung der Steuerhebestelle ihres Bezirks zu überwachen und über die bei ihnen
darüber eingehenden Betriebs-Anzeigen der Landwirthe ein Register zu führen, wozu
ihnen die nöthigen Formnlare geliefert werden.

5) Die Landwirthe, welchen die Kesselbierbereltung gestattet wird, haben den

Ortsorständen für die ihnen übertrageneUeberwachung der Han runkbemtung auf, ihrer desfallsigen Mit welche nöthigen-
falls durch die VBezirkssteuerhebestelle auf Antrag der Betheiligten näher zu bestimmen
und festzusetzen ist, zu leisten. «

6) In den Städten Rudolstadt, Frankenhausen, Königsee, Stadtilm und Leuten-
berg ist die unter Nummer 3 angeordnete Anzeige der einzelnen Fälle der Haustrunk.
bereitung bei den Fürstl. Rent- und Steuer-Aemtern zu bewirken, die Aufsicht über
die Kesselbierbrauereien aber von den Steueraufsehern zu übernehmen und es kommen
die unter Nummer 4 und 5 enthaltenen Bestimmungen in Wegfall.

7) Diejenigen Landwirthe, welche von derobigen Vergünstigung noch imlaufenden
Jahre Gebrauch zu machen wünschen, haben sich dieserhalb längstens bis zum31. Juli
d. J. bei der Steuerhebestelle ihres Bezirks unter Angabe der Menge des zu ver-
brauchenden Malzschrootes und des Umfanges ihres Hausstandes anzumelden.

8) Die Steuerhebestellen haben rücksichtlich der bei ihnen eingehenden Anmel-
dungen nach §. 19 der Instruction zur Erhebung und Controlirung der Braumazsteuer
mit der Modification zu verfahren, daß die von jetzt an erfolgenden Anmeldungen am
Schlusse jeder Woche zur Feststellung an das Fürstl. Finanzcollegium mittelst Berichts
einzusenden sind und hiermit bis nach Ablauf des nächsten Monals Juli forlzufahren ist.

9) Bei dem Fürstl. Finanzcollegium werden diese Anmeldungen schleunigst geprüft,
festgestellt und an die Steuerhebestellen zurückgegeben werden, worauf Seitens dieser
letzteren wegen Erhebung und Buchung der Gefälle und Ausfertigung der Erlaubniß-
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scheine nach den Vorschristen des F. 19 der Braumalzsteuer-Instruction sofort das
Nöthige zu besorgen ist.

10) Für die folgenden Jahre ist die Erlaubniß zur Kesselbierbereitung nach F. 16
der Ordnung zum Braumahzsteuergesetze im Monat December des nächst vorhergehenden
Jahres bei den Bezirkssteuerhebestellen nachzusuchen.

11) Diejenigen Landwirthe, welche den oben unter Nummer 1—3 enthaltenen
Bestimmungen nicht pünktlich nachkommen, haben es sich selbst zuzuschreiben, wenn
ihnen die Erlaubniß zur Haustrunkbereitung sofort entzogen wird und es ist die verbots-
widrige Ueberlassung des aus Malzschroot bereiteten Haustrunkes an andere, nicht zum
Hausstande gehörige Personen gegen Bezahlung oder Vergeltung außerdem nach §. 27
des Braumalzsteuergesetzes vom 12. März 1834 zu bestrafen.

Rudolstadt, den 10. Juni 1864.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Ketelhodt.
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Gesetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarburg- Rudolstadt.

Juälste Stüch vom ehre 1864.

 XXII. Ministerial-Verordnung
zur Ausführung der Gewerbe- OGrdunng,

von 8. Juli 1864.

Mit höchster Genehmigung des Durchlauchtigsten Fürsten und auf Grund des
§. 85 der Gewerbeordnung vom 8. April d. J. wird zur Ausführung derselben andurch
verordnet, was folgt:

8. 1.
Die Gewerbe-Ordnung vom 8. April 1864 tritt mit dem 1. October d. J. in

Kraft. Gleichzeitig treten nachfolgende Ausführungsbestimmungen in Wirksamkeit.
Zu 8. 1 der Gewerbe-Ordnung.

8. 2.,
Die Frage, ob ein Gewerbebetrieb als landwirthschastliches Nebengewerbe anzu-

sehen sei, ist darnach zu beurtheilen, ob derselbe für Rechnung des Inhabers des land-
wirthschaftlichen Hauptgewerbes im Wesentlichen auf selbsterzeugte Rohstoffe gegründet
ist. Ein durch besondere Umstände herbeigeführter stärkerer Zukauf fremden Materials
in einzelnen Jahren rechtfertigt für sich allein noch nicht die Unterwerfung der Aulage
unter dieGewerbe= Ordnung.

Der Vertrieb desin Brauereien und Brennereien, welche als landwirthschafrliche

Nebengewerbe betrieben werden, erzeugten Bieres und Branntweins, sowie des von
Fürstl. Schw. Nudolst. Gesesamml. XXV.

Ausgegeben in Rkudolstadt den 23. Juli 1864.
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selbst erbautem Obste gewonnenen Weines und des selbst erbauten Traubenweines unter-
liegt nur den hinsichtlich des Betriebes von Schankwirthschaften im §. 8 der Gewerbe-
Ordnung bestimmten Beschränkungen.

8. 3.
Die dem Bergregal unterworfenen Metalle, Mineralien und Fossilken nebst

den damit verdundenen Anstalten unterliegen im Allgemeinen nicht der Gewerbeord-
nung; dagegen unterfallen ihr solche Anstalten, in welchen eine chemische Verarbeitung
von Mineralien erfolgt. wie chemische Fobriken, Blaufarbenwerke 2c., — ingleichen
diejenigen Anstalten, welche zur Aufbereitung von Mineralien und Vossilien von dritten
Personen als selbstständige Werke errichtet werden: z. B. Ziegeleien, Kalkbreune-
reien u. s. w.

Auch auf die Gewinnung und den Rohverkauf der zum Bergregal nicht
gehörigen Fossilien, als Sand und Lehm, leiden die Vorschriften der Gewerbe-Ordnung
keine Anwendung. Wohl aber ist dieses der Fall, wenn die Verarbeitung und Aufbe-
reitungsolcherFossilien für den Handel oderin besonderen gewerblichen Anstalten erfolgt.

8. 4.
Kohlensaure Wasser, welche keine Nachahmung künstlicher Mineralwasser sind,

wie z. B. Sodawasser, kohlensaures Quellwasser, sind nicht als künstliche „Mineral-
wasser“ zu betrachten.

Zu 8. 2 der Gewerbe-Ordnung.
8 5. 5.

Wenn aucheinePflicht zur Anmeldung der Gewerbeunternehmungen des Staates,
des Domainenfiskus und der Hofhaltung nicht besteht, so soll doch der betreffenden
Gemeindebehörde (§. 5 der Gewerbe-Ordnung) von jedem über den eigenen Bedarf
hinansgehenden Gewerbennternehmen der gedachten Art, so wie von den dio Leikung
und Vertretung solcher Geschäfte besorgenden Personen durch die betreffende Behörde
Kenntniß gegeben werden.

Zu §. J. der Gewerbe-Ordnung.
6. O.

Die von einem Geschästsinhaber noch der bisherigen Gesebgebung schon vor Ein-
tritt der Gewerbe-Ordnung erlangte Berechtigung zum selbstständigen Gewerbebetriebe
dauert fort, auch wenn jener das 24te Lebensjahr noch nicht zurückgelegt hat. Bei
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einer wesentlichen Veränderung des Gewerbes ist aber die vorherige Scholutg der Dis-pensation von dem Erfordernisse des 24ten Lebensjahres nokhwendig,
Zu §. 4 der Gewe#rbe= Ordnu#g.

 7.
Ueber Gesuche um Dispensation von dem Erforderuisse des votlendeten 4% sten

Lebensjahres für den Beginn eines selbstständigen Gewerbebetriebes hat die Regierung
das Verwaltungsamt und durch dasselbe die betreffende Gimeindebehörde zu vernehmn.

Gegen Versagung der Dispensakion ist Rekurs an das Ministerium LX

Zu §. 5 der s
5. 8.

Die Vorschriften wegen Anmeldung eines selbstständigen Gewerbebetriebes sollen
zunächst im Interesse der Ordnung und der Abgabenentrichtung erfolgen, nicht aber
dazu benutzt werden, um eine künstliche Abgrenzung der Gewerbegebiete wieder her-
zustellen.
s Die Vereinigung verschiedener Gewerbe in der Person eines Untemehmera
ist zwar nach §. 49 der Gewerbe-Or#nung zulässig, erheischt jedoch die besondere
Anmeldung derselben.

Als wesentlich verschiedene Gewerbe sind im Allgemeinen nur solche zu
betrachten, welche in Bezug auf das verarbeitete Material und auf die Methode der
Verarbeitung vollständig von einander abweichen.

Auch die Vereinigung wesentlich verschiedener Arbeiten in einer Haw ist indeß
nicht als ein Betrieb verschiedentr Gewerbe anzusehen und folgeweise eine beföndere
Anmeldung dieser Vereinigung nicht erforderlich, wenn alle Arbeiten auf die Hetstel-
lung einet Categorie zusammengesetzter Artikel oder auf Verarbeitung der Nebenpro-
ducte des Hauptgewerbes berechnet sind, z. B. die Vereinigung von Tischler-, Tape=
zier= und Schlosserarbeit zur Menbles-Fabrication, der Wagner-, Sattler- und
Schmiede-Arbeit zur Wagen-Fabrication, oder die Ausdehnung der Gerbereil auf
Verarbeitung der Lederabfillé.

Der Handel mit den Arkikeln bes angemeldeken oder auf dem Grunde früherer
Berechtigung fortbetriebenen Gewerbes ist in dem lehteren stets mit begriffen.

Das Handelsgewerbe al- selbstständiges Gewerbe umfaßt alle dem Handels-
verkehre unterliegenden Gegenstände und bedarf es daher, wenn einmal angemeldet,
zu einer Erweiterung oder Veränderung einer neuen Anmeldung ucht.
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4:„:„ 8. 9.
Die Anmeldung kann mündlich zu Protocoll oder schristlich geschehen. Dieselbe

muß enthalten die genaue Angabe des Alters des Anmeldenden und die nähere Bezeich-
nung des von ihm beabsichtigten Gewerbebetriebs, sowie der zu diesem Zwecke von ihm
etwa beabsichtigten Anlagen.

Fehlt es an dem gesetlichen Alter, so ist das Dispensationszeugniß der Regierung
(§. 4 der Gewerbe-Ordnung) und für den Fall, daß der Gewerbebetrieb von dem
Nachweise besonderer Beföhigung (§s. 18 der Gewerbe-Ordnung) abhängt, der Be-
sähigungsnachweis beizufügen.

Auswärtige habenüberdieß die Angabe ihres Alters durch ein Geburts= oder
Taufzengniß oder auf sonst geeignete Art, z. B. durch Vorlegung eines früheren Au-
meldescheines von einem anderenOrte des Inlandes, zu bescheinigen. (S. 12.)

0.
Von der Verpflichtung zur zuananneines selbstständigen Gewerbebetriebes sind

solche Gewerbetreibenden ausgenommen, welche ihr Geschäft nach den bisherigen Be-
stimmungen bereits selbsiständig betrieben haben, sofern und soweit eine wesentliche Ver-
änderung des Gewerbebetriebes nicht statt findet. Es gilt dies namentlich von den
sämmtlichen bisherigen Innungemeistern und auch hinsichtlich solcher selbstständiger Ge-
werbearbeiten, zu deren Vornahme künftig ein Befähigungsnachweis ersordert wird.
« Zu §. 6. der Gewerbe-Ordnung.

8. 11.
Unter den §F. 6, 2 der Gewerbe-Ordnung fallen auch die sogenannten Haus-

Industrie-Gewerbe der Weberei, Wirkerei, Klöppelei, Stickerei, Strohslechterei
u. s. w. in soweit, als der Betrieb derselben regelmäßig nicht für eigene Rechnung,
sondern nur gegen Lohn und ohne Verwendung von Gehülfen erfolgt. Beschäftigung
der eigenen Familienglieder mit Nebenarbeiten, wie z. B. Spulen, Treiben, Drehen
u. s. w., ist nicht als Annahme von Gehülfen anzusehen.

Ferner gehören hierher die Lohnschreiberei und ähnliche Beschäftigungen.
Die Aufnahme in eine fortbestehende Innung (78 der Gewerbe-Ordnung) befreit

nicht von der Anmeldungspflicht.

Zu §. 7 derGenerbe odann.
Die Anmeldung und deren uneus sie soweit dies möglich ist, sofort oder
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doch in der nächsten Zeit zu prüfen. Hierbeiist bei ermangelnder urkundlicher Nach-
weisung über das Alter des ortsangehörigen Anmelders zu erwägen, ob nach
den bekaunten Verhältnissen desselben hiervon abzusehen, oder der desfallsige Nach-
weis zu erfordern sei.

Gehört das angemeldete Gewerbe zu denen, welche nach §. 8 der Gewerbe-
Ordnung einer besonderen Concession bedürfen, so ist das Gesuch mit gutachtlicher
Aeußerung über die persönlichen Eigenschaften des Bittstellers und über die etwa in
Betracht kommenden Localitäten unverweilt an das Verwaltungsamt einzusenden.

Ist der Betrieb des Gewerbes nach §. 18 der Gewerbe-Ordnung von dem Nach-
weise besonderer Befähigung abhängig, so hat die Gemeindebehörde sich lediglich an
die desfallsigen Zeugnisse der nach §5. 27. 28. dieser VerordnungberufenenPrüsungs.
behörden zu halten.

Handelt es sich um Personen, welche dem Fürstenthume nicht angehören und
deshalb nach §. 19. der Gewerbe-Ordnung regelmäßig nur dann zum selbstständigen
Gewerbebetriebeim Fiusstenthume äuzulassen sind, wenn in deren Heimath den diesseiti-
gen Staatsangehörigen eine gleicheVergünstigung gewährt wird, so kann der des-
fallsige Nachweis der Gegenseitigkeit nur durch ein entsprechendes Zeugniß einer Pro-
vinzialbehörde des betreffenden ausländischen Staates geführt werden. Das Ministerium
behält sich jedoch zur Ersparung solcher Nachweise die Bezeichnung derjenigen Staaten
vor, in denen die diesseitigen Angehörigen zum selbstständigen Geschäftsbetriebe zuge-
lassen werden. «

§.13. »

Ueber die erfolgte Anmeldung eines nicht concessionspflichtigen Gewerbes ist im
Mangel eines Bedenkens oder nach Beseitigung bestandener Bedenken ein Anmelde-
schein nach dem Formular unter A unverweilt auszfertigen nd dem Anmelder gegen 4
Erlegung einer Gebühr von 18 Kr. bezüglich5Sgr. zuzustelleAußer dieser Gebühr und etwanigen Verlägen kommen für das Anmeldungsver-
fahren keinerlei Kosten in Ansatz; es wäre denn, daß AusfertigungenoderNiederschriften
durch Nichtbefolgung erlassener Auflagen, Ladungen oder sonstiger Verordnungen ver-
anlaßt worden sind.

8. 14.
Ueber die erfolgten Anmeldungen haben die Gemeindebehörden tabellarische Ver-

zeichnisse nach dem Formular unter B anzulegen und unter Berücksichtigung der dem B.
letzteren beigefügten Bemerkungen fortzuführen.
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Mit jedem Kalenderjahre ist für die neuen Anmeldungen ein neues mit M 1
beginnendes Verzeichniß anzulegen.

Ein gleiches Verzeichniß ist hinsichtlich derjenlgen Personen auszustellen, welche
nach den bisherigen Bestimmungen am 1. Octkober 1864 zum selbsiständigen Ge-
werbebekriebe bereits befugt waren und einer besonderen Anmeldepflicht deshalb nicht
umterlagen.

In diesen Verzeichnissen sind die durch Tod, Wegzug oder ausdrückliche Ge-
schäftsaufgabe vorkommenden Erledigungen nachzutragen.

Zu §. 8 der Gewerbe-Orbnung.
15.

u. vi Ertheilung der Concessionenfinet künftig der Vorbehalt des Widetrufs nicht
4. vor dem Eintritt der Gewerbe-Ordnung zu Gewerben, welche nach der

letzteren (omeessionspflichtig sind, unwiderruflich verliehenen Concessionen bleiben in
Kraft. Wegen der mit Vorbehalt des Widerrufs ertheilten Concessionen bewendet
es bei dem Bestehenden. Es bleibt jedoch den Bethelligten vorbehalten, eine Con-
cession auf dem Grunde des Gesetzes zu suchen.

Sofern aber Concessionen zu Gewerben, welche künftig nicht concessionspflichtig
sind, z. B. zum Betriebe von Handelsgeschäften, unter der Verpflichtung zur Ent-
richtung einer Abgabe verliehen worden, so werden die betreffenden Concessionen be-
züglich die auferlegten Zahlungen hierdurch vom 1. October 1864 ab zurückgezogen.

Concessionen, welche ohne Vorbehalt des Widerrufs auf eine bestimmte Zeit er,
theilt und auch nach der Gewerbe-Ordnung zu dem fraglichen Geschäftsbetriebe er-
forderlich sind, bleiben fü#r die bestimmte Zeit in Kraft.

§. 16.
Der Handel mit Wein, Branntwein und sonstigen geistigen Getränken über die

Straße im Betrage von unter 31 Maß oder 1 Quart ist nicht in dem Handelsge-
werbe, soweit dasselbe auch hinsichtlich dieser Gegenstände auf bloße Anmeldung be-
trieben werden kann, inbegriffen, sondern untersällt dem geseplichen Begriffe des
Schankgewerbes und unterliegt deshalb besonderer behördlicher Erlaubniß.

Als Speisewirthschaftist es nicht anzusehen, wenn Jemand an seinem Familien-
tische noch andere, nicht zum Hausstande gehörige Personen gegen Entgeld beköstigt.
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8.1
Hinsichtlich der uairwetelun und der Versichemungsgesellchaft-

agenten, sowie hinsichtlich des2# Geschäfts bewendet es
bei den bestehenden Bestimmungen, soweitlezterenichtmit den Grundsätzen der Ge-
werbe-Ordnung im Widerspruch stehen. Die Strafen wegen der Betreibung solcher
Geschäfte ohne Concession sind künstig nach S. 42 der Gewerbe-Ordnung zu bemessen.

Für die Zurückziehung der ertheilten Concession ist der . 11 der Gewerbe-Ordnung
maßgebend. Der Besitz des Bürger= oder Nachbarrechts in einer inländischen Ge-
meinde ist zur Erlangung einer solchen Concession forthin nicht erforderlich.

S. 18.
Die Versicherungsgesellschafts und Auswanderungs-Agenten und die unter Na 3

des §. 8 der Gewerbe-Ordnung bezeichneten Gewerbetreibenden sind, soweit nicht
besondere Diepensation eintrikt, gehalten, ordentliche Bücher zu führen, aus denen
deutlich zu ersehen ist. welche Art von Geschäften und mit welchen Personen, in
welcher Weise und gegen welche Gebühren von ihnen aqusgeführt worden sind.

NichtbeachtungdieserVorschrift zieht Geldstrafe biszu87Fl.30 r.= 50 Thlr.
oder entsprechende Gefängnißstrafe nach sich.
 S. 12.

Ungeachtet der ersolgten Concessionirung einer Theater= und Schauspielergesell-
schaft durch die Regierung ist die Erlaubniß des Verwaltungsamtes zur Uufführung
öfsentlicher Schauspiele an den einzelnen Orten immer noch einzuholen.

Zu .9 der Gewerbe-O#bnung.
8. 20.

Die Realberechtigungen auch zum Betriebe solcher concessionspflichtigen Gewerbe,
für welche forthin eindingliches Recht nicht ertheilt werden darf, bestehen als solche sort.

Wegen Uebertragung eines Realrechts von dom ursprünglich derechtigton Grund-
stücke auf ein anderes Grundstück ist an die Regierung zu borichten.

Die Concessionen gelten, soweit die Natur des Gewerbebetriebes nicht etwas
anderes bedingt, nur für den betreffenden Ort, ohne daß jedoch der Berochtigte hier-
durch beschränkt ist, von seinem Wohnorke aus auch mik Auswärtigen Geschäfte zu
machen, soweit dioses die Matur der letzteren gostattet. Bei dem Wechstl des Wohn-
ortes des Concessionirten ist eine neue Concesston erforderlich. s
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Zu 8: 10 der Gewerbe-Ordnung.

Ueber jede Conression ist eine schristliche Urkunde auszustellen, aus welcher der
Umfang unddie etwauigen Bedingungen der ertheilten Gewerbeberechtigung hewor-

gehen muß. Es werden dafür die in dem Sportelgesetze bestimmten Ansätze berechuet.
Die Gemeindebehörden sind von der Verleihung von Concessionen zu benach-

richtigen. · - ,

DieCouccisionäillrkundevertrittdieStcllechAmncldcscheincC«Ucbcrdie
ConccssioncnistgleichwicüberdieAnmeldungenzumsclbstflåndigenGewerbcbctricbc
ein tabellarisches Verzeichniß zu führen.

°Zu §. 13 der Gewerbe-Ordnung.
. 22.

Der Geschäftsbetrieb der Mittelspersonen in der sogenannten Haus-Industrie
(Factoren, Aufkäufer u. s. w.) ist nicht als Gewerbebetrieb im Umherziehen anzusehen.

Gewerbetreibende, welche an einem Orte des Inlandesihrenfesten Wohnsitz
haben und dort nach F. 5 der Gewerbe-Ordnung angemeldet sind, dürsen Gewerbe-
arbeiten auch außerhalb ihres Wohnortes bei ihren Kunden vornehmen, nicht minder
Gegenstände, an denen Reparatur-Arbeiten zu bewirken sind, sammeln. Dieses gilt
insbesondere von Glasern, Böttchern, Schleifern, Siebmachern, Korbflechtern, Topf-
bindern, Barbieren u. s. w. Nur wenn solche Gewerbe ohne festen Wohnsitzineinem
Orte des Inlandes und ohne für diesen Ort erfolgte Anmeldung lediglich im Um-
herziehen betrieben werden, bedarf es dazu besonderer Erlaubniß. Ständige Ge-
werbetreibende des Auslandes sind auchindieserBeziehung nach §. 20. der Gewerbe-
Ordnung zu beurtheilen.

, 8. 23.

Zu den Erzeugnissen der Landwirthschaft und des Waldbaues, deren Herumtragen
gestattet ist, gehören auch die aus rohen Früchten bereiteten Säste, sowie Pech, Theer.

Als gemeine Verbrauchsgegenstände im Sinne des F. 13. 3 der Gewerbe-Ord-
nung gelten:

grobe Holzwaaren, als: Bretter, Bohlen, Lalten, Stollen, Leitern, Ge-
4treideschauseln, Dachspähne, Schindeln, Rechen, Quirle, hölzerne Schuhe,

Besen, Körbe, Siebe und dergleichen; ordinäre Strohwaaren, Sand, Thon,
Wagenschmiere, Kienruß, Wetzsteine, Hefen, Schreibmaterlalien.
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Selbstverständlich-ist die Anwendungder zur Verhütung von Verzehen nothwendi-
gen Polizeimaßregeln durch die in §.13 der Gewerbe Ordnung gewährte Freiheit nicht
ausgeschlossen. Namentlich kann der Rachweis des rechtlichen Erwerbes von Wildpret,
Holz u. s. w., welches zum VerkaufindieOrtschaften gebracht wird, verlangt werden.

Zu 8. 14 der Gewerbe-Ordnung.
8. 24.

Zu den Gewerben, welche mit Etlaubniß im unherzihen betrieben werden
dürfen, sind zu zählen:

Viehhandel, Viehverschneiden, Scheerenschleifen, Siebmächen. *elflicken,
Topfbinden, Korbflicken, Musikmachen, Veranstaltung von Schaustellungen
und zur öfsentlichen Lustbarkeit dienende Vorstellungen.

Zum Hausirhandel darf die Erlaubnißin Ansehung solcher Waaren gegeben
werden, welche von den in dem betreffenden Bezirke seßhaften Gewerbetreibenden
entweder gar nicht oder zu unverhältnißmäßig hohen Preisen geführt werden. Ausge-
schlossen sind jedoch diejenigen Waaren, deren Vertrieb aus Gründen der Sisten= oder
Feuerpolizei bedenklich erscheint, — wie z. B. Branntwein, Spiritus, Liqueur,
Schießpulver und andere leicht feuerfangende oder explodirende chemische Praparate,
— ferner selbstverständlich solche Waaren, welche nach §.1derGewerbe-Ordnung
von den Bestimmungen derselben überhaupt ausgenommen sind, — wie Arzueiwaaren

jeder Art, Salz, Spielkarten, — endlich Dnäl,hristn T Maßgabe der Bestilu-
mungen über die Verhinderung desMihbrauchs derDie Erlaubniß zum Gewerbebetriebe im ktunheniehen in Einschluß. des Hausir-
handels ist nur an solche Personen zu ertheilen, welche mindestens 24 Jahre alt,
und von ansteckenden und ekelhaften Krankheiten frei sind, sich auch über ihre Unbe-
scholtenheit und Zuverlässigkeit gehörig auszuweisen vermögen.

Zuständig für Ertheilung der Erlaubniß zum Gewerbebetriebe im Umherziehen
und zum Hausirhandel sind die Verwaltungsämter und die Gemeindevorstände der
Städte Rudolstadt, Blankenburg, Königsee, Stadtilm, Leutenberg, Teuchel. Franken-
hausen und Schlotheim dergestalt, daß dieVerwaltungsämter für den Umfang ihrer
Bezirke, die betreffenden Gemeindevorskände für den Umfang ihrer Gemeindebezirke
die Erlaubniß zu ertheilen haben.

8. 26.
Die Erlaubniß zumGewerbebeteiebe:im 2 und zum crnssh ist

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXV.
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schriftlich auf eine gewiffeim Erlaubnißscheine zu wezeichnende Zeit, für den Hausir-
handel insbesondere auf nicht länger als Ein Jahr zu ertheilen.

Es sind dafür die verordnungsmäßigbestehenden Getihre zu erheben (Verord=nung vom 18. März 1851 — Ges.-Samml. 1851 S.15—).Gehülfen dürfen bei dem Gewerbebetriebe im 5ennsn (mit Ausnahme
von Schaustellungen u..w.) und bei dem Hausirhandel nur insoweit verwendet wer-
den, als sie zum Tragen der Lasten, Karrenschieben und ähulichen Unterstützungen
nöthig sind. Schulpflichtige Kinder werden von der Benutzung als Gehülfen unbe-
dingt ausgeschlossen.

Die Gehülfen sindim Erlaubnißscheine namentlich aufzuführen und dürfen ge-
trennt von demInhaber“des Scheines dem Gewerbe nicht nachgehen. Die für den
Gewerbebetrieb im Uniherziehen erforderten personlichen Eigenschaften gelten, mit

Ausnahme des Alters, auch bei den Gehülfen.

5. 26.
Fällt während der Dauer der Erlaubniß eins der für den Inhaber des Erlaub-

üihscheines aufgestellten Erfordernisse hinweg, so hat die hiervon Kenntniß erlangende
Polizeibehörde den Hausirschein abzufordern und solchen an die Behörde, von welcher
derselbe ausgestellt worden, zurückzusenden. Geht dagegen bei dem Gehülfen ein
solches Erforderniß verloren, so hat die dieses wahrnehmendePolizeibehörde die weitere
Verwendung desselben zu untersagen und das Geeignete hierüberim Erlaubnißscheine
zu bemerken. Die gegen polizeiliches Verbot forkgesetzte Beibehaltung eines Gehülfen
hat die Zurückzichung des Erlaubnißscheines zur Folge.

Zu s. 18 der Gewerbe= Ordnung.
8. 27.

Die Befähigung zur Ausübung des Hufbeschlags muß nachgewiesen werden durch
Beibringung des Zeugnisses einer für die Schmiede bestehenden öffentlichen Unter-
richtsanstalt entweder darüber, dah von dem Betheiligten eine dieser Anstalten ord-
nungsmäßig und mit genügendem Erfolge besucht worden, oder daß der Betressende
bei einer mit ihm vorgenommenen Prüfung über den Besitz der hinsichtlich des Hufbe-
schlags erforderlichen Kenntnisse sich ausgewiesen hat.

Die dermaligen Husschmiedemeister sind ohne Weiteres als zur Ausübung des
Hufbeschlags befähigt anzusehen.
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8. 26.
Ein besonderer Befähigungsnachweisistsernererforderlichzurselbstständigen Aus-

führung und Leitung,
1) aller solchen Neubauten, welsche zum dauornden oder dochzeibrrifen Aufenthalte

von Menschen vorzugsweise bestimmt sind, wie Wohnhäuser, Krankenhäuson.
Straf, und Besserungshäuser, Geschäfts-Expeditionen, Fabrikgebäude, KArchen.
Schulen, Theater, Tanzsäle 2c.,

2) aller Umwandlungen von Gebäuden, zu deren Errichtung es der Zuziehung.
eines geprüsten Bauverständigen nicht bedürfte, in Gebäude der unter Zisser 1
gedachten Art,

3) von Thürmen,
4) von Ueberbrückungen auf öffentlichen Straßen und. Eisenbahnen, und zwar:

o) bei steinernen Brücken, wenn die lichte Weite der Durchlaßöffnung,
bezüglich der einzelnen Durchloßöffnungen, mehr als fünf Fuß beträgt.

h) bei Brücken mit hölzerner Fahrbahn, wenn die fteillegende
Länge der Straßenbäume zwölf Fuß übersteigt.

Ausgenommen von der Bestimmung unter Ziffer 1 ist die selbstständige Ausfülr
rung und Leitung des Baues von Wohnhäusern, welche nur aus dem Erdgeschoffe
bestehen.

Der Befähigungsnachweis ist zu führen, durch das Brstehen einer Prafung vor
einervon der Regierung aus Bau-Technikern zu bildenden Commission. Die Prüfung
hat sich auf praklische und theorctische Kenntnisse nach Matzgabe elnes demnächst befon-
ders bekannt zu machenden Regulativs über dieGegenstände der Prüfung zu erstrecken.

Der Nachweis vorher bestandener Lehre in einem Bauhandwerke ist nicht er-
forderlich «

Ueber das Bestehen der Prüfung ist dem Betheiligten von der Prfungs-Com-
mission ein Zeugniß auszufertigen:

Die Staaksbaubeamten bis zum Bauconducteur einschließlich sind ohne Weiteres
als zu selbstständiger Leitung und Aussührung von Banuten befähigt anzusehen. Auch
die dermaligen Zimmer- und. Maurermeister behalten ihre zeitherigen Besuguisse.

Die für befähigt erachteten Personen sind zur Ausführung von Bauten unter An-
nahme der dam pöthigen. Gehülfen aller Art berechtigt.

23
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Zu §. 10 der Gewerbe-Ordnung.
*no 29 «

Bcabstchttgeu Ausländer, in derenHeimathslande die disfilihen Staatsange.
hörigen beschränktere Gewerbeberechtigung haben, die Niederlassung im Fürstenthume
zum Zwecke des selbstftändigen Gewerbebetriebes, so ist das Gesuch bei der Gemeinde-
behörde desjenigen. Bezirks, in welchem die Niederlassung erfolgen soll, einzureichen
und von dieser an das Verwaltungsamt, von diesem aber mit gutachtlicher Meußerung
an. die Regierung zur Vortragserstaftung an das Ministerium einzusenden.

Zu 8. 20 der Gewerbe-Ordnung.
8. 30.

Zur Ausfhrung von Gewerbearbeiten im Inlande durch Gewerbetreibende,
welche im Auslande wohnen, ist nächst der Gleichstellung der diesseitigen Staats-
angehörigen im betreffenden Staate erforderlich, daß ihre Gewerbeberechtigung den
Bestimmungen der diesseitigen Gewerbe-Ordnungentspricht; deßhalb muß insbesondere
bei den im §. 18 der Gewerbe-Ordnung erwähnten Gewerbearten der Nachweis
besonderer Befähigung schon in dem Heimathsstaate des BetheiligtendetErlangung
seiner Gewerbeberechtigung vorausgegangen sein, oder nachträglich im Inlande nach
Maßgabe der Bestimmungen in den 5§. 27 und 28 dieser Verordnung geführt werden.

Ausländer, welche von der im §. 20 der Gewerbe-Ordnung nachgelassenen Er-
laubniß zum Gewerbebetriebe im Fürstenthume Gebrauch machen wollen, haben vor
Beginn ihres Gewerbebetriebes bei dem Gemeindevorstande des betreffenden Gemeinde-
bezirks sich anzumelden und nach Befinden dasVorhandensein der gesetzlichen Erforder-
nisse nachzuweisen. Zuwiderhandlungen sind mit einer Geldstrafe bis zu 17 Fl.
30 Kr. = 10 Thlr.— oder mit entsprechender Gefängnißstrafe zu ahnden.
Eeine gehörig ausgestellte Bescheinigung des Gemeindevorstandes über den ge-
lieferten Nachweis der gesehlichen ?Erfordernisse legitimirt den Betheiligten zur Vor-
nahme von Gewerbearbeiten auch für das übrige Inland.

n 6. 31.
Da- zurndieBehincingen im 8. 20 der Gewerbe-Ordnung an den in den

85. 13 und 14 hinsichtlich det Hausirhandelsgedebenen Vorschriftennichts geãndert ist,so folgt hieraus, daß
1) zumBelriebe des Hausirhandels an sch auch fur. solche Ausländer, welche
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nach §. 20 der Gewerbe-Ordnung zum Gewerbebetriebeim Fürstenthume zu-
gelassen sind, es der besonderen- Erlaubniß der zuständigen Behörde bedarf daß

2) aber für solche Ausländer diese besondere Erlaubniß nicht erforderlich ist zum
Herumtragen der im F. 13, 3 der Gewerbe-Ordnung und im §. 23 dieserVer-

ordnung bezeichneten Gegenstände, sowie zumEinkaufee inlandischer Erzeug
nisse und zum Sammelu von Bestellungen. -
Hinsichtlich solcher Ausländer, in berenHeimath gleicheVergünsigungen für die

diesseitigen Staatsangehörigen nicht bestehen, bewendet es übrigens bei den zeit-
berigen Beschränkungen rücksichtlich des Hausirhandels. Demgemäß können auch solche
Personen Bestellungen auf Waaren nur bei Personen suchen, welche mit derinFrage
stehenden Waarengattung Handel treiben oder dieselben zu ihrem Gewerbe bedürfen.

Zu K. 21der Gewerbe · Ordnung.

Die Genehmigung zu denim F. 24. derGewerze-Ordnung bezeichneten Anlgen
ist bei der Fürstl. Regierung einzuholen

Bloße Dampflesselanlagen ehne Verbinding mit einem derim.24der Gewerbe-
Ordnung aufgeführten. Giwerbebetriebe unterliegen aediglich 87 ehen Prfing. und
Beaufsichtigung der Damppftessek zuerlasfllüben Verordnwtn. *

Gesuche um örkliche Ausnahmen der am Schlufsetdes §. 24 der Gewetöl.Oldnunz
vorbehaltenen Art sind bon der Gemeindebehördegehörigvorbereitet bei den,„Verwal,
tungsamte anzubringen und durch dieses mit- gutachtlichem Brrichte än dit sedierins
einzusenden.

Die Vorschriftendes8.24ff. der San nun n leiden zwar auf Anlagen,
welche mit den im §. 1 des Gesetzes aufgeführten Berufsarten in Verbindung stehen,
keine Anwendung und sind z. B. auf die von den einzelnen Grundslücksbesipern für ihre
eigenen Erzeugnisse angelegten Flachs-- und Hanf-Röstanstalten nicht zu beziehen.

Allein die hinsichtlich solcher Anlagen belelenden sonstigen polizeilichen Bestimmungenbleiben selbstverständlich in Wirksamkeit.

vrdn s. 25der **
Bezüglich der —- und strahring aiiunblicher! und ueben

Stoffe ist von der zuständigen Pollzeibehörd#injedem einzelnen Falle nachMaßlabe
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der Natur der in Rede stehenden Stoffe und Fabrieations-Methoden, sowie des
Umfangs desBetriebes und der zu lagernden Quantitäten, spweit nöthig unter Zu-
Hiehung besonderer Sachverständiger zu erörtern, ob und unter welchen Bedingungen
die Aylage innerhalt des Orts geduldet werden könne und welche Entfernung von be-
wohnten Gebäuden und öffentlichen Wegen eingehalten werden müsst.

Für jedes Etablissement, welches leicht brennbare oder explodirende Gegenstände
onfertigt oder auf Lager hält, muß. ein von der Regierung zu getehmigendes Regle-
ment über das dabei zu beobachtende Verfahren aufgestellt wirden. Nichtbeobachtung
bieser Vorschrist zieht, wenn eine desfallsige Aufforderung ohne Erfolg geblieben ist,
Geldstrafen bis zu 87 Fl. 30 Kr. 50 Thlr., nach Beßindenauch die in S. 33 Absatz#
2 der Gewerbe-Ordnung angedrohten Folgen für die Unternehmer nach sich. Hin-
sichtlich des Verkaufs und der Aufbewahrung von Schießpulver durch Kaufleute be-
wendet es im Uebrigen bei der Verordnung vom 21. Juni 1859 (Ges. Samml. 1859
S. 128).

Zu §. 26 und 27 der Oewerbe · Orduung.
8. 35.

Bei Lotalerpedilionen sind diesrrschiedrnen,in Betracht tomuienden Gesichtspunkte,
insbesondere auch die sich att der etwa brabsichtigten Anlage von V-- ergeben.
den, Kuachen ins Auge zu fassen.Die nach §. 26 derGemerbe-Ordumg.etwa. nöthigen Plaue und Bauzeichmunge
ind in doppelten Exemplaren einzureichen.

Die Genehmigung hat schriftlich und unter Beisügung der für nöthig befundenen
Abänderungen und Bedingungen, sowie unter Rückgabe des einen, bezüglich berich.
tigten und jedenfalls mit dem Genehmigungsvermerke zu versehenden Exeuplares der
Pläne und Zeichnungen zu- ersolgen.

Die zu einer Ankage ertheilte Genehmigung gilt nicht als Anmeldung zum
Gewerbebetriebe, diese ist vielmehr besonders zu bewirken.

Zu §. 28 der Gewerbe-Ordnung.
§. 36.

Kommen in dem nach F. 28 der Gewerbe-Ordnung eingeleiteten Verfahren be-
sondere Privat-Rechtstitel gegen die beahfichtigte Anlage zur Anmeldung, so sind sie
##ar dem Unternehmor ebenfalls hekannt, Zu machenund ist dewselpen zu überlasten, ob
esach dadurch von. Ausführung. der Aulage abhalzen lassen, oder witz dem Wider
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sprechenden vorher verslandigen will. Im Uebrigen hat aber die Behörde bei ihrer
Entschließung hierauf keine Rcksicht zu nehmen, sondern im Falle der Genehmigung
der Anlage dem Unternehmernurbemerklichzumachen,daßdieertheilte Genehmigung
ihn gegen dieetwaigen Folgen der Nichtbercksichtigung solcher entgegenstehenden pri-

vatrechtlichen Titel nicht schütze.
Zu F. 41 der Gewerbe-Ordnung.

7.
Es ist zunãchst Sache der Gemeinochehörde biein §. 41 der Gewerbe-Ordnung

enthaltenen Vorschriften zu übenwachen und die wegen Betriebes lärmender Gewerbe
geeigneten Anordnungen und Beschränkungen zu treffen, auch nach Umständen die gänz-
liche Einstellung des Betricbes anzuordnen.

Zu §. 45 der Gewerbe-Ordnung.

Darüber, ob einem in der Gemeinde nicht heimathsberechtigten Gewerbetreiben-
den nach dem Eintritte der gesetzlichen Voranssetzung angesonnen werden soll, in der
Gemeinde entweder das Bürger bezüiglich Nachbarrecht zu gewinnen oder den Ge-
werbebetrieb aufzugeben, hat der Stadt- bezüglich Gemelnderalh, oder worein solcher
nicht besteht, die Gemeindeversammlung 1Enkschließung zu fassen und erst auf Grund
einer solchen Emschließung ist von dem Gemeindevorstaside vorzischreiten.

Zu 8. 47 der Gewerbe-Ordnung. «

...Z9
Untercmcmfrejenerekbc in Sime des FS. 47 Absatz 1 der Gewerbe-

Ordnung ist ein solches zu verstehen, welches nicht von Toncessions= oderErlaubniß-
Extheilung abhängis ist.

„Zu §. 50 der Gewerbe=.epnuns.
. 40.

Es bleibt Vorbehalten, durch rine Getreide Muhlordnung/denMahllöhnfür
alle ditjenigen Fälle gu urdnen., # rinandererLohnmicht festgestellt ist.

Zu s. 52 der Gewerbe·Dtdnung.
. 4

Die zur Zeit bestehenden dem §. 5 widersprechenden Beschräunkungen des freien
Markterkehrssind gleichgeltig mt dem Jukräfttreten der Geweibe. Ordnung zu besetigen.
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Zum dritten AbschnittederGewerbe-Ordnung.

. 4. .- "’ « » .--- §' . . "

Jeder GewerbetreibendeistinderWahl seines Arbeits-und Hülfspersonals, vor-
behaltlich der Bestimmungen der Gewerbe-Ordnung über das Lehrlingsverhältniß und
die Verwendung von Kindern zu Gewerbearbeiten, unbeschränkt.

Die Rechtsverhältnisse zwischen den Gewerbetreibenden und ihren Gehülfen, Ar-
beitern und Lehrlingen unterliegen, soweit nicht in der Gewerbe-Ordnung ausdrück-
liche Beschränkungen angeordnet sind, der freienVereinbarung und sind nach den Be-
stimmungen des bürgerüchen Rechts zu beurtheilen.

*i
Das Wandern der Gesellen und Gewerbegehülfen ist nicht mehr Gegenstand ge-

sehlicher Verpflichtung.
Die polizeiliche Behandlung reisenderGewerbegehülfen und Arbeiter richtet

sich L den für Reisende überhaupt bestehenden Polizei · Vorschriften.
8. 44.

Arbeitern undGehulfen der Gewerbeheibenden ist es gestattet, Arbeitsbücher
zu führen, welche zunächst dazu bestimmt sind, die Nachweise darüber aufzunehmen,
bei welchen Arbeitgebern und wie lange der Inhaber in Akbeit gestanden und ob er
seinen Verpflichtungen gegen die Arbeitgeber und gegen die Cassen, zu denen er bei-
tragspflichtig war, genügt hat.

Die Arbeitsbücher, wenn solche gesührt werden, sind nach dem beigefügten For-
-*·— mular unter C von den Vewaltungsämtern auszufertigen!und vertreten dann zugleich
ieStellevonReiselegitimationen.
Die Ausferkigung und die Führung hat deshalb unter denselben Voraussehungei

y geschehen, welche für Reiselegitimationen überhaupt gelten. Es sind dafür die in
em §. 64 M VIII. 4 bezüglich S. 65 M. 3 des Sportelgesetzes bestimmten SportelndenP Gebühren zu erheben.

Der Akbeitgeber ist verpflichtet, denbetreffenden Gewerbegehülfen bei dem Aus-
treten aus der Arbeitin dem Arbeitsbuche den Zeitpunkt des Antritts der Arbeit und
den Zeitpunkt des Austritts aus derselben, sowie die Erfüllung der Verpflichtungen
gegen den Arbeitgeber zu bescheinigen, oder insoweit letzteres nicht geschehen ist, dies
zu bemerken.Die Ausstellung der Arbeitsbescheinigung dark jedoch dem Arbeiter ind Gehülfen
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von dem Arbeitgeber verweigert werden, wenn von Ersterem die vertragsmäßige oder
in der betressenden Fabrikordnung festgesetzte oder die ortsübliche Kündigungsfrist
(§§. 56 und 66 der Gewerbe-Ordnung) nicht eingehaltenist,ohnedaßtinFall des
8. 58 der Gewerbe-Ordnung vorliegt; ingleichen wenn von dem Arbeitnehmer eine im
Gedinge übernommene Arbeit nicht beendigt, sowie wenn die Befriedigung der Ver-
Pflegungscassen nicht erfolgt, oder ein Vorschuß des Arbeitgebers von dem Arbeitnehmer
nicht getilgt und dochin allen diesen Fällen keine der den Letzteren zum sofortigen Ver-
lassen der Arbeit berechtigenden Ursachen vorhanden ist

Dagegen ist die Austrittsbescheinigung von dem Abeltgeber auch dann einzutragen,
wenn ein nach §. 57 der Gewerbe-Ordnung zu beurtheilender Fall der Entlassung des
Arbeiters ohne Kündigung, oder umgefehrt der Fall vorliegt, wo der Lettere dle
übermnommene Arbeit ohne Kündigung zu verlassen nach §. 58 der Gewerbe-Ordming
berechtigt ist.

Zu §. 53 der Gewerbe-Ordnung.
5

Die Jusiizbehörden werden, wenn Gewerbetreibende eine der im vorletzten Ab—-
sahe des 8. 53 der Gewerbe-Ordnung gedachten Handlungen sich schuldig gemacht
haben, hiervon dem betreffenden Verwaltungsamte Mittheilung machen.

Zu 8. 60 der Gewerbe-Ordnung.
46.

allur Waaren (in Absatz 1 und 3 des 8. 60) sind auch Lebensmittel zu ver-
dnnt die Vorschrift in Absahz 2 des §. 60 werden die gesetzlichen Bestimmungen

über Verjährung der Forderungen in keiner Weise geändert.
Neben den im §. 60 enthaltenen Strafverboten bleiben dieBestimmungen über

das Ausgeben verbotener Münzen und sremden Papiergeldesin Kraft.

Zu §. 65 der Gewerbe-Ordnung.
47.8.

Auch die.Gemeindevorstände sind ebenso berechtigt als verpslichtet, bei solchen
Gewerbeunternehmungen, welche durch die besonders Beschaffenheit des Gewerbebe,,

triebes oder der Localitäten eine Gefahr fürdie Gesundheit und das Leben der Arbeiten
herbeiführen, durch eigene Einsicht und nach Befinden unter Zuziehung von ESur-

Fürstl. Schw. Rudelst. Gesetzsamml. XXV.



152 1864.

ständigen davon sich zu überzeugen, ob der Gewerbeunternehmer die zu Abwendung
solcher Gefahren geeigneten Einrichtungen getroffen habe, imentgegengesetzten Falle
aber die erforderlichen desfallsigen Anordnungen zu erlassen und demächst durch. Revi.
sionen überBefolgung dieser Anordnungen sich zuvergewissem. —

Zu §. 66 der Gewerbe- Ordmng.
48.8.

Bloße Packstuben und ähnliche Locale, in denen nicht fabricirtwird, sid nicht
als Werkstätten im Sinne des F. 66 der Gewerbe-Ordnung anzusehen.

Unternehmer, welche bereits Fabrikordnungen eingeführt haben, müssen dieselben
nach Eintritt der Gewerbe-Ordnung unverweilt zur Kenntniß des Verwaltungsamtes
bringen; Unternehmer, von denen Fabrikordnungen nochnicht aufgestellt worden, müssen
solche längstens bis zum 1. Januar 1865 dem Verwaltungsamte überreichen.

Hierbei ist fürsolche Fabriken, in denen Personen verschiedenen Geschlechts ohne
ständige Aussicht beschäftigt werden, darauf möglichst Bedacht zu nehmen, daß die
verschiedenen Geschlechter in getrennten Localiteten sich aufhalten. Es gilt dieses ins-
besondere auch von den beschästigten Kindern. «

Zu §. 67 der Gewerbe-Ordnung.
. 49.

Eine Beschränkung hinsichtlich der Annahme von Lehrlingen findet — mit Vor-
behalt der Bestimmung im F. 68 der Gewerbe-Ordnung —nicht statt.

Die Annahme von Lehrlingen hat auf dem Grunde eines, die Bedingungen dieser
Annahme und insbesondere die Dauer der Lehrzeit festsezenden Vertrags zu geschehen,
desen schristliche Verabfassung sich zur Vermeidung von Irrungen empfiehlt.

Der Lehrvertrag ist Sache der freien Vereinbarung, darf aber keine den Gesetzen
und Verordnungen zuwiderlaufende Bestimmung enthalten.

Zu 8. 72 der Gewerbe-Ordnung.
5

k4. 00.

Ein minderjähriger Lehrling, welcher die Lehre verläßt, ohne dazu nach S. 71 B.
der Gewerbe-Ordnung befugt zu sein, ist auf den von seinen iechtlichen Vertretern

gebilligten Antrag des Lehrherrn oder auf Antrag der ersteren allein von der Polizei-
behörde in die Lehtsuisictzubringen/ unbeschadet der nach §. 7 Absat 3 verwirkten

Stra*és «-
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Zu 8. 76 der Gewerbe-Ordnung.

51.
Auf dieVerleihung der juristischen Personlichkeit gerichtete Gesuche gewerblicher

Genossenschaften sind unter Beischluß des Statuten-Entwurfs bei der Gemeindebe-
horde, in deren Bezirke die Genossenschaft ihren Wohnsitz nimmt, zu überreichen und
durch diese an das Verwaltungsamt, von solchem aber, da nöthig, nach weiterer Vor-
bereitung, an die Regierung mit gutachtlichem Berichte einzusenden.

Zu §. 78 der Gewerbe-Ordnung.
8. 52.

Von denSpecial- Artikeln der bei dem Eintritte der Gewerbe-Ordnung vorhan-
denen Innungen treten diejenigen Bestimmungen alsbald außer Wirksamkeit, welche
sich auf Verbietungsrechte beziehen, oder in einer Richtung einen Zwang aussprechen,
wo derselbe durch die Gewerbe-Ordnung aufgehoben ist, oder welche einen Zwang
gegen die Hülfsarbeiter — Lehrlinge und Gesellen — enthalten, oder eine behördliche
Mitwirkung der Obrigkeit bei Verwaltung der Innungsangelegenheiten, soweit die-
selbe nicht auf der Gewerbe-Ordnung oder gegenwärtiger Verordnung beruht, zum
Gegenstande haben. 6

Eine Berechtigung der Innungen, unwesentliche Mängel des Meisterstücks durch
geringe Geldbußen zu ahnden, findet nicht weiter Statt.
.Nicht minder ist derBesib desBürgerrechts als Erforderniß des Meisterrechts

nicht mehr anzusehen.
Wegenvewweigerter Aufrahne in eine Innung kann bei der Gemeindebehörde

desjenigen Bezirks, in welchem diebetreffende Innung ihren Siß hat, nach Befinden
Beschwerde geführt werden.

« 8. 53.

Wenn eine Innung Beschluß über ihre Auflösung gefaßt hat, so ist solches
dem Verwaltungsamte anzuzeigen. Findet dieses gegen die Ordnungsmäßigkeit des
Beschlusses etwas nicht zu erinnern, so erfolgt unter seiner Leitung und Aussicht die
Regulirung der Vermögensverhältnisse der Innung. Zu diesem Zwecke hat das Ver-
waltungsamt den Beschluß der Innung in dem amtlichen Nachrichtsblatte des Bezirks
zweimal mit einem Zwischenraume von 14 Tagen unter der Aufforderung bekannt zu
machen, etwaige AnforderungenandieInnunginnerhalb sechs Wochen von dem Er-
scheinender letzten Bekanntmachung an gerichtlich geltend zu machen und, daß solches

24°
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geschehen, nachzuweisen, indem außerdem im Verwaltungswege mit Auflösung der
Innung als juristischer Person werde vorgeschritten werden. Erfolgen dergleichen An-
meldungen, so ist die Erledigung des Anspruchs zu erwarten; erfolgen solche Anmel-
dungen nicht, oder sind diefelben erledigt, so hat das Verwaltungsamt die Acten der
Regierung vorzulegen behufs der demnächst bekannt zu machenden Aufhebung der
juristischen Persönlichkeit der Jumug und der Cagnition aber die Verwendung des
vorhandenen Vermögens.

Dasselbe Verfahren ist bei der Vereinigung mit einer oder mehreren anderen
Innungen einzuhalten.

Zu. S. 70 der Veuebe-Pohn.
Die Verpflichtung dor —lifterund Fabrikarbeiter zu Zahlung von Bei-

trägen zu Kranken= und Begröbnißkassen soll als begründet dann angesehen werden,
wenn dieselben entweder bei dem Mitgliede einer Innung, für welche eine solche Casse
besteht, oder in einer Fabrik, bei welcher eine derartige Einrichtung Statt findet, in.
Arbeit treten.

Wiist indessen ein Gewerbegehülfe oder Fabrikarbeiter nach, daß er bereits Mit-
glied einer Casse des betreffenden Bezirke ist, deren Einrichtungdie Zwecke der Kranken-
pflege und die Bestreitung der Begräbnißkosten einschließt, so ist die obige Verpflichtung
als erledigt anzusehen, dafern vertragsmäßig etwas Anderes nicht festgeseht worden.

So weit derartige Cassen nicht bestehen, haben die Gemeindevorstände auf deren.
Einrichtung in geeigneter Weise hinzuwirken. Die desfallsigen Regulative sind, soweit
die Verpflichtung zur Betheiligung dadurch begründet werden soll, dem Berwal-
tungsamte und durch dieses der Regierung vorzulegen.

Zu §. 81 der Gewerbe-Ordnung.
5

Einrichtungen der in dem §. 81 derGewerbe=Ordnung gedachten Art können nur
auf dom Wege der statutarischen Gesezgebung erfolgen.

Zu s. 84 der Gewerbe-Ordnung.
56.

Zu denjenigen älteren Bestimmungen, die im Widerspruch mit den Grundsätzen
der Gewerbe-Ordnung stehen und somit als aufgehoben zu betrachten sind, gehören
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insbesondere auch mehrere Vorschriften derrevidirten Gemeindeordnung vom 23. April
1858, und zwar:

im Art. 24 die Bestimmungen unter giser 1, insosern das Recht der selbstständi-

genBetreibung jederArt von Nührung nicht mehr Ausschlihlich an den Besit
des Bürger- oder Nichbarrechts geniipft ist.

2) im Art. 25, die Bestimmung im ersten Absatze;
3) im ersten Absatze des Art. 28 die Worte: „und zur Begründung eines

eigenen Nahrungsstandes“;
4) im Art. 38 die Bestimmungen unter Ziffer 1 und im Schlußsatze und
5) die Bestimmungen iln Art. 46.

8. 57.
Rücksichtlich der geschäftlichen Behandlung der durch gegenwärtige Verordnung

betroffenen Gewerbe-Angelegenheiten aus der Residenzstadt Rudolstadt verbleibt es bei
den Competenz-Bestimmungen der Verordnung vom 3. Mai 1858 S. 2 (Ges. Samml.
1858 S. 117) und der Bekanntmachung vom 8. Juli 1858 (Ger. Samml. 1858
S. 178).

Rudolstadt, den 8. Juli 1864.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

o . — —

A.
Formular eines Anmeldescheines.

Dem N. N. (Name des Anmeldenden) aus N. N. (Heimathsortdes Anmelden=
den) wird hierdurch bescheinigt, daß berselbe seine Absscht, in N. X. (Angabe des
Ortes) sein Gewerbe als

(Bezeichnung des Gewerbes)
zu betreiben, nach §.5der Gewerbe-Ordnung vom 8. April 1864 angemeldet hat
und daß der Ausführung dieses Vorhabens ein gesetzliches Hinderniß nicht entgegen-
steht.

(On.) (Datum.) (Siegel.)
(Unterschrift der Behörde.)

— —
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Formular zur Liste der Anmeldungen.

I1. 2* r v 4 .s * 2
 z:unedes J2 -.
Ei Eg Assililtlecldca BE HZEE THE DWWMY Besondere
2# # Zzs see 52 Mnmmeweischei Bemerkungen.
* 52 den. # 7“ ½2 mmeldescheines. 9

In der letzten Rubrik ist unter anderen zu bemerken:
bei Gewerben, die einen Befähigungsnachweis verlangen, das Datum und die

nähere Bezeichnung des Prüfungszeugnisses;
bei Personen, welche schon ein anderes Gewerbe betreiben, oder welche ihr Ge-

werbe geändert haben, der Hinweis auf jedes andere Gewerbe oder die
frühere Anmeldung;

bei Personen, welche aus einem anderen Orte des Inlandes oder Auslandes kom-
men, der Hinweis darauf, und bei Ausländern auf die nach dem §. 19 der
Gewerbe= Ordnung erforderliche Nachweisun;

bei Anmeldungen von Zweiggeschäften der Sih und der Inhaber des Hauptge-
schäfts. Angezeigte Stellvertreter, Pachter und Geschäftsführer sind ebenfalls
zu bemerken.
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C.
Formularzu einem Arbeitsbuche.

Dieses Arbeitsbuch enthält ... paginirte Seiten.
N#

Arbeitsbuch
ür

N. N. (Vor- und Zunamen.)

Gewerbe:
Geburts- und Heimathsort:
Alter:
Statur:
Haare:
Augen:
Besondere Kennzeichen:
Eigenhändige Namensunterschrift des Inhabers:

Hinweisung auf das nach §F. 74 der Gewerbe-Ordnung etwa beigebrachte Lehr-
zeuguiß mit Angabe des Namens der Lehrherren, der Lehrzeit und des Urtheils des
Lehrherm über die während der Lehre erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten, sowie
über das Betragen des Lehrlings.

Bemerkungen über Beschränkung der Reiselegitimation wegen noch bestehender
Militairdienstpflicht des Buchinhabers und dergleichen.

Ort und Datum.

Behörde.
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 XXIII Gesetz,
die für den Wegfall innungsmäsiger Verbictungsrechte zu leistende Ent-

schadigung betr., vom 9. Juli 1864.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg r.
verordnen im Anschlusse an die Bestimmung des §F. 43 der Gewerbe-Ordnung vom
8. April d. J. über Aufhebung der Verbietungsrechte der Innungen auf Antrag
Unseres Ministeriums sowie mit Beirath und Zustimmung des getreuen Landtages, wie
olgt:

1p S. 1.

Für den Wegsall der nach F. 43 der Gewerbe-Ordnung aufgehobenen, aus dem
Innungsverbande herrührenden Verbietungsrechte wird eine Entschädigung dann ge-
leistet, wenn und insoweit das Verbietungsrecht nach den verfassungsmäßig bestätigten
Innungs-Artikeln neben dem Zunftmeisterrechte den Besitz einer dinglichen Gewerbe-
berechtigung erforderte (cel. §. 3 des Hypothekengesezes vom 6. Juni 1856).

Die Entschädigung erfolgt an die rechtlichen Inhaber der mit dem Verbietungsrechte
verbundenen dinglichen Gewerbeberechtigung und wird aus derStaatscasse geleistet.

8. 2.
Die Inhaber solcher Verbietungsrechte haben dieselben bei Verlust des Anspruches

auf Entschädigung bis zum 1. April 1865 bei demjenigen Verwaltungsamte anzumel-
den, innerhalb dessen Bezirks die Innung, mit welcher jene Verbietungsrechte im
Zusammenhange stehen, ihren Sitz hat.

Zu dieser Anmeldung sind auch diejenigen befugt, welche ein im Hypotheken-
Buche eingetragenes oder vorgemerktes Recht an der Gewerbeberechtigung haben.

8. 3.
Das Verwaltungsamt hat über das behauptete Verbietungsrecht den von dem

Finanzcollegio zu bestellenden Vertreter des Staats-Fiskus zu hören, auch die sonst er.
sorderliche Erörterung anzustellen, alsdann aber zu entscheiden, ob und in wie weit das
angemeldete Verbietungsrecht sich zur Entschädigung eigne. Gegen diese Entscheidung
steht allen Theilen binnen zehntägiger Nothfrist Berufung auf den endgültigen Aus-
spruch der Regierung zu.

Dem Anmelder insbesondere steht aber auch statt des erwähnten Rechtsmittels
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binnen gleicher Frist die ebenfalls bei dem Verwaltungsamte anzumeldende Berufung
auf Entscheidung derStreitfaage im Rechtswege zu. Leßteren Falles ist die Klage
bei deren Verlust binnen einer weiteren unerstreckbaren Frist von sechs Wochen von
Ablauf der Berufungs-Einwendungofrist an gerechnet bei dem zuständigen Gerichte
einzureichen und dann die etwa von dem Entschädigungsverpflichteten an die Regie-
rung eingewendete Berufung im Rechtswege mit zu erledigen.

8. 4.
Gegenstand der Entschädigung ist lediglich das Verbietungsrecht.
Als Maßstab für die Entschädigung dient der Kanfwerth der mit dem Verbie-

tungsrechte verbundenen Gewerbeberechtigung zur Zeit des Wegfalles des Verbietungs,
rechtes dergestalt, daß

a) bei Verbietungsrechten, welche den Mitgliedern einer geschlossenen, der Mehrung
oder Minderung nicht unterworfenen Innung zustanden, zwei Drittheile des
Verkaufswerthes der Gewerbeberechtigung,

h) bei Verbietungsrechten, welche den Mitgliedern einer, der Mehrung oder Minde-
rung unterliegenden Innung gebührten, die Hälfte des Verkaufswerthes der
Gewerbeberechtigung

auf das zu entschädigende Verbietungsrecht gerechnet werden.

8. 5.
Sobald über die angemeldeten Verbietungörechte derselben Art und desselben Ortes

im Verwaltungswege entschieden ist, ob und in wie weit sie zur Entschädigung sich
eignen und dieselben ganz oder theilweise als dazu geeignet anerkannt sind, hat das
Vervaltungsamt zur Ermittelung der Entschädigungssumme nach den Bestimmungen
des §. 4 zu schreiten.

Im Falle über die Entschädigungsberechtigung einzelner Verbietungsrechte gericht-
liche Prozesse schweben (§. 3.), ist deshalb diese Ermittelung hinsichtlich der übrigen
als zur Entschädigung geeignet anerkannten nicht auszusetzen.

Bei Ermittelung des Kaufwerthes der Gewerbeberechtigungen ist zunächst der
Durchschnitt der Preise, welche während der letzten zwanzig Jahre für Gewerbebe-
rechtigungen derselben Art undin demselben Orte bei Veräuherungen gezahlt, bei Erb-
theilungen oder bei gerichtlichen Würderungen angenommen worden, als Anhalt zu
benutzen, hierbei aber der Werth der darunter etwa mit begriffen gewesenen Grund.
stücke, Geräthschaften und soustigen Gegenstände zu kürzen.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXV. 25
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Aus den für einzelne Gewerberechtigungen zu ermitteln gewesenen Werthssummen
ist die Durchschnittssumme als Grundlage für die wegen sämmtlicher in Betracht kom-
mender Verbietungsrechte zu gewährende Entschädigung anzunehmen, ohne Rücksicht
darauf, daß für einzelne Gewerbeberechtigungen deren Werth nicht hat festgestellt werden
können. Ebenso ist, wenn der Werth nur Einer Gewerbeberechtigung zu ermitteln
gewesen ist, dieser für die sämmtlichen Verbietungsrechte maßgebend.

Fehlt es an den oben angegebenen Anhaltepunkten für die Werthsermittelung, so
ist der Verkaufswerth durch Würderung von drei zu vereidenden Sachverständigen fest-
zustellen. Von diesen Sachverständigen benennen die anerkannten Entschädigungsbe-
rechtigten insgesammt, nach Stimmenmehrheit, Einen, der Vertreter des Staats-
Fiskus den Zweiten und das Verwaltungsamt den Dritten.

Auf das Verwaltungsamt geht das Recht zur Erwählung des betreffenden Sach-
verständigen dann über, wenn die den Parteien zu setzende Frist zu Bezeichnung eines
Sachverständigen nicht eingehalten wird.

Als Würderungssumme gilt der aus den Taxgen der drei Sachverständigen ge-
zogene Mittelpreis, dafern dieselben über eine gemeinschaftliche Taxe sich nicht ver-
ständigen können.

S. 6.
Bei Feststellung der Entschädigung für solche Verbietungsrechte, die mit den

von der Domainen-Verwaltung verliehenen Fleischbänken verbunden waren, ist von
der nach §§. 4 und 5 zu berechnenden Summe zu Gunsten des Domanialvermögens
ein Betrag zurückzurechnen, welcher dadurch gefunden wird, daß man die von der
Domainen-Verwaltung nach einem 100 jährigen Durchschnitt bezogene Jahresein-
nahme an Kauf- und Lehngeld mit dem 15 fachen Betrage zu Capital erhebt. Diese
Berechnung wird für jeden Ort, in welchem solche Fleischbänke vorhanden sind, be-
sonders aufgestellt.

8. 7.
Ueber das Ergebniß der nach §. 5 und 6 vorgenommenen Werthsermittelung

hat das Verwaltungsamt die Berechtigten, sowie den Vertreter des Staats-Fiskus
zu hören. Gelingt es demselben dabei nicht, unter den Betheiligten über die Höhe
des zu gewährenden Entschädigungs-Kapitals eine Vereinigung herbeizuführen, zu
welcher es der Zustimmung etwaiger hypothekarischer Gläubiger oder anderer Real. Be-
rechtigter nicht bedarf, so ist von demselben hierüber geeigneten Falles nach ctwaiger
Vervollständigung der vorgenommenen Werthsermittelungen zu entscheiden.
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Gegen diese Entscheidung ist binnen zehntägiger Nothfrist Berufung auf den als-
dann endgültigen und im Falle der Berufungseinwendung auch nur von einem Theile
der Entschädigungsberechtigten für die Gesammtheit maßgebenden Ausspruch der Re-
gierung oder von Seiten der Entschädigungsberechtigten auf die Entscheidung im
Rechtswege nachgelassen. Letteren Falles ist förmliche Klage binnen sechswöchentlicher
ausschließlicher Frist, vom Tage des Ablaufes der Berufungseinwendungsfrist an ge-
rechnet, einzureichen und dann die von dem Vertreter des Staats-Fiskus an die
Regierung etwa eingewendete Berufung, soweit dieselbe denjenigen Berechtigten betrifft,
welcher Klage erhoben hat, im Rechtswege mit zu erledigen.

8. 8.
Hinsichtlich derjenigen Berechtigten, deren Verbietungsrechte als zur Entschädi-

gung geeignet im Rechtswege anerkannt werden (§. 3), findet nach Beendigung des
Prozesses das im §. 6 angeordnete Verfahren gleichfalls, jedoch mit der Maßgabe
Statt, daß im Verwaltungswege die für nicht streitig gewesene Gewerbeberechtigungen
festgestellten Werthsbeträge auch für die nachträglich zur Entschädigung gelangenden
Berechtigungen gelten.

S. 9.
Von der endlichen Feststellung der Entschädigungs-Kapitale überhaupt hat das

Verwaltungsamt den Vertreter des Staats-Fiskus zu benachrichtigen.

8. 10.
Das festgestellte Entschädigungs-Kapital tritt allenthalben an die Stelle des

weggefallenen Rechts.
8. 11.

Das Entschädigungs-Kapital wird den Berechtigten von dem Tage an, an welchem
die Gewerbe-OrdnunginKraft tritt, bis zur Auszahlung mit 37 Procentjährlich verzinst.

" 8. 12.

Pachter von Gewerbeberechtigungen, mit denen zur Zeit des Pachteinganges ein
der Entschädigung unterliegendes Verbietungsrecht verbunden war, haben an den Ver-
pachter auf die Dauer der Pachtung nur einen Anspruch auf Gewährung der Zinsen
von dem gesammten Entschädigungs-Kapilal.

Dem Pachter ist jedoch auch gestattet, das ganze Pachtverhältniß aufzulösen; nur
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muß dann die deßfallsige Erklärung längstens vier Wochen vor Einführung der Ge-
werbe-Ordnung erfolgen.

" 8. 13.

Sind an dem Rechte oder an den Grundstücken, mit welchen das Verbietungs-
recht verbunden ist, Hypotheken oder andere der Einzeichnung im Hypotheken-Buche
unterliegende Rechte eingekragen, oder doch vorgemerkt, so sind die Entschädigungs-
Kapitale der Hypothekenbehörde zu überweisen, die das Interesse der Real-Gläubiger
nach Maßgabe des §. 34 des Ablösungsgeseßes vom 27. April 1849 (Ges. Samul.
1849 S. 101) wahrzunehmen hat.

Haften auf dem Rechte oder auf dem Grundstücke, mit welchem ein solches Recht
verbunden ist, Real-Lasten oder Ablösungs-Renten für frühere Real-Lasten oder
andere Abentrichtungen, so sind die desfallsigen Berechtigten befugt, die Aufhebung
jenes Verhältnisses und die Befriedigung aus den für den Wegsall der Verbietungs.
rechte ermittelten Entschädigungs-Kapitalen zu verlangen. Kamn jedoch der Ver-
pflichtete nachweisen, daß die gedachten Lasten dem Grundstücke schon vor der Ver-
bindung der Gewerbeberechtigung mit demselben aufgeruht haben, so kann der Be.
rechtigte aus dem Wegfalle des Verbietungsrechte einen Anspruch auf Ablösung nicht
ableiten.

8. 14.
Die Verhandlungen bei den Verwaltungsbehörden sind sportelfrei. Die noth-

wendigen Verläge werden aus der Verwaltungscasse dieser Behörden bestritten.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstl.
Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 9. Juli 1864.

(L. S.) Friedrich Günther, JF. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelbodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg Rudolstadt.

Dreheehntes su#n vom —

 XXIV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 5. August 1864, die Ertheilung von Gewerbelegitimations-Karten für

Handelsreisende betreffend.
Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die laut Ziffer 2 der

diesseitigen Bekanntmachung vom 8. Januar d. J. (Ges. Samml. Seite 15) im König-
reiche Sachsen zeither bestandene Beschrankung, wornach Handelsreisende, welche für
mehr als ein Handels oder Fabrikhaus Aufträge besorgen, nicht abgabenfrei zuge-
lassen wurden, aufgehoben worden ist.

Rudolstadt, den 5. August 1864.

FJürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Fürftll. Schw. Rudolst. Gesehsamml. XXV. 26
Ausgegeben in Nudolstadt den 3. September 1664.
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X. XXV. Gesetz
vom 19. August 1864, betteffend die Ergänzung des Hppothekengesetzes.

Wir Friedrich Günthenr, von Gottes Guaden Fürst zu Schwazzburg r.
verordnen zur Ergänzung des Hypothekengesetzes vom 6. Juni 1856 (Ges. Samml.
1856 Seite 173 fl.) auf Antrag Unseres Ministeriums, sowie mit Beirath und Zu-
stimmung Unseres getreuen Landtages, was folgt:

S. 1.
Sollen Hypothekenrechte im Hypothekenbuche cedirt oder gelöscht werden und der

jehige angeblich rechtmäßige Inhaber der Hypothekenforderung ist außer Stande, sich
als solcher durch gerichtliche oder notarielle Urkunden zu legitimiren, so sind, wenn
zuvor die sonstigen Beweismittel für die Rechtmäßigkeit seines Anspruchs, insbesondere
auch der betreffende Hypothekenschein, der Hypothekenbehörde vorgelegt worden sind,
von dieser auf desfallsigen Antrag mittelst Edictalladung alle diejenigen, welche An-
sprüche auf die Forderung und die damit verbundenen Hypotheken zu haben vermeinen,
unter Auberaumung eines peremtorischen Termins bei Androhung des mit der Termins-
versäumniß verbundenen Nachtheils, daß sie mit ihren Ansprüchen ausgeschlossen und
der jetzige angeblich rechtmäßige Inhaber der Forderung für den wirklich rechtmößigen
Inhaber derselben und der damit verbundenen Hypotbek erklärt und als solcher in das
Hypothekenbuch eingetragen bezüglich die Hypothrk gelöscht werden solle, zur Anmeldung
ihrer Ansprüche aufzufordern.

Wegen der Terminsfrist und der Bekanntmachung der Edietalladung, je nachdem
der Betrag der Forderung nur die Summe von 175 Fl. = 100 Thlr. erreicht oder
dieselbe übersteigt, sowie wegen des ohne Ungehorsamsbeschuldigung stattfindenden Ein-
tritts der angedrohten Rechtsnachtheile, gelten die Vorschristen im §. 86 des Hypotheken-
Gesetzes vom 6. Juni 1856.

8. 2.
Meldet sich in dem anberaumten Termine Niemand, so ist der jetzige angeblich

rechtmäßige Inhaber der Forderung nunmehr mittelst Erkenntnisses für den rechtmäßigen
Inhaber zu erklären und als solcher in das Hypothekenbuch einzutragen, auch hiernach
zu Cessions- und Löschungs-Erklärungen befutz.
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Meldetsich im Edictaltennine Jemand, welcher einen Anspruch auf die fragliche
Hypothekensorderung erhebt, so hat die Hypothekenbehörde denselben unter Festsetzung
einer Gwöchigen Frist zur Geltendmachung seines Anspruchs im förmlichen Rechtswege
bei Strafe des Ausschlusses anzureisen.

Witdewinkehung in den vorigen Stand gegen die Versäumniß der Anmeldungfindet nicht statt.
ustundlich inter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen

Insiege* geschehen
Schwarzbur, den 19. August 1864.

(I. S.). Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Bamberg.

 XVI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 19. August 1864, die Aenderung und Ergänzung des Regulativs über

die zollamtliche Behandlung der mit den Fahrposten über die Gränzen
des Zollvereines eingehenden Waaren betreffend.

In Gemähhcit getroffener Vereinbarungen unter den Regierungen des Zoll= und
Handels-Vereines werden nachstehende Neuderungen und Ergänzungen des unterm
27. December 1833 publieirten Regulativs über die Behandlung der über die Gränzen
des Gebietes des Gesammt-Zoll-Vereines mit den Fahrposten eingehenden Waarenin
Bezug auf Zollverfassung hierdurch auf höchsten Befehl zur Nachachtungbekanntgemacht.

Zu §. 1.
Waarenproben und Muster, welche unter Kreuzband oder in solcher Weise

verpackt, daß über den Inhalt kein Zweifel stattfinden kann, von einem ausländischen
Aufgabeorte mit der Briefpost versendet werden und mittelst der Staatsposten oder der
Fürstl. Thurn und Taxisschen Lehnspost vom Auslande eingehen, sind, wenn ihr
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Gewicht 3 Loth oder mehr, jedoch nicht über 15 Loth Zollgewicht beträgt, von de
Vorschrift, nach welcher derglcichen Sendungen mit einer Inhaltserklärung begleiter
sein müssen, auszunehmen, der zollamtlichen Verabfertigung an der Gränze nicht
zu untenverfen und erst der Zollabfertigungsstelle für den Beslimmungsort von der
Postbehörde zur Revision und Abfertigung vorzuführen, während Sendungen von
weniger als 3 Loth nach wie vor von der Zollabfertigung befreit bleiben. (Gesetz-
sammlung vom Jahre 1856, Seite 70).

Zu S. 2 und 3.
Die nach Ziffer V. im zweiten Absaßze und nach Ziffer VI. der fünsten Abtheilung

des Vereins-Zolltarifs (Gesetsammlung vom Jahre 1845, Seite 91) zu Gunsten von
Glas, Glaswaaren, Instrumenten, Porcellan, Steingut und kurzen Waaren, so wie
aller sprachgebräuchlich zu den kurzen Waaren zu rechnenden Gegenstände getroffenen
Ausnahmebestimmungen finden auch auf den Postverkehr Anwendung, und zwar
die Ausnahmebestimmung unter Ziffer V. im zweiten Absatze auch in solchen Fällen, wo
die vorgedachten Gegenstände mit anderen Waaren in einem Kollo zusammen ver-
packt eingehen.

Rudolstadt, den 19. August 1864.

Flürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Vierzehates Stöck vom Jahre 1864.

M XXVII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 27. September 1864, die Aufhebung der Uebergangsstelle zu Buttlar

und die Vercinigung derselben mit der Großherzoglich Sächsischen
Steuer-Receptur zu Geisa betr.

Nachdem nach einer Mittheilung der Großherzoglich Sächsischen Staatsregierung
die Aufhebung der Uebergangsstelle zu Buttlar und die Vereinigung derselben mit der
Großherzoglichen Steuer = Receptur zu Geira vom 1. Novemoer v. J. vrs###ossen.
worden ist und in Folge dessen von diesem Zeitpunkte ab für den übergangssteuer-
pflichtigen Verkehr zwischen Vacha und Hünefeld, sowie für die Abfertigung von
Spirituosen mit Bonifications-Anspruch in dieser Richtung nur die Uebergangsstraße
über Geisa nach und von Hünefeld eröffnet bleiben wird, so wird solches hierdurch zur
öffentlichen Kenntnih gebracht. 5n

Rudolstadt, den 27. September 1864.
Fürstl. Schwarzb. Ministerium.

v. Bertrab.

Fürstl. Schw. Nudolst. Gesetsamml. XxXy. 7m
Ausgegeben in Rudolstadt den 5. Revember 1864.
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&amp; XXVIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 30. September 1864, den Gewerbebetrieb von Ausländern im Fürsten-

thuwe und den Verkebr über die Gränze betreffend.
In Hiublick auf I§. 19 und 20 der Gewerbe-Ordnung vom 8. April d. J.

wird hierdurch nach erfolgtem Einvernehmen mit den betressenden Staatsregierungen
zur öffentlichen Kenntnih gebracht, daß wegen des Gewerbebetriebes von Ausländern
unddes Verkehrs über die Gränze zwischen dem hiesigen Fürstenthume und dem Groß-
herzogthume Sachsen= Weimar, den Herzogthümern Sachsen-Meiningen, Sachsen-
Altenburg. Sachsen-Coburg= Gotha. sowie dem Fürstenthume Reuß j. 2. (Gera)
vom 1. October d. J. ab Gegenseitigkeit besteht.

Rudolstadt, den 30. September 1864.

Fürstl. Schwarzb. Ministerlum.
v. Bertrab.

 XXIX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 25. October 1864, die am 8. Derember 1864 stattfindende Volks-

zählung betreffend.
In Gemähheit der unter den Staaten des Zollvereins bestehenden, durch die

Bekanntmachung vom 28. August 1846 (Ges.-Samml. 1846 S.52 ff.) zur öfsentlichen
Kenntniß gebrachten Vereinbarung ist am-3. December d. J. im Fürstenthume eine neue
Volkszählung vorzunehmen, welche in den nächstfolgenden drei Jahren bei der Be-
rechnung der diesseitigen Antheile an den gemeinschaftlichen Zollerträgen zur Grundlage
zu dienen hat.

Mit derselben soll eine Gebäude= und Viehzählung verbunden werden.
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Indem Wir dies zur öffentlichen Kenntniß bringen, machen Wir sämmtlichen

Gemeinde-Vorständen des Landes und den Vertretern der Gutebezirke, durch welche
jene Erhebungen zu bewerkstelligen sind, die strengste Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit,
welche die Wichtigkeit der Sache erfordert, nochmals besonders zur Pflicht. Zugleich
werden noch folgende Anordnungen getroffen:

I.

Auch bei der bevorstehenden Volkszählung sind durchgängig dieselben Grundsatze
zu befolgen, welche die Bekanntmachung vom 28. August 1846 festsetzt.

2.

Die Volkszählung wird dergestalt ausgeführt, daß durch die betreffenden Ge-
meinde-Vorstände und Gutsbezirks-Vertreter am 2. December d. J. in jedes zu der
Gemeinde bezüglich dem Gutsbezirke gehörige Haus eine Hausliste gegeben wird, welche
sämmtliche Haushaltungs-Vorstände hinsichtlich aller zu ihrem Haushalte gehörigen
Bewohner des Hausee am 3. December in Gemäßheit der auf der Liste abgedruckten

Erläuterungen gewissenhast auszufüllen haben.
Am 5. December haben die Gemeindevorstände beingiih Gutébezirks-Vertreterdie ausgesüllten Hauslisten von den Besihern abholen zu lassen.
Die Abholung der Listen ist unnnterbrochen forkzusetzen und möglichst am nämlichen

Tage, in volkreichen Orten aber pãtestens am 6. December, zu beendigen.
Während des Einsammelus ist in jedem Hause sofort die Richtigkeit einer jeden

Liste zu prüsen, auch sind elwa nothwendige Berichtigungen vorzunehnen.
Hierauf sind die eingesammelten, krzüglich berichtigtenListen unverzüglich zu

Onts-bezüglich Gutsbezirks-Listen zusummenzustellen und sind diese nach ihrer Vol-
lendung, mit einem Zeugniß der erfolgten Prüfung und Nichtigkeit versehen, unter
Beifügung sämmtlicher Hauslisten an die Fürstlichen Landraths= resp. Verwaltungs=
Aemter abzugeben.

3.
Gleichzeitig mit den Hauslisten werden die Fragen zu den Erhebungen über die

Gebäude und den Viehstand ausgegeben und nach geschehener schriftlicher Beantwortung
wieder eingesammelt.

Aus denselben sind Orts= und Gutöbezirks-Tabelten über die Privatgebände und
den Viehstand zusammenzustellen und zugleich mit den Bevölkerungslisten und der Be-
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antwortung des Frageplanes über die öffentlichen Gebäude an die Fürstlichen Landraths-
resp. Verwaltungs-Aemter abzugeben.

4.
Die Nehe zu den Ortslisten über die Bevölkerung, die Privatgebäude und den

Viehstand werden den Gemeinde-Vorständen und Verkretern der Gutsbezirke durch
die Fürstlichen Landraths resp. Verwaltungs-Aemter mitgetheilt werden.

5.
Die bei der Volkszählung sowohl als bei der Anfertigung der Ortstabellen über

die Privatgebäude und den Viehstand zu beobachtenden einzelnen Vorschriften werden in
eine besondere Instruction zusammengestellt werden, welche den Gemeinde-Vorständen
und Vertretern der Gutsbezirke ebenfalls durch die Fürstlichen Landraths- resp. Ver-
waltungs-Aemter mitgetheilt werden wird.

. 6.
Von Seiten der Landraths= und Verwaltungs-Aemter sind die Orts- und Guts-

bezirks-Listen sowohl als die Hauslisten einer sorgfältigen Prüfung zu unterwersen und
daraus die Bezirkslisten aufzustellen.

Diese sind alsdann, mit dem Prüfungs= und Nichtigkeits- Atteste versehen, spätestens
bis zum Schluß des Monats Januar 1865 mit Bericht, welcher die nach Befinden
erforderlichen Erläuterungen zu enthalten hat, an die Fürstliche Regierung einzusenden.

Dasselbe gilt von den Gebäude und Viehstandslisten.

Nudolstadt, den 25. October 1864.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg- Rudolstadt.

eüßehntess# vom ’ 1864.

 NNXXX. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung, betreffend die Ermächtigung des hiesigen Fürstlichen
Amtes zur Erörterung und erstiustanzlichen Entscheidung der wegen des Weg-

fallo innungomäßiger Verbictungsrechte hierorts erhobenen Entschädigungs-
ansprüche, vom 12. Nobember 1864.

Unter Bezugnahme auf Unsere Bekanntmachung vom 8. Juli 1858 (Gesetz-
sammlung 1858 Seite 178) wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, baß
mit Höchster Genehmigung auch die Erörkerung und erstinstanzliche Entscheidung der
wegen des Wegfalls innungsmäßiger Verbietungsrechte hierorts erhobenen Entschädi-
gungsamprüche (§. 2 solg. des Gesetzes vom 9. Juli d. J., Ges.-Samml. 1864
S. 158 felg.) demhiesigenFürstlichen Amte übertragen worden ist.

Rudolstadt, den 12. November 1864.

Flrstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesebsamml. XXV. 26
Ausgegeben in Rudolstadt Mittwoch den 23. November 1864.
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&amp; XXXI. MinisterialBekanntmachung
vom 16. November 1864, die gegenseitige Zulassung der von den hiesigen und
Fürstlich Schwarzburg-Sondershäusischen Aichungöbehörden justirten Gewichte

und Waagen im Marktverkehr und beim Hausirhandel betreffend.

In dem Fürstenthume Schwarzburg= Sondershausen ist an Jahrmärkten
den hiesigen Gewerbetreibenden gegenwärtig auch der Gebrauch der von diesseitigen
Aichungsbehörden justirten Gewichte und Waagen gesetzlich gestattet.

In Folge dieser Bestimmung, sowie auf Grund der mit der Fürstlich Schwarz-
burg Sondershäusischen Regierung abgeschlossenen besonderen Uebereinkunft sind
Handelsleute aus dem Fürstenthume Schwarzburg-Sondershausen nicht nur beie
Jahrmärkten ebenfalls mit solchen Gewichten und Waagen zuzulassen, welche das
Stempelzeichen einer Fürstlich Schwarzburg-Sondershäusischen Aichungsbehörde an
sich tragen, sondern es ist auch den Angehörigen beider Staaten gegenseitig ge-
stattet, im kleinen Marktverkehr, namentlich beiWochenmärkten und beim
Hausirbandel sich der von ihren einheimischen Aichungsbehörden justirten Gewichte
und Waagen zu bedienen.

Rudolstadt, den 16. November 1864.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
fur das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Sr#hchute Slan vom ahre.1864.
 NXXIXII. Ministertal-Bekanmemachung

dom 1. December 1864, die Uebereinkunft mit dem Königlich Bayerischen
Gonuvernement, das Trauungörecht bei Eben zwischen Bayerischenr und

Schwarzburg-Rudolstädtischen Unterthanen betreffend.
Nachstehende Ministerial-Erklärung,betreffenddieUebereinkunftmitdem

Königlich Bayerischen Gouvernement wegen des Trauungsrechtes bei Chen zwischen
den beiderseitigen Unterthanen, wird, nachdem solche gegen eine gleichlautende des
Königlich Bayerischen Staaks-Mimisteriums des Königlichen Hauses und des Aeußern
zu München ausgewechselt worpen ist, anmit zur össemilichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 1. December 1864.

Jürstl.Schwarko. Ministerium.Bertrab.

Die Königlich Bayerische Staatsregierung und die Fürstlich Schwarzburg,
Rudolstädtische Staaksregierung haben sich mit der beiderseitigen Allerhöchsten und
Höchsten landesherrlichen Genehmigung betreffs des Rechtes zur Vornahme der
Trauungen bei Verheirathungen zwischen Königlich Bayerischen und Fürstlich Schwarz=
burg= Rudolstädtischen Staatsangehörigen über solgende Grundsätze geeinigt, welche
in den beiderseitigen Staaten fortan zur Anwendung kommen.

Bei ungemischt protestantischen Ehen steht das Recht r Trauung demm des zukünftigen Wohnorms der Brautleute zu. Esistje
2. den letzteren unbenommen, sich mit Einwilligung des sdornot bonchtige

Fürtl. Schw. Rudolst. Gesebsamml. XXV.Ausgegeben in Rudolstadt Mitlwoch den 21. re: 1864.
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Pfarrers, —die gegen Erlegung der herkömmlichen Gebühren niemals verweigert
werden darf. — von einem andern Pfarrer trauen zu lassen:

3. der die Trauung in solchen Fällen vornehmende Pforrer darf nicht eher zum
Trauungsacte selbst schreiken, bevor nicht von dem ausländischen Pfarrer ein Zeug-
niß über die vorschriftsmäßig vollzogene Proclamation beigebracht worden ist.

Endlich sleht
4. den Brautleuten gemischter und ungemischter katholischer Confession, sowie

überhaupt anderer Glaubensgenossen die Wahl frei, die Trauung in der Pfarrei des
Bräutigams oder der Braut vollziehen zu lassen.

Dessen zu Urkunde ist in Folge Höchster Ermächtigung die gegenwärtige Mini-
sterigl · ztlarung ausgefertigt und gegen eine eutsprechende Erklärung des Königlich

Bayerischen Staats-Ministeriums des Königlichen Hauses und des Neußern zu
München ausgetauscht worden.

Rudolstadt, den 3. November 1864.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
(hez) v. Bertrab.

 XXXIII. Berordnung
vom 3. Derember 1864, betreffend den Vorbehalt der Rinden don demn in den

Fürstlichen Waldungen der Fürstlichen Obeeherrschaft erkauften Nuzhölzern.
Mit Höchster Genehmigung Sereoissimi verordnen Wir hiermit zur Vermeidung

von Mißverständuissen für die Fürstlichen Forste der Oberherrschaft wie folßt:
1. Bei dem Verkaufe von Blochen, anderen Nußholzstücken Stämmen und

Stangen in den Fürstlichen Waldungen werden die Rinden insofern sie
den Käufern nicht ausdrücklich zugestanden sind, vorbehalten. Wenn die
Benutzung der Rinden dem Käuftr zugestanden wird, bleibt die Verordnung
vom 15. Januar 1861 in Krast.
Die Modalität der Nutzbarmachung der Ninden bleibt den Füxstlichen Forst-
ämtern überlassen.

Rudolstädt, den 8. December 1864.

Fürstl. Schwarzb. Finanzcolleginm.
v. Ketelhodt.

l

G. Feller.
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Gesetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg. Rudolstadt.

Sichemiezauc S#a vom Jahre 1864.

 MXXXIV. Ministerial-Bekauntmachung
vom 16. December 1864, den Handels-Verkrag mit dem Königreiche Siam

betreffend.

Nachdem der zwischen den Staaten des deutschen Zoll- und Handels-Vereines
und den Großherzogthümern Mecklenburg. Schwerin und Mecklenburg-Steelitz einer.
seits, und dem Königreiche Siam andererseits, unterm 7. Februar 1862 zu Bangkok
abgeschlossene Freundschafts-, Handels- und Schifffahrts-Vertrag allseitig ratificirt
worden ist, so wird dieser Verkrag in der nachstehend abgedruckten deutschen Ueber-
setzung mit dem Bemerken hierdurch bekannt gemacht, daß der im Ariikel 20 desselben
enwähnte Tarif und die nach Artikel 22 festgesetzten Handelsbestimmungen bei der
Fürstlichen Gebeimen-Canzley eingesehen werden können.

Rudolstadt, den 16. December 1864.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Fürfll. Sehw. Rudolst. Gesehsamml. XXV. 30
Ausgegeben in Rudolstadt den 31. December 1864.
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Frenndschafts·, Handels·und Schifffahrls·Vertrag
zwischen

den Staaten des Zollvereines und den Großherzogthümern Mecklenburg· Schwerin
und Mecklenburg-Strelitz einerseits

und

dem Königreiche Siam amdererseits.

Seine Majestät der König von Preußen
sowohl für Sich und in Vertretung der Ihrem Zoll-= und Steuer-Systeme ange-
schlossenen souverainen Länder und Landestheile, nämlich:

Luxemburgs, Anhalt-Dessau-Köthens, Anhalt-Bernburgs, Waldecks und
Pormonts, Lippe's und Meisenheims,

als auch im Namen der übrigen Staaten des Zollvereines, nämlich:
Bayerns, Sachsens, Hannovers, Württembergs, Badens, des Kurfürsten-
thums Hessen, des Großherzogthums Hessen (einschließlich des Amtes Hom-
burg), der Staaten des Thüringischen Zoll- und Handels-Vereines, näm-
lich: Sachsen-Weimar-Eisenachs, Sachsen-Meiningens, Sachsen-Alten-
burgs, Sachsen, Coburg= Gothas, Schwarzburg. Nudolssadto, Schwarz-—
burg. Sondershausens, Reuß älterer Linie und Neuß jüngerer Linie, Braun-
schweigs, Oldenburgs, Nassaus und der freien Stadt Franksurt,

sowie
die Großherzogthümer Mecklenburg= Schwerin und Mekklenburg-Strelitz

einerseits, und

Ihre Majestäten
Phra Bard Somdetsch Phra Paramendr Maha Mongkut, Phra

Chom Klan, Chau In Hua, der erste König von Siam,
Phra Bard Somdetsch Phra Pawarendr Rame#sr Mahiswareêr,

Phra Pin Klau Chau In Hua, der zweite König von Siam,
andererseits,
von dem aufrichtigen Wunsche beseelt, freundschaftliche Beziehungen zwischen den vor-
gedachten Staaten und Siam zu begründen, haben beschlossen, solche durch einen
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gegenseitig vortheilhaften und den Unterthanen der Hohen vertragenden Mächte nütz-
lichen Freundschafts= und Handels-Vertrag zu befestigen.

Zu dem Ende haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt:
Seine Majestät der König von Preußen:

den Kammerherrn Friedrich Albrecht Grafen zu Eulenburg, Allerhöchstihren
Augerordentlichen Gesandten und Bevollmächtigten Minister, Ritter des Rothen
Adler-Ordens drikter Klasse mit der Schleise, Ritter des Johanniter-Ordens
u. s. w.

und

Ihre Majestäten der erste und zweite König von Siam:
Seine Königliche Hoheit den Prinzen Krom-ma Luzang Wongsa Ti-taat

Senenir,
Seine Excellenz Tschaupraja Sisuriwong Samuha Prakralahoom,

Oberbefehlshaber der Truppen und General-Gouverneur der südwestlichen Pro-
vinzen, »

Seine Excellenz Tfchaupraja Rawiwong Maha Kosatibodi, Minister der
auswãrtigen Angelegenheiten und General-Gouverneur der Ostküste des Golfs
von Siam,

Seine Excellenz Tschaupraja Jommerat, Gouvemeur der Stadt Bangkok und
ihrer Umgebungen,

Selac Extellenz Praja Montri Prakralahoom Fainiie, General-Gouwer=
nrur der nördlichen Provinzen,

welche, nachdem sie ihre Vollmachten sich mitgetheilt und solche in guter und ge ·
höriger Form besunden haben, über nachstehende Artikel übereingekommen sind:

Artikel 1.

Zwischen den kontrahirenden Deutschen Staaten einerseits und Ihren Maje-
stäten dem ersten und zweiten Könige von Siam, Ihren Erben und Nachfolgern
andererseits, sowie desgleichen zwischen den beiderseitigen Staatsangehörigen soll
dauernder Friede und unwandelbare Freundschaft bestehen.

Die beiderseitigen Unkerthanen sollen in den Gebieten des auderen Theils
vollständigen Schub für Person und Eigenthum genießen.

Es soll den Unterthanen und Schiffen der Hohen vertragschließenden Mächte
30“



178 1864.

vollkommene Freiheit des Handels und der Schifffahrt in jedem Theile ihrer beider-
seitigen Gebiete zustehen, wo immer Handel oder SchifffahrtdenAngehörigenoder
Schiffen der am meisten begünstigten Nation gegenwärtig gestattet ist, oder künftig
Gestattet werden möchte.

Artikel 2.
Die Hohen vertragschließenden Theile erkennen sich gegenseitig das Recht zu in

den Häsen und Städten ihrer respektiven Staaten General-Konsuln, Konsuln, Viee-
Konsuln und Konsular-Agenten zu bestellen, und sollen die envähnten Beamten die-
selben Vorrechte, Freiheiten, Besugnisse und Befreiungen genießen, derensich die be-
treffenden Beamten der meistbegünstigten Nation jetzt oder künftig erfreuen möchten.
Indessen sollen gedachte Consular= Beamte ihre Funktionen nicht eher antreten dürfen
als bis sie das Exequatur der Landesregierung erhalten haben. Die Deutschen kon-
trahirenden Staaten werden für jeden Hafen oder jede Stadt nicht mehr als einen
Kor)ular-Beamten ernennen. Für diejenigen Orte aber, an welchen sle einen Gene.
ral-Konsul oder Konsul bestellen, sollen sie berechtigt sein, außerdem noch einen
Vice= Konsul oder Konsular-Agenten zur Vertretung des General-Kousuls oder
Konsuls in Abwesenheits= oder Behinderungsfällen zu ernennen. Vice-Konfuln oder
Konsular-Agenten können auch von den ihnen vorgesetzten General-Konsuln oder
Konsuln ernannt werden.

Der Deutsche Konsular-Beamte soll die Interessen der in Siam ansässügen
oder daselbst ankommenden Unterthanen der kontrahirenden Deutschen Staaten unter
seinem Schutze, seiner Aufsicht und seiner Kontrolle haben. Er soll sowohlsichselbst
allen Bestimmungen dieses Vertrages gemäß verhalten, als die Beobachtung derselben
von Seiten Deutscher Unterthanen erwirken. Deegleichen soll er alle Verordnungen
und Vorschriften bekannt machen und gehörig zum Vollzuge bringen, welche zur
Nachachtung Deutscher Staatsangehörigen für die Art und Weise ihres Geschäfts-
betriebes und für die gehörige Befolgung der Landesgesetze bereits erlassen sind,
ouder noch erlassen werden möchten.

In Fällen der Abwesenheit eines Konsular-Beamten der Deutschen kontra-
hirenden Staaten können Siam besuchende oder daselbst sich aufhaltende Unterthanen
dieser Staaten die Vermitkelung des Konsuls einer befreundeten Nalion in Auspruch
nehmen, oder auch sich direkt an die Landesbehörden wenden, die dann die nöthigen

Vorkehrungen treffen sollen, um den betreffenden Deutschen Angehörigen alle Vor-
stheile des gegenwärtigen Verkrages zu sichern.
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Artikel 3.

Den Unterthanen der kontrahirenden Deutschen Staaten, welche Siam besuchen
oder dort ihren Wohnsitz nehmen, soll die freie Ausübung ihrer Religion gestattet,
und sie sollen befugt sein, an solchen geeigneten Orten, wo ihnen hierzu von den
Siamesischen Behörden die Erlaubniß gegeben wird, Kirchen zu erbauen. Eine solche
Erlaubniß soll nicht versagt werden dürfen, ohne daß hinreichende Gründe dafür
angeführt werden.

Artikel 4.

Unterthanen der kontrahirenden Deutschen Staaten, die im Königreiche Siam
sich aufszuhalten wünschen, müssen sich auf dem Deutschen Konsulate einzeichnen lassen,
von welcher Einzeichnung den Siamesischen Behörden Abschrist mitzutheilen ist. So
oft ein Unterthan eines der kontrahirenden Deutschen Staaten sich in einer Sache
an die Siamesischen Behörden wenden will, hat er sein Gesuch oder seine Reklamation
vorab dem Deutschen Konsular-Beamten vorzulegen, und soll dieser die Eingabe,
wenner sie begründet und anständig abgefaßt findet, befördern, anderenfalls aber
den Inhalt entsprechend abändern.

Anikel 5.

Unterthanen der kontrahirenden Deutschen Staaten, die in Siam ihren Wohn.
üitz aufschlagen wollen, dürsen dieses vorerst uur in der Stadt Bangkok oder inner-
halb eines Bezirkes thun, dessen Grenzen, überelnstimmend mit den Festsetzungen
der übrigen zwischen Siam und den fremden Mächten geschlossenen Verträge, fol-
gende sind: E

Im Norden: der Bangputsa-Kanal, von seiner Mündung in den Tschaupja-
Fluß bis an die alten Mauern der Stadt Lopburi und eine gerade Linie von dort
bis zum Landungsplahe Pragnam am Frusse Passack in der Nähe der Stadt Sa-
rabburi.

Im Osten: Eine gerade Linie vom Landungsplatze Pragnam bis nach dem
Zusammenflusse des Klongkut-Kanals mit dem Flusse Bangpakong, und dieser Fluß
bis zu seiner Mündung. Auf dem Küstenstrich zwischen dem Bangpakong und der
Insel Simaharadschah soll es Deutschen Unterthanen freistehen, sich an allen Orten
niederzulassen, die nicht mehr als vier und zwanzig Stunden von Banugkok ent.
fernt sind.
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Im Süden: die Insel Simaharadschah, die Silschang= Inseln und die Mauern
von Pétschaburi.

Auf der Weslseite des Golfs sollen sich Deuische Unterthanen in Petschaburia
und von dort bis zum Meklong Flusse überall innerhalb einer Entfernung von vier
und zwanzig Stunden von Bangkok niederlassen dürfen. Von der Mündung, des
Meklong an soll dieser die Grenze bilden bis zur Stadt Raatpuri, dann eine gerade
Linie von Raatpuri nach Sapannaburi und von dort nach der Mündung des Bang-
putsa-Kanals in den Tschaupja-Fluß.

Indessen dürfen Deutsche Angehörige auch außerhalb dieser Grenzen ihren
Wohnsit nchmen, sobald sie hierzu die Erlaubniß der Siamesischen Behörden erhalten.

¼.AllenUnterthanen der kontrahirenden Deutschen Staaten stehl es frei, im hanzen.
Königrüche Siam zu reisen, Handel zu treiben und Waaren, die nicht verboten sind,
zu kaufenoder zu verkaufen, von wem oder an wen sie wollen. Sie sind nicht ver-
pflichtet, von Beamten oder solchen, die im Besitze eines Monopols sind, zu kaufen.

oder an dieselben zu verkaufen, und es ist Niemandem gestattet. sie in ihren Handels-
geschäften zu behindem oder zu senriikel 6. ««"Die Siamesische Regierung i-ircnn —me keinetlei Hinder.
nisse in den Weg legen, Siamesische Unterthanen, in welcher Eigenschaft es auch
sei, in Dienst zu nehmen. Wenn jedoch ein Siamesischer Unterthan irgend einem
besonderen Herm angehört oder Dienste schuldet, so darf er sich bei einem Deutschen
Angehörigen ohne die —tines Herm nicht verdingen. Hat er es deu-
noch geth#n, so ist das Dienstberhältniß w#n in dem Dienstvertrage nicht eine noch
kürzere Frist verabredet worden ist, oder der Deuische Angehörige den Siamesischen
Diener nicht sogleich entlassen will, als nur auf drei Monate eingegangen anzusehen,
und ist der Deutsche Angehörige verpflichtet, während dieser Zeit zwei Dritttheile des
bedungenen Lohnes nicht an den Siamesischen Diener, sondern an denjenigen zu
zahlen, welchem Letzterer angehört oder Dienste schuldet.

Wenn Siamesen, die im Dienste eines Deutschen Unterthanen stehen, die
Siamesischen Gesehe übertreten, oder wenn Siamesische Verbrecher oder Flüchtlinge
bei einem Deutschen Unterthanen in Siam ihre Zuflucht suchen, so soll, auf erfolg-
ten Nachweis ihrer Schuld oder ihres Fluchtversuches, der Deutsche Konsular-Be-

amte, iztbt nöthigen Maßregeln ergreisen, umdie Auslieserung derselben an die Siame“
*lKhthin zu bewerkstelligen.
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il Artikel 7.

Unterthanen der kontrahirenden Deutschen Staaten sollen nicht wider ihrenie im Königreiche Siam zurückgehalten werden däürfen, es sei denn, die Sia-
mesischen Behörden könnten dem Deutschen Kousular-Beamten darthun, dah recht-
mäßige Gründe für ein solches Verfahren vorliegen.

Innerhalb der durch Artikel 5 dieses Vertrages fesigestellten Grenzen sticht es
den Unterkhanen der Deutschen kontrahirenden Staaten frei, ohne Hinderung oder
Aufenthalt irgend welcher Art zu reisen, vorausgesetzt, daß sie im Besiye eines vom
Konsular-Beamten unterzeichneten Passes sind, der in Siamesischer Sprache Namen,
Gewerbe und Personal-Beschreibung des Reisenden enthält und von der zuständigen
Siamesischen Behörde gegengezeichnet ist.

Sollien sie über die besagten Grenzen binauszugehen und im Innern des König-
reichs Siam zu reisen wünschen, so müssen sie sich einen, auf Ansuchen des Konsular-
Beamten ihnen zu ertheilenden Paß der Siamesischen Behörden verschaffen, und darf
solcher Paß niemals verweigert werden, es sei denn mit Zustimmung des Konsular-Be-
amten der Deutschen kontrahirenden Staaten.

Artikel 8.
unterthanen der Deutschen kontrahikinden Stäaten dürfen innerhalb der im Artikel

5bezeichneten Grenzen Ländereien vder Pflanzungen kaufenSndverkaufen,pachtenoder
verpachten, auch Häuser bauen, miethen, tzufen vber vermiethen und verkaufen. Je-doch steht die Besugniß

1) auf dem linken Flußufer innerhalbder eigentlichen Stadt Bangkok und auf dem
Terrain, welches zwischen den Stadtmauern und dem Kanal Klong= padung-
krung krasem gelegen ist, und

2) auf dem rechten Flußufer zwischen den Punkten, welche der Abzweigung des Ka-
nals Klong padung-krung krasem vom Fluß und der Wiedereinmündung des-
selbenin den Fluß gegenüberliegen, bis auf eine Entfernung von wei Englischen
Meilen vom Flusse,

Grundbesitz zu erwerben, nur denjenigen zu. welche eine besondereErlaubuiß doju von
der Siamesischen Regierung erhalten haben, oder bereits zehen Jahre in Stam wohilen.
Umin den Besit solchen Grundeigenkhums zu gelangen, können die Deutschen Staats-
angehörigen durch den Konsular-Beamten ein Ansuchen an die Siamesische Regierung
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richten, worauf diese einen Beamten erneunen wird, der gemeinschaftlich mit den Kon-
sular-Beamten den Betrag der Kaussumme der Billigkeit gemäß bestimmen und festsetzen,
und die Grenzen des Grundstücks ziehen und fixiren soll. Die Siamesische Regierung
wird dann das Eigenkhum an den Deutschen Käufer übertragen. Alles Grund-
eigenthum Deutscher Unterthanen wird unter dem Schutze des Distrikts-Gouverneurs
und der betreffenden Lokal-Behörden slehen, der Eigenthümer aber hat sich in ge-
wöhnlichen Angelegenheiten allen ihm durch dieselben zugehenden ordentlichen An-
weisungen zu sügen und ist den nämlichen Steuern unterworfen, als die Unterthanen
oder Bürger der meistbegünstigten Nation.

Unterthanen der Deutschen kontrahirenden Staaten sollen ferner überall in Siam
nach Minen zu schürfen und solche zu eröffnen die Befugniß haben, und sobald die ge-
börigen Nachweise geliefert werden, soll der Konsular-Beamte in Verbindung mit den
Siamesischen Behörden die geeigneten Bedingungen und Bestimmungen festsetzen, damit
die Minen bearbeitet werden können. Ebenso sollen, nachdem in gleicher billiger Weise
die diesfallsigen Bedingungen und Bestimmungen zwischen dem Konsular-Beamten
und den Siamesischen Behörden verabredet worden sind, Deutsche Unterthanen auch
jede Art von Fabrik= Geschäft anlegen und betreiben dürfen, welches den Gesetzen nicht
zuwiderläuft.

Artikel 9.
Wenn ein im Königreiche Siam dauernd oder vorübergehend sich aufhaltender

Unterthan eines der ionchiuenen Deutschen Staaten gegen einen Siamesen Grund zu
klagen oder irgend einen Anspruch zu machen hat, so soll er seine Beschwerde zunächst
dem Deutschen Konsular-Beamten vorlegen, und dieser, nach geschehener Prüfung der
Sache, dieselbe gütlich auszugleichen suchen. Ebenso soll der Konsular-Beamte, wenn
ein Siamese eine Klage gegen einen Deutschen Angehörigen hat, dieselbe anhören und
ein gütliches Abkommen zu treffen bemüht sein; sollte in solchen Fällen eine gütliche
Einigung aber nicht herbeizuführen sein, soll der Konsular-Beamte sich an den kompe-
tenten Siamesischen Beamten wenden, und beide sollen dann, nach gemeinschaftlicher
Prüfung der Sache, der Billigkeit gemäß entscheiden.

Artikel 10.

In Siam verübte Verbrechen oder Vergehen sollen, wenn der Thäter ein Unter-
than eines der kontrahirenden Deutschen Staaten ist, durch den Konsular-Beamten den
betreffenden Deutschen Gesetzen gemäß bestraft, oder der Schuldige soll zur Bestrafung
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nach Deutschland geschickt werden. Ist der Thäter ein Siamese, so soll er nach den Ge-
setzen seines Landes von Siamesischen Behörden bestraft werden.

Artikel 11.
Wenn gegen Schise eines der kontrahirenden Deutschen Staaten an der Küste oder

in der Nähe des Königreichs Siam ein Att der Seeräuberei begangen werden sollte, so
sollen, auf die Nachricht davon, die Behörden des nächstgelegenen Platzes alle Mittel
zur Gefangennahme der Seeräuber und Wiedererlangung des geraubten Gutes aufbie-
ten, und soll sodann das Letztere an den Konsular-Beamten behufs Rückerstattung an
die Eigenthümer abgeliefert werden. Dasselbe Verfahren soll von den Siamesischen Be-
hördenin allen Fällen von Plünderung und Näuberei, die auf dem Lande gegen das
Eigenthum Deutscher Unterthanen begangen werden möchte, eingehalten werden. Die
Siamesische Regierung soll nicht verantwortlich gehalten werden für gestohlenes Eigen-
thum Deutscher Angehörigen, sobald bewiesen ist, daß sie alle in ihrer Macht stehenden
Mittel angewandt hat, es wiederzuerlangen, und derselbe Grundsatz soll auf Siamesische
Unterthanen, die sich unter dem Schutze eines der kontrahirenden Deutschen Staaten
befinden und auf deren Eigenthum zur Anwendung kommen.

Artikel 12.

Die Siamesischen Behörden sollen dem Deutschen Konsular-Beamten, auf dieß-
fallsiges schriftliches Ansuchen, alle Hülfe und Unterstützung gewähren zur Auffindung
und Verhaftung Deutscher Matrosen oder sonstiger Unterthanen, sowie von Personen,
die unter dem Schutze einer Deutschen Flagge stehen. Desgleichen soll der Deutsche
Konsular-Beamte, auf Requisition, von den Siamesischen Behörden jeden erforderlichen
Beistand und genügende Mannschaft erhalten, um seiner Antorität über Deutsche Unter-
thanen gebührende Geltung zu verschaffen unddie Disciplin unter der Deutschen Marine
in Siam aufrecht zu erhalten. In gleicher Weise haben, wenn ein der Desertion oder
eines anderen Verbrechens schuldiger Siamese sich in das Haus eines Unterthanen
eines der kontrahirenden Deutschen Staaten oder an Bord eines Schiffes derselben
flüchten sollte, die Lokal-Behörden sich an den Deutschen Konsular-Beamten zu
wenden, und dieser wird, auf erfolgten Nachweis der Strafbarkeit des, Angeklagten,
sofort dessen Verhaftung genehmigen. Jede Hehlerei oder Connivenz soll beiderseits
auf das Sorgfältigste vermieden werden.

Artikel 13.
Sollte ein Unrerthan eines der Deutschen kontrahirenden Staaten, der im

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXV. 31
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Königreiche Siam ein Geschäft treibt, insolvent werden, so hat der Deutsche Kon—
sular-Beamte sein sämmtliches Vermögen in Beschlag zu nehmen, um dasselbe pro
rala unter die Gläubiger vertheilen zu können. Von Seiten der Siamesischen Behörden
soll dem Konsular-Beamten zu dem Ende alle Unterstützung zu Theil werden. Letzterer
soll kein Mittel unversucht lassen, um auch solches Vermögen zum Besten der Gläubiger
einzuziehen, welches der Fallit in anderen Ländern besitzen möchte. In gleicher Weise
sollen in Siam die Behörden des Königreiches das Vermögen derjenigen Siamesischen
Unterthanen adjudiciren und vertheilen, welche ihren Geschäftsverbindlichkeiten gegen
Unterthanen der kontrahirenden Deutschen Staaten nicht sollten nachkommen können.

Artikel 14.
Sollte ein Siamesischer Unterthan einem Deutschen Staatsangehörigen die Zah-

lung einer Schuld verweigern, oder ihr auszuweichen suchen, so sollen die Siamesischen
Behörden dem Gläubiger jede Hülfe und Erleichterung gewähren, damit er zu dem
Seinigen komme. In gleicher Weise soll der Deutsche Konsular-Beamte Siamesischen
Unterthanen allen Beistand leisten, um in den Besitz ihrer etwaigen Forderungen gegen
Unterthanen der kontrahirenden Deutschen Staaten zu gelangen.

Artikel 15.
Im Falle des Ablebens eines ihrer respectiven Unterthanen in dem Gebiete des

einen oder des anderen der Hohen vertragenden Theile, soll sein Nachlaß dem Voll—
strecker seines letzten Willens, oder in dessen Ermangelung der Familie oder den Ge—
schäftstheilhabern des Verstorbenen übergeben werden. Hat der Verstorbene auch keine
Verwandte oder Geschäftstheilhaber, so soll sein Nachlaß in den Staaten der Hohen
vertragenden Theile, soweit die Gesetze des Landes es gestatten, dem Gewahrsam der
respektiven Konsular-Beamten übergeben werden, auf daßdiese in üblicher Weise nach
den Gesetzen und Gewohnheiten ihres Landes damit verfahren.

Artikel 16.

Kriegsschiffe eines der kontrahirenden Deutschen Staaten dürfen in den Fluß ein-
laufen und bei Paknam Anker werfen; wollen sie aber nach Bangkok hinaufgehen, so
müssen sie zuvot die Siamesischen Behörden davon benachrichtigen und sich mit denselben
über den Ankerplatz verständigen.

Artikel 17.

Sollte ein Deutsches Schiff einen Siamesischen Hafen in Noth anlaufen, so sollen
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die Ortsbehörden demselben bei Vornahme der nöthigen Ausbesserungen und Einnahme
von frischem Proviant jede Erleichterung gewähren, damit es im Stande ist, die Reise
fortzusetzen. Sollte ein Deutsches Schiff an der Küste des Königreichs Siam scheitern,
so sollen die Siamesischen Behörden des nächstgelegenen Platzes auf die Nachricht davon
sofortderMannschaftallenmöglichen Beistand leisten, ihrem Mangel abhelfen und alle
Maßregeln ergreifen, die zur Rettung und Sicherung des Schiffes und der Ladung
nothwendig sind. Sie sollen sodann den Deutschen Konsular-Beamten von dem, was
ihrerseits geschehen, benachrichtigen, damit dieser in Gemeinschaft mit der kompetenten
Siamesischen Behörde die nöthigen Schritte thun kann, um die Mannschaft nach Hause
zu senden, und wegen Wrack und Ladung die nöthigen Verfügungen zu treffen.

Artikel 18.
Gegen Zahlung der weiter unten bemerkten Ein= und Aus-Fuhrzölle sollen

die einem der kontrahirenden Deutschen Staaten angehörenden Schiffe und deren La-
dungenin den Siamesischen Häfen, sowohl bei dem Eingehen wie bei dem Ausgehen,
von allen Tonnen-, Lootsen= und Anker-Geldern oder sonstigen Abgaben irgend wel-
cher Art frei sein. Solche Schiffe sollen alle Privilegien und Freiheiten genießen,
welche, sei es den Dschunken und eigenen Fahrzeugen von Siam, sei es den Schiffen
der meistbegünstigten Nation, jetzt eingeräumt sind, oder künftig eingeräumt werden
möchten,

Artikel 19.
Der Zoll auf Waaren, welchein Schiffen, die einem der kontrahirendenDeutschen

Staaten angehören, in das Königreich Siam eingeführt werden, soll drei Prozent vom
Werthenicht übersteigen. Derselbe soll nach Wahl des Importeurs entweder in natura
oder in Geld bezahlt werden können. Wenn der Importeur sich mit den Siamesischen
Zollbeamten über den Werth einer bestimmten eingeführten Waare nicht einigen kann,
so soll eine Berufung an den Konsular-Beamten und die zuständige Siamesische Be-
hörde Statt finden, welche, nachdem sie erforderlichen Falles jeder einen oder zwei
Kaufleute als beiräthige Sachverständige zugezogen haben, die Sache der Gerechtigkeit
gemäß entscheiden sollen.

Nach Entrichtung des genannten Einfuhrzolles von drei Prozent kann die Waare
frei von jeder weiteren Abgabe und Belastung en gros oder en dölail verkauft wer-
den. Sollten Waaren gelandet, aber nicht verkauft und dann wieder zum Export
verschifft werden, so ist der gesammte darauf bezahlte Zoll zurückzuzahlen. Ueber-

31°
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haupt soll kein Zoll von nicht verkauften Ladungen erhoben werden. Auf die einmal
eingeführten Waaren aber sollen keine weiteren Zölle, Steuern oder Auflagen gelegt
oder von ihnen erhoben werden, sobald dieselben in die Hände Siamesischer Käufer
übergegangen sind.

Artikel 20.
Der von Siamesischen Erzeugnissen vor oder bei der Verschiffung zu zahlende

Zoll soll nach dem, dem gegenwärtigen Vertrage beigefügten Tarife erhoben werden.
Jeder nach diesem Tarife einem Ausfuhrzoll unterliegende Artikel soll im ganzen König-
reiche Siam von allen Durchgangs= oder sonstigen Abgaben frei sein, und eben so
sollen alle diejenigen Siamesischen Erzeugnisse, welche bereits einer Durchgangs= oder
sonstigen Besteuerung unterlegen haben, vor oder bei der Verschiffung überall nicht
weiter, weder nach Maßgabe des angeschlossenen Tarifs, noch in irgend sonstiger Weise
bestellert werden dürfen. « ’

s Artikel 21.

Gegen Zahlung der oben genannten Zölle, welche künftig nicht erhöht werden
dürfen, soll es den Unterthanen der Deutschen kontrahirenden Staaten freistehen, von
Deutschen und fremden Häfen, in das Königreich Siam einzuführen und eben so, wohin
sie wollen, guszuführenalleundjedeWaare,welchenichtamTagederUnterzeichnung
des gegenwärtigen Vertrages der Gegenstand eines förmlichen Verbotes oder eines be-
sonderen Monopols ist. Indessen behält die Siamesische Regierung sich das Recht vor,
die Ausfuhr von Reis zu verbieten, wenn ihrer Meinung nach Grund vorliegt, einen
Mangel im Lande zu befürchten. Doch soll ein solches Verbot, welches einen Monat,
bevor es in Kraft tritt, zu publiziren ist, auf die Erfüllung von Contrakten, welche in
gutem Glauben vor der Publikation desselben abgeschlossen sind, keinen Einfluß üben,
und sollen Deutsche Kaufleute die Siamesischen Behörden von jedem Contrakte in Kennt-
niß setzen, densie vor dem Verbote abgeschlossen haben. Auch soll es erlaubt sein, daß
Schiffe, welche zur Zeit der Ankündigung des Ausfuhrverbotes bereits in Siam ange-
kommen, oder welche von China oder Singapore aus nach Siam unterwegs sind, und
die dortigen Häfen eher verlassen haben, als das Ausfuhrverbot dadurch bekannt sein
konnte, mit Reis behufs Ausfuhr desselben beladen werden. Sollte die Siamesische
Regierung demnächst den Zoll auf irgend welche, in Siamesischen oder anderen Schiffen
ein= oder ausgeführte Waaren herabsetzen, so sollen die Vortheile solcher Herabsetzung
sofort auch den gleichen Erzeugnissen zu Gute kommen, welche in Schiffen der Deutschen
kontrahirenden Staaten ein= oder ausgeführt werden.
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Artikel 22.

DieKonsular-Beamtender kontrahirenden Deutschen Staaten haben darauf zu
sehen, daß die Deutschen Kaufleute und Schiffer sich den Vorschriften gemäß verhalten,
welche dem gegenwärtigen Vertrage beigefügt sind, und die Siamesischen Behörden
sollen sie zu diesem Ende unterstützen. Alle durch Uebertretungen des gegenwärtigen
Vertrages verwirkten Geldstrafen sollen der Siamesischen Regierung zufallen.

Artikel 23.
Den kontrahirenden DeutschenStaatenundihren Unterthanen wird die freie und

gleiche Theilnahme an allen Privilegien zugestanden, welche der Regierung, den Bürgern
oder Unterthanen irgend einer anderen Nation Seitens der Siamesischen Regierung
bisher bewilligt worden sind oder noch bewilligt werden möchten.

Artikel 24.

Nach Ablauf von zwölf Jahren, vom Tage der Ratifikation dieses Vertrages an
gerechnet, können die kontrahirenden Staaten eine Revision des gegenwärtigen Ver—
trages, sowie der unten angehängten Handelsbestimmungen und des Tarifs beantragen,
um diejenigen Abänderungen, Züsätze und Verbesserungen daran vorzunehmen, welche
die Erfahrung als wünschenswerth dargethan haben sollte. Einsolcher Antrag muß
jedoch mindestens ein Jahr zuvor angekündigt werden.

Artikel 25.

Dergegenwärtige Vertrag ist in Deutscher, Siamesischer und Englischer Sprache
vierfach ausgefertigt worden. Alle diese Ausfertigungen haben denselben Sinn und
dieselbe Bedeutung, aber der Englische Text wird als der Urtext des Vertrages ange—
sehen werden, dergestalt, daß, wenn eine verschiedene Auslegung des Deutschen und
Siamesischen Textes irgendwo Statt finden sollte, die Englische Ausfertigung ent—
scheidend sein soll.

Der Vertrag soll sofort in Kraft treten und die Ratifikationen desselben sollen
binnen achtzehen Monaten, vom heutigen Tage an gerechnet, zu Bangkok ausgetauscht
werden.

Dessen zu Urkunde haben die Eingangs genannten Bevollmächtigten den gegen-
wärtigen Vertrag unterzeichnet und untersiegelt zu Bangkok am siebenten Tage des
Monats Februar im Jahre des Herrn Eintausend Achthundert und Zwei und Sechs-
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zig, entsprechend dem Siamesischen Datum vom achten Tage des dritten Mondes
im Jahre des Hahns, dem dritten des Jahrzehends und dem elften der gegenwär-
tigen Regierung, im Jahre Eintausend Zweihundert und Drei und Zwanzig der
Siamesischen bürgerlichen Zeitrechnung.

(lIs) (gez.) Graf Enulenburg.
(LS) (gez.) Krom-ma Lu-zang Wougsa Ti-raat Sen-nit.
(lI) (gez.) Tschaupraja Sisuriwong Samuha Prakralahoom.
(LS) (gez.) Tschaupraja Nawiwong Maha Kosatibodi.
(L) (gez.) Tschaupraja Jommerat.
(1s) (gez.) Praja Montri Prakralahoom Fainiie.

 W— —

 XXXV. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 13. December 1864, die Ertheilung eines
Mivilegiums für A. Mosselmann Comp. zu Paris auf ein neues

Verfahren, künstlichen Dünger aus thierischen Auswürfen oder ähnlichen
befruchtenden Stoffen mi# fettem Kalk zu erzeugen.

Mit höchster Genehmigung Serenissimi ist dem A. Mosselmann &amp; Comp.
zu Paris ein Privilegium auf ein neues Verfahren, künstlichen Dünger aus thie-
rischen Auswürfen oder ähnlichen befruchtenden Stoffen mit fettem Kalk zu erzeugen,
in der durch Beschreibung nachgewiesenen Weise auf fünf nach einander folgende
Jahre von heute ab für den Umfang des hiesigen Fürstenthums mit der Wirkung
ertheilt, daß ohne seine Zustimmung Niemand befugt sein soll, dieses von ihm er-
fundene Verfahren in Anwendung zu bringen. Dieses Privilegium ist jedoch als-
dann als erloschen zu betrachten, wenn die Anwendung der fraglichen Erfindung
in dem hiesigen Fürstenthume nicht binnen Jahresfrist nachgewiesen werden kann.
Auch wird die Neuheit der Erfindung im Sinne der, nach der Bekanntmachung
des vormaligen Fürstlichen Geheimeraths-Collegiums vom 12. April 1843 bei Er-
theilung von Erfindungs-Patenten in den deutschen Zollvereins-Staaten zu beobach-
tenden Grundsätze ausdrücklich vorausgesetzt.
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Die unterzeichnete Fürstliche Regierung macht solches zur allgemeinen Nach—

achtung hiermit öffentlich bekannt.
Rudolstadt, den 13. December 1864.

Fürstl. Schwarzb. Negierung.
v. Bertrab.

K. A. Vater.

XXXVI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 23. December 1864, die zwischen der Fürstlich Schwarzburg-Rudol-

städtischen und der Königlich Sächsischen Regierung wegen der in Criminal-
und Polizeistrafsachen erwachsenden Kosten abgeschlossene Convention

betreffend.
Nachstehende Ministerial-Erklärung wird, nachdem solche gegen eine gleich-

lautende der Königlich Sächsischen Regierung ausgewechselt worden ist, anmit zur
öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 23. December 1864.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Zwischen der Königlich Sächsischen Regierung und der Fürstl. Schwarzburgischen
Regierung zu Rudolstadt ist wegen der in Criminal= und Polizeistrafsachen erwach-
senden Kosten folgende Uebereinkunft getroffen worden.

Art. 1.
Wenninstrafrechtlichen Untersuchungen durch die Requisition einer Gerichtsbe-

hörde des einen Staates an eine solche des anderen bei letzterer baare Auslagen noth-
wendig werden oder sonst Gebühren und Kosten entstehen, so soll der requirirenden
Behörde eine Vergütung dieser Auslagen und Kosten niemals angesonnen werden und
zwar ohne Unterschied., ob das endliche Erkenntniß die Tragung der Kosten einer Unter-
suchung der Staatskasse oder dem Angeschuldigten oder sonst einem Verpflichteten zu-
weisen wird (vergl. jedoch Art. 2).

Zu solchen baaren Auslagen und sonstigen Kosten werden insbesondere gerechnet:
alle Auslagen für Verpflegung, Transport und Bewachung der Gefangenen, Boten-
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löhnungen, dann Protocollirungs-, Schreib- und Abschriftgebühren, Stempeltaxen,
sowie alle an Gerichtspersonen, Zeugen und Sachverständige oder an Gerichtskassen
sonst zu entrichtende Gebühren und andere Kosten dieser Art.

Art. 2.
Diein dieser Weise erwachsenen Kosten sind von der requirirten Behörde nach

den im Inlande geltenden Normenin gehöriger Weise anzusetzen, und gleich den anderen
durch die öffentlichen Kassen zu berichtigenden Kosten in Verrechnung zu bringen und in
Ausgabe deecretiren zu lassen.

Da übrigens durch diese Uebereinkunft die Verbindlichkeit derjenigen angeschul-
digten Privaten, welche die Kosten zu tragen verurtheilt werden, nicht aufgehoben sein
soll, so wird die requirirte Gerichtsbehörde ein Verzeichniß der durch Erfüllung der
Requisition erwachsenen Kosten der reguirirenden Behörde mittheilen, welche ihrerseits
diese Kostenin die allgemeine Kostenliquidation der betreffenden Sache aufnehmen und
geeigneten Falls zur Vereinnahmung decretiren, auch, dafern sie von dem hierzu Ver-
pflichteten erlangt werden, der requirirten Behörde kostenfrei übermitteln wird.

Art. 3.

Die dergleichen Requisitionen betreffenden Korrespondenzen der Behörden sollen,
wenn sie mit entsprechender Aufschrift versehen und mit dem vorschriftsmäßigen Dienst-
siegelverschlossen sind, als Offizialsachen im Sinne von Art. 28 des Postvereinsver-
trags vom 18. August 1860,soweit dieses zulässig, behandelt, in keinem Falle aber
soll den Königlich Sächsischen Behörden Postgeld angesonnen werden.

Att. 4.
Dieselben Grundsätze sollen bezüglich der Nequisitionen in polizeilichen Unter—

suchungsfällen zur Anwendung kommen.
Art. 5.

Vorstehende Bestimmungen sollen vom Tage ihrer Bekanntmachung an in Vollzug
gesetzt werden und vorläufig auf die Dauer von zwölf Jahren, vom 1. December d. J.
an gerechnet, dann aber so lange gültig sein, bis einer der beiden contrahirenden Theile
durch vorgängige einjährige Kündigung dem anderen Theile seine Absicht mitgetheilt
haben wird, gegenwärtige Vereinbarung außer Vollzug zu setzen.

Rudolstadt, den 4. November 1864.
(L. S.) Fürstl. Schwarzb. Ministerium.

(gez.) v. Bertrab.

—..—
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